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Zur Diskussion gestellt

Reform der Grundsteuer: Gerechtere Verteilung der Steuerlasten 
oder Kostenexplosion?

Anfang Juni 2016 wurde mit großer Mehrheit eine Bundesratsinitiative zur Re-
form der Grundsteuer beschlossen, die jedoch von Bayern und Hamburg abge-
lehnt wird. Führt der Vorschlag zu einer gerechteren Verteilung der Steuerlasten 
oder zu einer Kostenexplosion? Markus Söder, Bayerischer Staatsminister der 
Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat, befürchtet, dass der von Hessen 
und Niedersachsen vorgestellte Gesetzentwurf für eine neue Steuerbasis für die 
Grundsteuer mittelfristig eine Kostenexplosion für bayerische Hauseigentümer 
und Mieter bedeuten könnte. Diese Steuererhöhung sei abzulehnen. Für Thomas 
Schäfer, Hessischer Minister der Finanzen, ist die Reform »eine Frage der Ge-
rechtigkeit«. Wolfram Scheffler, Universität Erlangen-Nürnberg, weist darauf hin, 
dass die Reform der Grundsteuer nicht nur aufgrund von Aufkommenseffekten 
für die Gemeinden von Interesse ist, vielmehr sind auch die bei den Bürgern sich 
ergebenden Belastungswirkungen zu berücksichtigen. Gisela Färber, Deutsche 
Universität für Verwaltungswissenschaften, Speyer, sieht das lange Ringen der 
Länder um eine Reform der Grundsteuer auch im Zusammenhang mit ihrer Aus-
wirkung auf den Länderfinanzausgleich. Nach Ansicht von Dirk Löhr, Hochschule 
Trier, existieren, anders als im Gesetzesantrag der Länder dargestellt, durchaus 
Alternativen zur geplanten Gesetzesänderung. Dies vor allem in Gestalt einer rein 
bodenbezogenen Grundsteuer. Für Helmut Dedy, Deutscher Städtetag, genügt 
das vorgeschlagene Reformmodell allen wesentlichen Anforderungen der Städ-
ten und Gemeinden an eine Grundsteuerreform. Aus kommunaler Sicht kom-
me es jetzt darauf an, ein entsprechendes Gesetzgebungsverfahren schnell auf 
den Weg zu bringen. Ralph Henger und Thilo Schaefer, Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln, finden, dass das neue Bewertungskonzept unverhältnismäßig 
aufwendig ist, zu Fehlanreizen in der Nutzung von Grundstücken führt und ver-
fassungsrechtlich problematisch ist. Nach Ansicht von Peter Tschentscher, Fi-
nanzsenator der Freien und Hansestadt Hamburg, führt das Reformmodell der 
Finanzministerkonferenz zu extremen Grundsteuerbewertungen und übermäßi-
gen Belastungen von Grundeigentümern und Mietern in Metropolregionen.

Nachtrag: Steigende Immobilienpreise und steigende Wohnungsnot: 
Wohnungsmarkt aus dem Gleichgewicht?

Ergänzend zu den Beiträgen im ifo Schnelldienst 16/2016 kommentiert Barbara 
Hendricks, Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit, die aktuelle Situation und stellt das »Bündnis für bezahlbares Wohnen und 
Bauen« vor.

Szenarien für eine nachhaltige Finanzierung der Gesetzlichen 
Rentenversicherung
Axel Börsch-Supan, Tabea Bucher-Koenen und Johannes Rausch

Axel Börsch-Supan, Tabea Bucher-Koenen und Johannes Rausch, MEA – Mu-
nich Center for the Economics of Aging am Max-Planck-Institut für Sozialrecht 
und Sozialpolitik, München, zeigen, dass die Lage der GRV bis 2030, dem Zeit-
horizont des aktuellen Rentenversicherungsberichts, stabil im Sinne der Marken, 
die §154 SGB VI gesetzt hat, ist. Bei derzeitiger Rechtslage wird der Beitragssatz 
jedoch ab 2031 die 22%-Marke überschreiten, und das Nettorentenniveau vor 
Steuern wird ab 2036 die 43%-Grenze unterschreiten. Eine Fixierung des Netto-
rentenniveaus auf 46% (50%) würde Mehrkosten von ca. 17,5 (38) Mrd. Euro im 
Jahr verursachen und den Beitragssatz im Jahr 2040 auf über 24% (26%) anhe-

3

27

Forschungsergebnisse

31



ben. Eine automatische Anpassung der altersabhängigen Parameter in der GRV 
an die Lebenserwartung kann das Sicherungsniveau dagegen dauerhaft über 
43% halten, ohne dass es zu einer Erhöhung des Beitragssatzes über 23% kom-
men wird. Aus diesen Überlegungen folgt, dass es nicht nur keine finanziellen 
Spielräume gibt, den Leistungsumfang der Sozialsysteme auszuweiten, sondern 
es im Gegenteil weiterhin notwendig ist, Reformen zur langfristigen Finanzierbar-
keit der GRV in Angriff zu nehmen.

Die Freihandelsabkommen TTIP und CETA und ihre Auswirkungen – 
was sagen die Ökonomen?
Florian Dorn, Manuela Krause, Niklas Potrafke und Daniel Weishaar

In der Juli-Umfrage des Ökonomenpanels von ifo und FAZ wurden Professoren 
für Volkswirtschaftslehre an deutschen Universitäten zu den geplanten Freihan-
delsabkommen TTIP und CETA befragt. Die Mehrheit der Teilnehmer befürwortet 
demnach die beiden Freihandelsabkommen und erwartet von diesen für alle je-
weils beteiligten Länder positive ökonomische Impulse. Zugleich hält es aber eine 
Mehrheit für unwahrscheinlich, dass die noch laufenden TTIP-Verhandlungen zu 
einem Abschluss kommen werden. Ein Scheitern hätte laut einer Mehrheit der 
befragten Ökonomen negative Auswirkungen für die deutsche Wirtschaft und 
das politische Gewicht Europas in der Welt. 

Investitionsneigung schwächt sich ab – Leasing expandiert 
überdurchschnittlich
Stefan Sauer und Arno Städtler

Der auf den Geschäftslagebeurteilungen der Leasinggesellschaften basieren-
de Investitionsindikator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher 
Leasing-Unternehmen gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2016 einen 
eher moderaten Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen einschließlich der sonsti-
gen Anlagen von 2,3%, nach einem Plus von 4,2% im Vorjahr. 

Deutsche Industrie: Für 2016 erhöhte Investitionsbereitschaft
Annette Weichselberger

Nach den Ergebnissen der aktuellen Erhebung hat das deutsche Verarbeitende 
Gewerbe seine Investitionen 2015 um 2% erhöht. Für 2016 planen die Unterneh-
men im Verarbeitenden Gewerbe, die Investitionsausgaben um 7% (real: 6%) zu 
steigern. Hauptzielsetzung der Investitionstätigkeit war 2015 und ist auch 2016 
die Kapazitätserweiterung.

Kurz zum Klima. Alle Jahre wieder? Das Klimaphänomen El Niño 
und die Agrarmärkte
Julia Schricker und Jana Lippelt

Eines der bekanntesten Klimaphänomene ist das El-Niño-Phänomen. Starke 
El-Niño-Episoden können mit schweren Schäden an Umwelt und Landwirtschaft 
einhergehen und haben weitreichende sozioökonomische Konsequenzen. Der 
Beitrag erläutert zunächst die Entstehung des El-Niño-Phänomens und unter-
sucht anschließend die Auswirkungen auf die Umwelt und die Wirtschaft der 
betroffenen Länder.

Daten und Prognosen
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Steuerlasten oder Kostenexplosion?
Reform der Grundsteuer: Gerechtere Verteilung der

Die Grundsteuer in Deutschland steht seit langem in der Kritik. Insbesondere wird eingewandt, 

dass die Grundsteuer auf jahrzehntealten Werteverhältnissen beruht. Die geltende Grundlage 

für die Grundsteuer ist nicht mehr zeitgemäß, möglicherweise sogar nicht verfassungsgemäß. 

Anfang Juni 2016 wurde mit großer Mehrheit eine Bundesratsinitiative zur Reform der Grundsteu-

er beschlossen, die jedoch von Bayern und Hamburg abgelehnt wird. Führt der Vorschlag zu einer 

gerechteren Verteilung der Steuerlasten oder zu einer Kostenexplosion?

Einfach und fair: Bayerns 

Grundsteuermodell

Der von Hessen und Niedersachsen am 
22. Juli vorgestellte Gesetzentwurf für ei­
ne neue Steuerbasis für die Grundsteuer 
bedeutet mittelfristig eine Kostenexplo­
sion für bayerische Hauseigentümer und 
Mieter. Diese Steuererhöhung lehnen wir 
entschieden ab. 

Keine Steuererhöhungen

Wir haben im Herbst 2013 im Koalitions­
vertrag vereinbart, Bürger und Unterneh­
men keine zusätzlichen Steuerbelastun­
gen zuzumuten. Wir haben uns damit dar­
auf verständigt, keine Steuererhöhungen 
zu beschließen. An diesem Versprechen 
muss sich die Politik messen lassen. Bay­
ern sieht sich als Garant dafür, dass diese 
Zusage auch eingehalten wird. Nach dem 
Verständnis Bayerns umfasst dies auch, 
dass der Bundestag keine Gesetze be­
schließt, die aufgrund ihrer Konzeption 
mittel­ oder langfristig zu Steuermehrbe­
lastungen führen.

Nach dem Willen der überwiegenden 
Mehrheit der Länder, allen voran Hessen 
und Niedersachsen, soll bei der neuen 
Grundsteuerbasis der Grund und Boden 
mit dem aktuellen Verkehrswert angesetzt 
werden. Es wird viele Verlierer geben, die 
nach der Reform spürbar mehr Grund­
steuer zahlen müssen als zuvor. Bayern 
ist überzeugt: Die absehbare Bodenwert­
entwicklung in großen Teilen des Freistaa­
tes würde zu einer stetig steigenden 
Grundsteuerbasis führen, die dann wie­
derum eine dynamisch steigende Grund­
steuerbelastung ergibt, sofern die Städte 

und Gemeinden ihre Hebesätze nicht ent­
sprechend senken.

Die Lage auf dem Wohnungsmarkt ist 
angespannt. Die dadurch verursachte 
steigende Miet­ und Grundstückspreis­
entwicklung darf nicht weiter angefacht 
werden, die ohnehin hohen Grund­
stücks­ und Mietkosten in vielen Regio­
nen Bayerns würden weiter verteuert. 
Einer auch durch die Grundsteuer ange­
heizten Explosion der Nebenkosten für 
jeden Eigenheimbesitzer, jeden Mieter 
und jedes Unternehmen muss Einhalt 
geboten werden.

Städte und Gemeinden brauchen 
eine verlässliche Steuerquelle

Die Grundsteuer fließt ausschließlich den 
Städten und Gemeinden zu. Für sie ist die 
Grundsteuer eine der zentralen Steuer­
quellen. Sie ist die verlässliche Basis, auf 
die die politischen Entscheidungsträger 
vor Ort vertrauen können. Die Grundsteu­
er trägt wesentlich zur Finanzierung der 
gemeindlichen Infrastruktur bei. Bundes­
weit betragen die Einnahmen der Städte 
und Gemeinden aus der Grundsteuer 
jährlich 13 Mrd. Euro. 

Für alle Beteiligten braucht es eine Grund­
steuer mit solider Grundlage. Langjährige 
Rechtsstreitigkeiten zwischen Grund­
stückseigentümer und Steuerverwaltung 
über die Höhe des maßgebenden Boden­
werts bergen enorme Risiken für die kom­
munalen Haushalte. Aber auch Eigen­
heimbesitzer, Mieter und Unternehmen 
wollen Rechtssicherheit, wie hoch ihre 
Grundsteuerbelastung sein wird. Das der­
zeit vorliegende Reformkonzept erfüllt die­
se Voraussetzungen nicht. Eine aufgrund 
der absehbaren Bodenwertentwicklung 
steigende Grundsteuer ist keine Lösung. 

 * Dr. Markus Söder, MdL, ist Bayerischer Staatsmi­
nister der Finanzen, für Landesentwicklung und 
Heimat.

Markus Söder*
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Kein Einstieg in eine Vermögensteuer 

In den Parteien werden derzeit die politischen Konzepte 
diskutiert, mit denen man im Herbst nächsten Jahres zur 
Bundestagswahl antreten will. Pressemeldungen zufolge 
beschäftigen sich SPD und Grüne intensiv mit der Wieder­
einführung einer Vermögensteuer. Voraussetzung für eine 
neue Vermögensteuer sind auch verkehrswertnahe, ständig 
aktualisierte Grundstückswerte. 

Der Gesetzentwurf der Länder Hessen und Niedersachsen 
zur Änderung des Bewertungsgesetzes ist ein erster Schritt 
in Richtung Vermögensteuer. Eine Rückkehr zu einer leis­
tungsfeindlichen Neidsteuer, die wirtschaftliches Wachstum 
erstickt und Leistungsträger ins Ausland abwandern lässt, 
wäre dann einfach möglich. Das ist mit Bayern nicht zu 
machen. Wir lehnen auch deshalb den Gesetzentwurf ab. 
Einer neuen Vermögensteuer soll so ein Riegel vorgescho­
ben werden. 

Neue Grundsteuer benachteiligt Zahlerländer im 
Länderfinanzausgleich

Es spricht sehr vieles dafür, dass in Bayern wie in den wei­
teren Boomregionen Deutschlands die Grundstückspreise 
weiter und überproportional steigen. Dies führt dazu, dass 
Bayern auch noch wegen der Grundsteuer mit weiter stei­
genden Leistungen in den Länderfinanzausgleich rechnen 
müsste. Im nächsten Doppelhaushalt 2017/1018 wird Bay­
ern voraussichtlich 12,4 Mrd. Euro im Länderfinanzausgleich 
zahlen – mehr als 10% des gesamten Haushalts! Wir müssen 
diese Zahlungen reduzieren, statt sie mit derartigen Gesetzen 
und Regelungen weiter nach oben zu treiben. Gleichzeitig ist 
es unverständlich, dass das Land Hessen erst kürzlich seine 
hohe Pro­Kopf­Belastung als Zahlerland in den Länderfinanz­
ausgleich beklagt hat, andererseits ein Konzept auf den Weg 
bringt, das diese absehbar weiter steigern würde.

Lösung: Regionalisierung der Grundsteuer

Seit Jahren setzt Bayern sich für mehr Selbstbestimmung 
und Eigenverantwortung für die Länder auch im Steuerbe­
reich ein. Die Länderparlamente sollen selbst über die Steu­
ern entscheiden, deren Aufkommen ihnen oder ihren Kom­
munen zusteht. Die Grundsteuer als reine Gemeindesteuer 
ist für eine gesetzliche Regelung auf der Länderebene daher 
bestens geeignet.

Aus der Sicht Bayerns ist die Regionalisierung der Grund­
steuer die einzige Möglichkeit, den bestehenden Grundsatz­
streit bei der Reform der Grundsteuer aufzulösen. Es beste­
hen ohnehin erhebliche Zweifel, ob der Bund die Gesetzge­
bungskompetenz für eine Reform der Grundsteuer haben 
würde. Dies soll durch eine Änderung der Finanzverfassung 

im Grundgesetz geregelt werden – die Zuständigkeit für die 
Reform der Grundsteuer soll beim Bund zementiert werden. 
Bayern wird eine solche Änderung nicht mittragen. Jedes 
Land muss die Chance erhalten, das eigene Reformkonzept 
auch zu verwirklichen. 

Bayern will eine faire Einfach-Grundsteuer

Unser Modell ist einfach, fair und schnell zu berechnen, da 
sich die Grundsteuer ausschließlich an klaren physikalischen 
Größen orientiert: Flächengröße und Nutzung sollen die Ba­
sis für die Grundsteuer bilden. Auf diese wendet die jewei­
lige Stadt oder Gemeinde noch den von ihr beschlossenen 
Hebesatz an, und die Grundsteuerschuld ist ermittelt. 

Eine so ausgestaltete Grundsteuer ist gegenüber dem 
Grundstückseigentümer nachvollziehbar und transparent – 
das schafft Akzeptanz und schnelle Rechtssicherheit. Im 
Gegensatz zu einem Verkehrswertmodell ist sie nicht streit­
anfällig. Die Grundstücks­ und Gebäudeflächen stehen fest 
– die Grundsteuer könnte im Bereich der reinen Wohnnut­
zung vollautomatisch verwaltet werden. Dazu kann auf den 
hohen Geodatenstandard der Bayerischen Vermessungs­
verwaltung zugegriffen werden, deren Daten dann wieder 
unmittelbare Bedeutung für die Grundsteuer gewinnen – ei­
ne Grundsteuer auf Knopfdruck. 

Kein Blindflug: Laufende Verfahren beim 
Bundesverfassungsgericht abwarten

Beim Bundesverfassungsgericht sind derzeit einige Verfah­
ren zur Steuerbasis bei der Grundsteuer anhängig, deren 
Entscheidung nicht mehr allzu lange dauern wird. Bayern 
plädiert dafür, unabhängig von den fachlichen Einwänden 
gegen das jetzt diskutierte Reformkonzept, diese Entschei­
dungen zunächst abzuwarten. Alles andere wäre eine Art 
Blindflug. 

Das Grundproblem ist unstreitig: Die Einheitswerte nach den 
Wertverhältnissen vom 1. Januar 1964 in den alten Ländern 
bzw. vom 1. Januar 1935 in den neuen Ländern sind keine 
zeitgemäße Grundlage für die Grundsteuer mehr. Es gibt 
aber kein schlüssiges Argument, warum es Bayern verwehrt 
werden sollte, ein einfaches und zukunftsfähiges Grundsteu­
ersystem zu beschließen. Alle Betroffenen haben ein Inter­
esse daran, dass die neue Grundsteuer für die Städte und 
Gemeinden verlässlich ist und die Besteuerungsgrundlagen 
einfach und von jedermann nachvollziehbar sind. Gleichzei­
tig dürfen wir die Bürger und Unternehmen nicht durch un­
nötige Steuererhöhungen zusätzlich belasten.
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Eine Frage der Gerechtigkeit!

Die große Mehrheit der Finanzministerinnen und Finanzmi­
nister der Länder sieht bei der Grundsteuer dringenden 
Handlungsbedarf. Daher hat die Finanzministerkonferenz 
nach vielen Jahren der Diskussion Anfang Juni eine Bun­
desratsinitiative zur Reform der Grundsteuer beschlossen. 
Die Länder Niedersachsen und Hessen wurden beauftragt, 
einen gemeinsam erarbeiten Gesetzentwurf dem Bundesrat 
zuzuleiten. Beide Landeskabinette haben bereits einen ent­
sprechenden Beschluss gefasst. Damit sind die Vorausset­
zungen geschaffen, dass sich der Bundesrat nach der Som­
merpause mit dem Vorhaben befassen kann. Es ist ein Ge­
bot der Gerechtigkeit, die Reform der Grundsteuer zügig 
anzugehen. Zwei Gründe sind dabei maßgeblich.

Erstens geht es darum, den Gemeinden diese verlässliche 
Einnahmequelle zu erhalten. Die Grundsteuer hat ein jähr­
liches Aufkommen von rd. 13 Mrd. Euro. Zudem ist sie un­
abhängig von der konjunkturellen Lage und hat dadurch 
einen stabilisierenden Effekt auf die kommunalen Haushal­
te. Die Kommunen benötigen diese Mittel, um ihre mannig­
faltigen Aufgaben erfüllen zu können. Die von den Kommu­
nen wahrgenommenen Aufgaben sind kein Selbstzweck. 
Vielmehr sind sie eine wesentliche Grundlage für unser Zu­
sammenleben. Die kommunale Finanzausstattung geht uns 
daher alle an. Es wäre nicht gerecht, die Kommunen bei 
der Finanzierung dieser Aufgaben in ein unkalkulierbares 
Risiko laufen zu lassen. Die Nachteile würden jeden von uns 
treffen.

Vor dem Bundesverfassungsgericht sind Verfahren anhän­
gig, in denen gerügt wird, dass die Grundsteuer auf jahr­
zehntealten Wertverhältnissen beruht. Die Grundsteuer 
knüpft an die sogenannten Einheitswerte an. Im Westen sind 
dies Werte aus dem Jahr 1964, im Osten gar Werte aus 
dem Jahr 1935. Wertanpassungen wurden nur in wenigen 
Fällen durchgeführt, z.B. wenn bei Gebäuden Neu­ oder 
Anbauten vorgenommen wurden. Bei diesen neuen Ein­

heitswertfeststellungen haben die Finanzämter aber nur den 
neuen tatsächlichen Zustand berücksichtigt. Die der Bewer­
tung zugrunde gelegten Wertverhältnisse blieben jedoch die 
aus den Jahren 1964 bzw. 1935. Jedes weitere Jahr des 
Abwartens bedeutet, ein weiteres Jahr Wertveränderung 
auszublenden. Um alle Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit 
der Grundsteuer auszuräumen und die Grundsteuer als 
kommunale Einnahmequelle abzusichern, muss nun gehan­
delt werden. Die Grundsteuer ist so zu reformieren, dass ihr 
wieder aktuelle Werte zugrunde liegen. 

Damit ergibt sich unmittelbar der nächste Gerechtigkeits­
aspekt, der eine Reform der Grundsteuer erzwingt. Es geht 
um die Verteilung der Belastungen aus der Grundsteuer. 
Diese richtet sich nach den Wertrelationen. Das Abstellen 
auf alte Werte bedeutet damit auch, die Belastungen ent­
sprechend der alten Wertrelationen zu verteilen. Offensicht­
lich haben sich die Wertveränderungen der letzten 50 Jah­
re aber unterschiedlich auf einzelne Grundstücke ausge­
wirkt. Die Wertveränderungen einfach auszublenden und 
die Grundsteuer nach überkommenen Wertrelationen zu 
erheben, kann nicht gerecht sein. Denn im Ergebnis führt 
dies dazu, dass manche gegenwärtig zu viel und andere 
zu wenig Grundsteuer zahlen. Dies gefährdet auch die Ak­
zeptanz der Grundsteuer bei den Bürgern. Nur das An­
knüpfen an eine aktuelle Wertebasis kann dies wirklich be­
reinigen.

Der erarbeitete Gesetzentwurf betrifft den ersten Schritt hin 
zur neuen Grundsteuer, indem er die Neubewertung aller 
rund 35 Mio. Grundstücke und land­ und forstwirtschaftli­
cher Betriebe regelt. Die Frage, nach welchem Verfahren die 
Neubewertung erfolgen soll, wurde lange intensiv und auch 
durchaus kontrovers zwischen den Ländern diskutiert. Da­
bei lagen die Vorstellungen zunächst sehr weit auseinander. 
Einige Länder wollten eine möglichst exakte Verkehrswert­
ermittlung (Marktwerte), wie sie bereits damals bei den Ein­
heitswerten angestrebt wurde. Andere Länder befürwor­
teten einen wertunabhängigen Ansatz. Auch Mischlösungen 
wurden betrachtet. Übergeordnetes Ziel der großen Mehr­
heit der Finanzministerinnen und Finanzminister der Länder 
war es aber schließlich, die Grundsteuer auch künftig ein­
heitlich zu regeln. Daher bedurfte es eines Kompromisses. 
Dieser sieht vor, die Grundsteuer auch künftig wertabhängig 
auszugestalten. Wichtig ist aber, dass keine Verkehrswert­
ermittlung angestrebt wird. Diese wäre sehr aufwendig und 
daher mit einer in regelmäßigen Abständen zu wiederholen­
den Neubewertung nicht in Einklang zu bringen. Schon der 
Bundesfinanzhof hat darauf hingewiesen, dass eine Abkehr 
vom Bewertungsziel des Verkehrswertes möglich ist (BFH 
vom 22. Oktober 2014 – II R 16/13): »Anders als bei der 
Erbschaftsteuer, bei der zur gleichmäßigen Erfassung der 
unterschiedlichen Vermögensarten eine durchgehend am 
gemeinen Wert orientierte Bewertung zwingend erforder-
lich ist, ist (…) bei der Grundsteuer dieses Bewertungsziel 
nicht von vornherein vorgegeben.« 

Thomas Schäfer*

 * Dr. Thomas Schäfer ist Hessischer Minister der Finanzen.
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Auch wenn es in Zukunft nicht mehr darum geht, den Ver­
kehrswert zu ermitteln, soll die Grundsteuer – so der Kon­
sens – wertabhängig ausgestaltet sein. Diese Grundsat­
zentscheidung erzwingt eine Erfassung auch der Gebäu­
dewerte, denn diese tragen – hier sind sich Wertgutachter 
und die Mehrheit der Bevölkerung einig – erheblich zum 
Wert eines Grundstücks bei. Einige Fachleute machen sich 
derzeit für eine reine Bodenwertsteuer stark, die den Wert 
der Gebäude gänzlich außer Acht lässt. Eine derartige Steu­
er ist sicherlich ein interessanter Ansatz, der aber mit dem 
gefundenen Konsens nicht in Einklang zu bringen ist. Die 
Verteilungswirkungen einer Bodenwertsteuer dürften zu­
dem dem Gerechtigkeitsempfinden vieler Bürger widerspre­
chen und daher kaum auf breite Akzeptanz stoßen. Ob man 
es gern hört oder nicht, Reformen benötigen Mehrheiten. 
Dies gilt umso mehr, je größer die Breitenwirkung eines 
Vorhabens ist, und die Grundsteuer betrifft nahezu jeden 
Bürger.

Das neue Bewertungsverfahren, auf das wir uns verständigt 
haben, ist ein runder Kompromiss aus Einfachheit und Ge­
nauigkeit. Ein einfaches Verfahren erleichtert eine komplet­
te Neubewertung in regelmäßigen Abständen. Damit wird 
verhindert, dass es in Zukunft wieder einen Bewertungsstau 
gibt. Das Ziel der Einfachheit lässt sich nur durch Pauscha­
lierungen umsetzen. Um eine gerechte Lastverteilung si­
cherzustellen, bedarf es jedoch auch eines Mindestmaßes 
an Genauigkeit. Daher sehen die neuen Berechnungsregeln 
bei den wirklich wichtigen Wertfaktoren nur begrenzte Pau­
schalierungen vor und berücksichtigen mehr Einzelheiten. 
Bei unbebauten Grundstücken wird auf die Bodenrichtwer­
te abgestellt, die die örtlichen Gutachterausschüsse festle­
gen. Bei bebauten Grundstücken wird zudem noch das 
Gebäude erfasst, wobei nach der Art des Gebäudes und 
dem Baujahr differenziert wird. Angeknüpft wird dabei an 
aktuelle Baukosten. Die Bewertung folgt der Frage, was die 
Herstellung des jeweils betrachteten Gebäudes heute kos­
ten würde. Als Korrektiv wird dann noch eine Alterswert­
minderung berücksichtigt.

Bei der Bewertung der Betriebe der Land­ und Forstwirt­
schaft kommt künftig ein typisierendes Ertragswertver­
fahren zum Einsatz. Auf einzelbetriebliche Differenzierun­
gen und Abgrenzungen kann dabei weitgehend verzichtet 
werden.

Die erste Bewertung nach den neuen Regeln soll auf den 
Stichtag 1. Januar 2022 erfolgen. Welche Werte sich dann 
für einzelne Grundstücke und Betriebe der Land­ und Forst­
wirtschaft ergeben, lässt sich heute noch nicht abschätzen. 
Denn die zu diesem Stichtag gültigen Bodenrichtwerte und 
anzusetzenden Baupreise stehen noch nicht fest. Gleiches 
gilt für die Ertragswerte bei der Land­ und Forstwirtschaft, 
die aus Statistiken der letzten fünf Jahre vor dem Stichtag 
abgeleitet werden. Die Finanzämter werden um den Jahres­
wechsel 2022/2023 mit den Bewertungsarbeiten beginnen. 

Sie werden aber einige Jahre benötigen, um alle Grundstücke 
und Betriebe der Land­ und Forstwirtschaft zu bewerten.

Doch selbst wenn die neuen Werte umfassend vorliegen, 
wird es noch nicht möglich sein, daraus die Höhe der neu­
en Grundsteuer für ein einzelnes Grundstück abzuleiten. 
Schon bisher wird der gemeindliche Hebesatz nicht unmit­
telbar auf den Einheitswert angewendet, um die Grundsteu­
er zu ermitteln. Der Einheitswert wird stattdessen mit einer 
gesetzlich festgelegten Steuermesszahl multipliziert. Dies 
ergibt den sogenannten Steuermessbetrag. Hierauf findet 
dann der jeweilige Hebesatz Anwendung. Auch bei der neu­
en Grundsteuer bleibt es bei dieser Berechnungsmethode. 
Neben den gemeindlichen Hebesätzen sind damit die Steu­
ermesszahlen die Stellschrauben, um das Ziel »Aufkom­
mensneutralität« zu erreichen. Bei einem flächendeckenden 
Anstieg der neuen Werte gegenüber den bisherigen Ein­
heitswerten werden die Steuermesszahlen entsprechend 
abgesenkt. 

Erst wenn die Neubewertung der rund 35 Mio. Einheiten 
abgeschlossen ist, wird ein entsprechendes »Eintakten« der 
Steuermesszahlen möglich sein, um die angestrebte bun­
desweite Aufkommensneutralität zu erreichen. Die neuen 
Steuermesszahlen werden daher erst in einem zweiten Re­
formschritt gesetzlich festgelegt. Wenn in diesem Zusam­
menhang das Grundsteuergesetz angepasst wird, ist auch 
der Zeitpunkt gekommen, über Änderungen bei den Steu­
erbefreiungen und Steuerermäßigungen nachzudenken.

Im Bundesgebiet sind die Verhältnisse keineswegs einheit­
lich. Auf bundesweiter Basis ermittelte Steuermesszahlen 
werden daher nicht in jedem Land genau passen. Daher 
wird den Ländern erlaubt, eigene Steuermesszahlen festzu­
legen. Sie erhalten damit nie zuvor dagewesene Einfluss­
möglichkeiten auf die Höhe der Grundsteuer in ihrem Lan­
desgebiet. Dieses neue Länderrecht wird grundgesetzlich 
verankert. Macht ein Land von diesem Gestaltungsspiel­
raum keinen Gebrauch, gelten die bundesgesetzlich fest­
gelegten Messzahlen. Natürlich kann es sein, dass sich in­
nerhalb eines Landes die Werte auch sehr unterschiedlich 
entwickelt haben. Das kann auf Ebene der Gemeinden durch 
die Anpassung der Hebesätze ausgeglichen werden. Strebt 
eine Gemeinde ein höheres Grundsteueraufkommen an, 
kann sie dies bereits im geltenden Recht durch Anhebung 
ihrer Hebesätze erreichen. An dieser verfassungsrechtlich 
geschützten kommunalen Steuerautonomie kann und wird 
die Reform nichts ändern. Die Gemeindeparlamente werden 
jedoch auch weiterhin ihre entsprechenden Entscheidungen 
gegenüber ihren Bürgern vertreten müssen.

Länder und Kommunen erhalten damit alle notwendigen 
Instrumente, um die Reform in ihrem Gebiet aufkommens­
neutral auszugestalten. Klar ist, auch wenn sich bei der Neu­
bewertung durchweg höhere Werte ergeben sollten, ist da­
mit keine Kostenexplosion für Bürger, Unternehmen oder 
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Land­ und Forstwirte verbunden! Kritiker, die in der Reform 
eine generelle Steuererhöhung sehen wollen, haben entwe­
der das Konzept nicht verstanden oder möchten bewusst 
fehlinformieren.

Aufkommensneutralität bedeutet aber nicht, dass jeder Bür­
ger genau die gleiche Grundsteuer zahlen wird wie bisher. 
Vielmehr geht es darum, das jeweilige Gesamtaufkommen 
konstant zu halten. Veränderungen der Belastung eines ein­
zelnen Grundstückes oder eines Betriebes der Land­ und 
Forstwirtschaft sind hingegen unausweichlich. Sie sind die 
zwingende Folge der sich seit der letzten Bewertung verän­
derten Wertrelationen. Wenn innerhalb einer Gemeinde 
Grundstücke in manchen Lagen stärker an Wert zugelegt 
haben als in anderen Stadtteilen, wird und muss sich dies 
in der Verteilung der Grundsteuerlast widerspiegeln. Das 
vermögen die genannten Stellschrauben nicht zu verhin­
dern. Sie dürfen es auch gar nicht, denn nur mit einer Grund­
steuer, die an aktuelle Werte anknüpft, lassen sich die vom 
Bundesfinanzhof vorgebrachten verfassungsrechtlichen 
Probleme dauerhaft ausräumen. Einer Mehrbelastung ein­
zelner Grundbesitzer steht bei Aufkommensneutralität im­
mer eine entsprechende Entlastung anderer Grundbesitzer 
gegenüber. 

Bei dem Ziel einer gerechten Grundsteuer müssen wir auch 
diejenigen in den Blick nehmen, die heute zu viel Grund­
steuer zahlen, weil ihr Grundstück im Vergleich zu einem 
Grundstück in anderen Stadtteilen seit 1964 bzw. 1935 
weniger im Wert gestiegen ist. Diese Hausbesitzer und Mie­
ter werden heute benachteiligt, denn sie zahlen immer noch 
Grundsteuer entsprechend der längst vergangenen Wert­
verhältnisse und damit heute einfach zu viel. Das ist nicht 
gerecht und muss geändert werden. So sah es auch der 
Bundesfinanzhof, als er die heutigen Einheitswerte dem 
Bundesverfassungsgericht zur Entscheidung vorgelegt hat. 
Ich formuliere es nochmal ganz klar: Wenn wir hier nichts 
tun, gefährden wir auch die Akzeptanz der Grundsteuer bei 
den Bürgern!

Wer sich mit dem Vorwand, individuelle Mehrbelastungen 
generell vermeiden zu wollen, der Reform verweigert, muss 
den Hausbesitzern und Mietern in den weniger gefragten 
Vierteln auch erklären, warum sie weiterhin Jahr für Jahr die 
Steuer für Hausbesitzer in den besseren Vierteln oder Ge­
genden mitzahlen sollen. Ein Nichtstun gefährdet nicht nur 
die kommunalen Haushalte, sondern schreibt die heutige 
ungerechte Belastungsverteilung fort. 

Wer abwartet, bis die Grundsteuer in die Verfassungswid­
rigkeit läuft, geht ein hohes Risiko ein. Die große Mehrheit 
der Länder und die kommunalen Spitzenverbände erwarten, 
dass auch die Bundespolitik vor diesem Handlungsdruck 
nicht die Augen verschließt. Stattdessen heißt es, gesamt­
staatliche Verantwortung zu übernehmen und auf einen zü­
gigen Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens hinzuarbei­

ten. Bei verantwortungsvollem Handeln aller Akteure besteht 
kein Anlass, eine Kostenexplosion zu befürchten. Vielmehr 
bleibt es dabei, die Reform nun anzugehen, ist eine Frage 
der Gerechtigkeit.
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Werden die Bürger, die für 2027 geplante 

Grundsteuerreform akzeptieren?

Zeitplan

Der Bundesfinanzhof hat dem Bundesverfassungsgericht 
die Frage vorgelegt, ob die Vorschriften zur Einheitsbewer­
tung gegen den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 
Abs. 1 GG) verstoßen. Da die letzte Hauptfeststellung zum 
1. Januar 1935 (neue Bundesländer) bzw. 1. Januar 1964 
(alte Bundesländer) durchgeführt wurde, liegen die steuer­
rechtlichen Werte deutlich unter den aktuellen Verkehrswer­
ten. Besonders problematisch ist, dass sich in den letzten 
acht bzw. fünf Jahrzehnten die bewertungsrelevanten Fak­
toren sehr unterschiedlich entwickelt haben, so dass das 
Ausmaß der Unterbewertung sehr unterschiedlich ausfällt.

Nach mehreren Anläufen hat die Finanzministerkonferenz 
(FMK) am 3. Juni 2016 gegen die Stimmen der Bundeslän­
der Bayern und Hamburg beschlossen, zeitnah eine umfas­
sende Reform der Grundsteuer auf den Weg zu bringen. 
Nach der Regelung der gesetzlichen Grundlagen zur Be­
wertung und der Gesetzgebungskompetenz im laufenden 
Jahr sollen in den Jahren 2017 bis 2022 die technischen 
Voraussetzungen für eine Bewertung durch die Finanzämter 
geschaffen werden. Als Hauptfeststellungszeitpunkt ist der 
1. Januar 2022 vorgesehen. Im Jahr 2023 sollen die Steu­
erpflichtigen eine Erklärung zur Feststellung der Grundsteu­
erwerte abgeben. Zwischen 2023 und 2026 sollen die Steu­
ermesszahl angepasst und die elektronische Übermittlung 
der Messbeträge aufgebaut werden. Auf dieser Grundlage 
können die Gemeinden im Jahr 2026 ihren Hebesatz fest­
legen. Es wird angestrebt, die reformierte Grundsteuer erst­
malig im Jahr 2027 anzuwenden. Die weiteren für eine 
Grundsteuerreform wichtigen Aspekte, wie Steuerbefreiun­
gen und Folgewirkungen auf den Finanzausgleich, sollen in 
der neuen Legislaturperiode in einem weiteren Gesetzge­
bungsverfahren geregelt werden.

Der zeitliche Verlauf des Reformprozesses ist völlig unbe­
friedigend. Die geltenden Bewertungsvorschriften werden 
seit Jahrzehnten kritisiert. Sollte das Bundesverfassungsge­
richt die Auffassung des Bundesfinanzhofes bestätigen, 
dass die Einheitsbewertung seit spätestens zum 1. Januar 
2008 nicht mit dem Gleichheitsgrundsatz vereinbar ist, wür­
de in den Jahren 2008 bis 2026, d.h. über nahezu zwei 
Jahrzehnte, der Grundsteuer die verfassungsrechtliche 
Grundlage fehlen. Es bleibt abzuwarten, welche Schlussfol­
gerungen das Bundesverfassungsgericht daraus zieht.

Beibehaltung der Grundsteuer für Land- und 
Forstwirte

Die in einigen früheren Reformvorschlägen angedachte Auf­
hebung der Grundsteuer A wird nicht umgesetzt. Der Nicht­
einbezug von Land­ und Forstwirten in die Gewerbesteuer 
wird damit begründet, dass bei ihnen der gesamte Betrieb 
der Grundsteuer unterliegt und dass ein Nebeneinander von 
zwei Objektsteuern vermieden werden soll. Bei einer Aufhe­
bung der Grundsteuer A müssten konsequenterweise Land­ 
und Forstwirte in die Gewerbesteuer einbezogen werden. 
Damit verbunden wäre die steuerpolitisch hoch brisante Dis­
kussion, ob auch Angehörige der Freien Berufe gewerbe­
steuerpflichtig werden sollen.

Bewertungsziel

Durch die Grundsteuerreform ändert sich das Bewertungs­
ziel. Die Ermittlung des gemeinen Werts (Verkehrswerts) wird 
nicht mehr angestrebt. Für die Bewertung soll ein Kosten­
wert herangezogen werden, der sich in typisierter Form aus 
dem für den Grundbesitz erforderlichen Investitionsaufwand 
ableitet.

Bei unbebauten Grundstücken ergibt sich der Kostenwert 
aus der Fläche und den Bodenrichtwerten. Bei bebauten 
Grundstücken bestimmt sich der Wert des Bodens wie bei 
unbebauten Grundstücken aus den Bodenrichtwerten. Für 
den Wert des Gebäudes werden die Bruttogrundfläche und 
die pauschalen Herstellungskosten herangezogen. Die Pau­
schalherstellungskosten bestimmen sich nach der Nutzung 
des Grundvermögens. Unterschieden wird auf der ersten 
Ebene zwischen einer Nutzung für Wohnzwecke oder für 
Nichtwohnzwecke. Auf der zweiten Ebene wird zwischen 
Ein­ und Zweifamilienhäusern, Mehrfamilienhäusern, ge­
mischt genutzten Grundstücken sowie mehreren Nicht­
wohnzwecken (z.B. Banken, Verwaltungsgebäude, Kran­
kenhäusern, Betriebs­ und Werkstätten) differenziert. Zu­
sätzlich erfolgt eine Einteilung nach dem Baujahr (vor 1995, 
zwischen 1995 und 2005 und nach 2005) sowie bei Ein­ und 
Zweifamilienhäusern nach der Unterkellerung und der Dach­
form. Bei Betrieben der Land­ und Forstwirtschaft wird ein 
standardisiertes Ertragswertverfahren herangezogen. Der 

Wolfram Scheffler*

 * Prof. Dr. Wolfram Scheffler ist Inhaber des Lehrstuhls für Betriebswirt­
schaftslehre, insbesondere Steuerlehre, an der Friedrich­Alexander­Uni­
versität Erlangen­Nürnberg.
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Ertrag wird für die einzelnen land­ und forstwirtschaftlichen 
Nutzungen in sehr differenzierter Form typisiert.

Die von der FMK vorgeschlagenen Pauschalierungen sind 
mit einer erheblichen Senkung der Befolgungskosten ver­
bunden. Diese Pauschalierungen werden sicherlich von 
einigen als zu weitgehend empfunden. Andererseits wird 
von Bayern eine noch stärkere Pauschalierung gefordert. 
Die Problematik liegt aber nicht im Umfang der Pauscha­
lierung, sondern an dem Bewertungskonzept als solches. 
Der Gebäudewert bestimmt sich nach den Pauschalher­
stellungskosten. Diese werden für alle Bundesländer ein­
heitlich festgesetzt. Sie betragen beispielsweise für Mehr­
familienhäuser, die aktuell erstellt werden, 935  Euro/qm. 
Es scheint so, als ob diese unter den tatsächlich anfallen­
den Herstellungskosten liegen. Vermutlich fallen die tat­
sächlichen Herstellungskosten in Ballungsgebieten und im 
ländlichen Raum unterschiedlich aus. Es ist deshalb bei­
spielsweise davon auszugehen, dass in Hamburg und 
München die Abweichungen höher ausfallen als in weniger 
wirtschaftlich starken Teilen Deutschlands. Es ist offen, ob 
dieses Ergebnis mit der Forderung nach der Gleichbehand­
lung der Steuerpflichtigen vereinbar ist. Würde man des­
halb die Pauschalherstellungskosten differenzierter regeln, 
würde deutlich werden, dass die vorgesehene Abkehr von 
einer Bewertung mit dem gemeinen Wert nicht der richtige 
Weg ist.

Das Problem beruht darauf, dass unklar ist, welches Leitbild 
der Gesetzgeber verfolgt. Einerseits wird ausgeführt, dass 
eine kostenorientierte Bewertung durchgeführt wird. Ande­
rerseits wird behauptet, dass die Höhe des Investitionsvo­
lumens als Indikator für die durch das Grundstück vermit­
telte Leistungsfähigkeit dient. Steht das Leistungsfähig­
keitsprinzip im Vordergrund, wäre aber wie bei jeder Sub­
stanzsteuer eine Bewertung mit dem gemeinen Wert vor­
zunehmen. Stellt man auf den Kostenwert ab, müsste das 
Äquivalenzprinzip das Leitbild sein. Nach diesem eigentlich 
mit dem Steuerbegriff nach § 3 AO nicht zu vereinbarendem 
Konzept bildet die Grundsteuer eine Gegenleistung für die 
Bereitstellung der Infrastruktur durch die Gemeinden, so­
weit diese durch Gebühren und Beiträge noch nicht abge­
deckt sind. Offen ist, ob die mit der Herstellung eines Ge­
bäudes verbundenen Kosten dafür der sachgerechte Maß­
stab sind.

Dass eine Bewertung mit dem gemeinen Wert durchführbar 
ist, zeigt ein Blick über die Grenzen. In den meisten EU­Staa­
ten wird für die Grundsteuer eine wertorientierte Bemes­
sungsgrundlage verwendet. Dabei ist die Tendenz erkenn­
bar, dass die Bemessungsgrundlage durch eine verkaufs­
wertbezogene Bewertung bestimmt wird und in den verblei­
benden Fällen der Marktwert aus einer ertragswertbezoge­
nen Bewertung abgeleitet wird (vgl. Claus, Nehls und 
Scheffler 2016). Ein kostenorientiertes Sachwertverfahren 
wird nur vereinzelt herangezogen.

Ziel: Aufkommensneutralität

Bei der Grundsteuer soll es bei dem dreistufigen Verfahren 
bleiben, wonach sich die Steuerschuld aus der Multiplika­
tion von steuerlichem Wert, Steuermesszahl und Hebesatz 
ergibt. In dem Gesetzesentwurf wird zunächst nur der Ersatz 
des Einheitswerts durch den Grundsteuerwert geregelt. Bei 
der Festlegung der Steuermesszahl wird angestrebt, dass 
bundesweit die Summe der Steuermessbeträge annähernd 
gleich bleibt.

Bei der Beurteilung der Aussage, die Grundsteuerreform auf­
kommensneutral umzusetzen, ist zu berücksichtigen, dass 
eine Reform der deutschen Grundsteuer auch international 
angemahnt wird. Sowohl der Rat der Europäischen Union als 
auch die OECD fordern Deutschland regelmäßig auf, die Be­
messungsgrundlage für die Grundsteuer neu zu bestimmen. 
Dadurch soll nicht nur die Steuerlast gerechter verteilt werden, 
sondern gleichzeitig verbreitert werden. Das Steueraufkom­
men soll zusätzlich dadurch gesteigert werden, dass die bei 
der Veräußerung von Immobilien erzielten Gewinne – mit Aus­
nahme von eigengenutztem Wohnraum – generell besteuert 
werden. Es ist nicht auszuschließen, dass derartige Entwick­
lungen den Gesetzgebungsprozess beeinflussen.

Eine Aufkommensneutralität auf Bundesebene lässt sich re­
lativ leicht herstellen. Schwierigkeiten treten auf, wenn man 
die Aufkommensneutralität auf die Bundesländer oder die 
Gemeinden bezieht. In der Gesetzesbegründung wird aus­
geführt, dass die bundesweit erkennbaren Belastungsver­
schiebungen geglättet werden sollen, soweit dies verfas­
sungsrechtlich darstellbar ist. Wie dies im Einzelnen umge­
setzt wird, wird allerdings nicht erläutert. Bei der Verteilung 
der Steuermessbeträge auf die Gemeinden wird es aller Vor­
aussicht nach auch zu Verschiebungen kommen. Noch ist 
unklar, welches Ausmaß die Veränderungen haben werden 
und wie die Gemeinden mit ihrer Hebesatzpolitik reagieren 
werden. 

Es ist allgemein bekannt, dass im geltenden Recht die 
Grundsteuer A im Verhältnis zur Grundsteuer B deutlich ge­
ringer ausfällt. Im Jahr 2014 hatten die ca. 5 Mio. land­ und 
forstwirtschaftlichen Betriebe 0,4 Mrd. Euro Grundsteuer zu 
zahlen. Die Grundsteuer für die ca. 30 Mio. Grundstücke 
belief sich auf 12,3 Mrd. Euro. Offen ist, ob es nach einer 
aufkommensneutralen Grundsteuerreform bei dem unbe­
friedigenden Zustand bleibt, dass die land­ und forstwirt­
schaftlichen Betriebe nur zu ca. 3% zum Grundsteuerauf­
kommen beitragen.

Zusammenhang zwischen Gesetzgebungs-
kompetenz und Aufkommensneutralität

Ein weiterer Diskussionspunkt ist, ob es zur Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse oder zur Wahrung der 
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Rechts­ oder Wirtschaftseinheit einer bundeseinheitlichen 
Regelung bedarf oder ob für eine Reform der Grundsteuer 
die Gesetzgebungskompetenz bei den Ländern liegt. Über 
eine Änderung des Art. 105 GG soll gesetzlich geklärt wer­
den, dass dem Bund die konkurrierende Gesetzgebung 
zusteht. Unabhängig von dieser juristisch äußerst interes­
santen Frage ist die politische Sichtweise. So strebt insbe­
sondere Bayern eine Regionalisierung der Grundsteuer an. 
Von der FMK wird als Kompromiss vorgeschlagen, dass 
die Bundesländer die landesweit geltende Steuermesszahl 
bestimmen können. Im Hinblick auf die Befolgungskosten 
ist eine bundeseinheitliche Regelung der Vorschriften zur 
Bewertung des Grundbesitzes eindeutig zu präferieren. Ins­
besondere für bundesweit tätige Unternehmen würde eine 
Beschäftigung mit bis zu 16 verschiedenen Bewertungs­
regelungen die Komplexität der Grundsteuer deutlich er­
höhen.

Es ist unklar, wie sich die vorgesehene Gesetzgebungs­
kompetenz der Länder hinsichtlich der Steuermesszahl auf 
die angestrebte Aufkommensneutralität auswirkt. In der 
Gesetzesbegründung wird von einem annähernd gleichen 
Messbetragsvolumen gesprochen. Setzt ein Bundesland 
eine niedrigere Steuermesszahl fest, reduziert sich die 
Summe der Steuermessbeträge. Wird die Aufkommens­
neutralität der Steuermessbeträge auf Bundesebene ge­
prüft, würde die Reduzierung der Steuermesszahl in einem 
Bundesland durch eine Erhöhung der Steuermessbeträge 
in den anderen Bundesländern neutralisiert werden müs­
sen. Ein derartiges Ergebnis wird sicherlich nicht gewollt 
sein. Die Senkung der Steuermesszahl darf sich nur auf 
die Steuermessbeträge in dem betreffenden Bundesland 
auswirken. Aber auch bei dieser Vorgehensweise tritt ein 
Zielkonflikt auf. Soll den Gemeinden das gleiche Grund­
steueraufkommen zustehen wie vor der Reform, müssten 
diese die Senkung der Steuermesszahl in ihrem Bundes­
land durch eine Erhöhung des von ihnen festgesetzten He­
besatzes ausgleichen. Damit wäre aus Sicht der Steuer­
pflichtigen nichts erreicht. Wenn andererseits die Gemein­
den den Hebesatz nicht anpassen, geht bei ihnen aufgrund 
einer Entscheidung auf Landes ebene das Steueraufkom­
men zurück.

Aufgrund des Zusammenspiels von Steuermesszahl und 
Hebesatz ist die Diskussion um die Gesetzgebungskompe­
tenz der Länder hinsichtlich der Steuermesszahl bereits im 
Ansatz diskussionswürdig. Die Belastung der Steuerpflich­
tigen kann auch bei einer bundeseinheitlichen Steuermess­
zahl reduziert werden. Die Gemeinden müssten nur eine 
entsprechende Hebesatzpolitik verfolgen. Es scheint mehr 
um steuerpolitische Öffentlichkeitsarbeit zu gehen. Bei einer 
Senkung der Steuermesszahl könnten sich die Landesfi­
nanzminister als diejenigen darstellen, die für eine Steuer­
senkung eintreten. Den »Schwarzen Peter« hätten die Ge­
meinderäte, die zur Sicherung ihres Steueraufkommens den 
Hebesatz erhöhen müssten.

Akzeptanz der Grundsteuerreform

Die Reform der Grundsteuer ist nicht nur aufgrund von Auf­
kommenseffekten für die Gemeinden von Interesse, vielmehr 
sind auch die bei den Bürgern sich ergebenden Belastungs­
wirkungen zu berücksichtigen. Diese treten nicht nur bei den 
Grundstückseigentümern auf. Aufgrund der Umlage der 
Grundsteuer als Nebenkosten sind auch die Auswirkungen 
auf Mieter zu beachten. Von einer Grundsteuerreform sind 
also neben den Unternehmen nahezu alle Einwohner be­
troffen. Die bei einer Vollerhebung in der Stadt Fürth (Bayern) 
gewonnenen Erkenntnisse zeigen, dass bei einer Reform 
der Grundsteuer die Auswirkungen auf die einzelnen Grund­
stücke sehr stark streuen (vgl. Nehls und Scheffler 2015). 
Die Streuung ist so stark, dass sich auch aus dem Mittelwert 
keine belastbaren Aussagen für die Auswirkungen auf das 
einzelne Grundstück ableiten lassen. Derart starke Verän­
derungen der Belastungswirkungen erschweren die Umset­
zung der Grundsteuerreform. Verstärkt werden die sich dar­
aus möglicherweise ergebenden Akzeptanzprobleme da­
durch, dass die Abweichungen sowohl nach oben als auch 
nach unten auftreten. Es wird also sowohl »Verlierer« als 
auch »Gewinner« geben. Für die politische Umsetzung einer 
Grundsteuerreform wird auch von Interesse sein, in welchem 
Teil der Gemeinde sich die Grundsteuer ermäßigen bzw. 
erhöhen wird. Bei einer Grundsteuerreform ist also eine um­
fangreiche politische Überzeugungsarbeit zu leisten. Es 
empfiehlt sich, den Unternehmen und Einwohnern frühzeitig 
die Hintergründe sowie die konkrete Umsetzung zu erläu­
tern. Die Pressemitteilung der für das Gesetzgebungsver­
fahren federführenden Bundesländer Hessen und Nieder­
sachen zeigt, dass dies von der Politik erkannt wurde. Es 
ist zu hoffen, dass die Beteiligung der Bürger im angemes­
senen Umfang und mit der erforderlichen Sachlichkeit vor­
genommen wird. Wird diese Notwendigkeit ernst genom­
men, bietet die Grundsteuerreform die große Chance, die 
häufig festzustellende Politikverdrossenheit zumindest zum 
Teil abzubauen. Die Bürger sind aber auch gefordert, das 
von der Politik gemachte Angebot anzunehmen.
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Die unendliche Geschichte der 
Grundsteuerreform

Seit mehr als 25 Jahren diskutieren die Vertreter der Finanz­
ministerien des Bundes und der Länder über die Reform der 
Grundsteuer. Deren Bemessungsgrundlagen basieren auf 
Werten von 1964 in Westdeutschland und sogar 1936 in 
Ostdeutschland, die mit den aktuellen Werten nichts mehr 
gemein haben und deshalb zu massiv ungleichen und damit 
auch ungerechten Besteuerungsergebnissen führen. Prima 
facie waren die Ungleichbehandlungen nicht ganz so groß 
wie bei der Vermögensteuer, die Karlsruhe per 31. Dezem­
ber 1995 wegen der großen Diskrepanzen der Bewertung 
von Immobilien­ und insbesondere Geldvermögen für ver­
fassungswidrig und nicht mehr erhebungsfähig deklarierte. 
Der Bund und die Länder und vor allem die Länder unterein­
ander konnten sich aber viele Jahre lang auf kein Reform­
modell einigen. Erst seitdem eine Klage beim Bundesver­
fassungsgericht anhängig ist, die die geltende Grundsteuer 
wegen der inzwischen weiter gewachsenen Ungleichbe­
handlungen von Immobilien gleicher Marktwerte höchst­
wahrscheinlich »kippen« wird, ist der Einigungsdruck unter 
den Ländern so groß geworden, dass sich die Finanzminis­
terkonferenz trotz weiter anhaltender Vorbehalte von Bayern 
und Hamburg auf ein Reformmodell verständigt hat. 

Danach wird in Zukunft ein sogenannter »Kostenwert« er­
mittelt, nach dem die Grundstückswerte nach den Boden­
wertrichtwerten der Kommunen angesetzt und die aufste­
henden Gebäude einem vereinfachten Bewertungsverfahren 
unterworfen werden, das die Grundfläche bzw. den umbau­
ten Raum und das Alter der Gebäude berücksichtigen soll. 
Zudem sollen den Ländern eigene Gestaltungsrechte bei 
der Festlegung der Steuermesszahlen eingeräumt werden. 
Als erster Hauptfeststellungsstichtag ist der 1. Januar 2022 
vorgesehen, auf den dann die neuen Einheitswerte festge­

setzt werden, die nächste Bewertung ist dann für den 1. Ja­
nuar 2030 vorgesehen. Die neue Grundsteuer wird wegen 
der langen Vorlaufzeit der Neubewertungen wohl frühestens 
erst zum 1. Januar 2027 erhoben werden.

Die Dauer der Einigungsprozesse und die nun in das Ge­
setzgebungsverfahren eingebrachten Lösungen werfen eine 
Reihe von Fragen auf, die unter den Stichworten Bewer­
tungsverfahren, Auswirkungen auf den Länderfinanzaus­
gleich, Steuertarife und Veränderungen der individuellen 
Steuerbelastung im Folgenden kurz diskutiert werden:

Bewertungsverfahren

Nur wenige Steuerpflichtige und Steuerfachleute erinnern 
sich noch an den Aufwand, der mit der Neubewertung der 
Immobilien zur Feststellung der Einheitswerte – damals zur 
Anwendung nicht nur bei der Grundsteuer, sondern auch 
bei der Erbschaft­ und Schenkung­ und der Vermögensteu­
er – betrieben wurde. Soweit Ertragswerte vorlagen, war 
dies relativ einfach, das Substanzwertverfahren war schon 
damals höchst kompliziert und streitanfällig. Noch komple­
xer wurden die Verfahren für Immobilien jüngerer Entste­
hungsjahre, deren Werte auf die Wertverhältnisse von 1964 
bzw. 1936 rückgerechnet werden müssen. So ging es bei 
der Reformdiskussion immer um ein Bewertungsverfahren, 
das mit vergleichsweise geringem Aufwand eine steuerliche 
Bemessungsgrundlage ermitteln und in regelmäßigen Ab­
ständen aktualisieren lässt und dabei die Unterschiede zwi­
schen den Verkehrswerten mit akzeptablen Toleranzen ab­
bildet. Deswegen hatten auch das reine Flächenmodell der 
Südländer oder ein Verkehrswertmodell nie eine Chance auf 
eine Mehrheit unter den Ländern, ersteres aber wohl auch 
nicht bei den Verfassungsrichtern. 

Das nunmehr gefundene Verfahren konzentriert sich auf die 
wichtigsten wertbestimmenden Parameter für Immobilien, 
den Bodenpreis, die Wohnfläche bzw. den umbauten Raum 
und das Alter der Immobilie. Die Gutachterausschüsse der 
Städte und Landkreise müssen ohnehin auf der Basis der 
Kaufpreissammlungen die Grundstückspreise »straßen­
blockscharf« ermitteln und veröffentlichen. Grundbücher und 
Liegenschaftskataster, die mittlerweile wohl weitgehend 
elektronisch geführt werden, enthalten Angaben über Größe 
und Alter der aufstehenden Gebäude, auch wenn dort nicht 
alle An­ und Ausbauten registriert wurden, so dass hier eine 
Aktualisierung für steuerliche Zwecke erfolgen muss. Bei 
elektronischer Registrierung dürfte eine Fortschreibung der 
Einheitswerte auf dieser Basis unschwer in regelmäßigen 
Abständen möglich sein, zumal wenn die Steuerpflichtigen 
eine Steuererklärung mit den erforderlichen Angaben abge­
ben müssen. 

Die vor allem innerhalb größerer Städte stark divergierenden 
Bodenwerte werden damit einen erheblichen Einfluss auf 
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die zukünftigen Einheitswerte haben. Im ländlichen Raum 
wird hingegen die Größe der Immobilie den Einheitswert 
dominieren. Probleme dürften weiterhin allerdings die Be­
wertung von An­ und Umbauten sowie umfassenden Mo­
dernisierungen für das Alter der Immobilie bereiten. Doch 
auch hier sollten praktikable Lösungen gefunden werden 
können, so dass für Grundstücke und Häuser mit ähnlichen 
Verkehrswerten zumindest innerhalb einer Kommune Ein­
heitswerte in einer verfassungsfesten Nähe zu den Verkehrs­
werten festgelegt werden können. 

Auswirkungen auf den Länderfinanzausgleich

Das lange Ringen der Länder um eine Reform der Grund­
steuer ist sicher auch deren Auswirkung auf den Länderfi­
nanzausgleich geschuldet. Denn die bestehenden Einheits­
werte bilden die Wertspitzen von Grundstücken und Gebäu­
den in den Ballungsräumen keinesfalls ab, sondern ebnen 
sie ein, mit der Folge, dass die Steuerkraft der Länder mit 
einem hohen Anteil an hochpreisigen Agglomerationen der­
zeit deutlich niedriger ausgewiesen wird als bei einem 
Grundsteuermodell mit Bemessungsgrundlagen, die näher 
an den Verkehrswerten liegen. Dies führt dann im Länderfi­
nanzausgleich, bei dem die Steuerkraft der Kommunen mit 
normierten Hebesätzen zu 64% ihren Ländern zugerechnet 
wird, dazu, dass die reichen Länder wie Bayern und Hessen 
und bei den Stadtstaaten insbesondere Hamburg bei einem 
verkehrswertnäheren Grundsteuermodell mehr Transfers 
zahlen müssten als aktuell, ohne dass die Flächenländer 
selbst mehr Steuereinnahmen hätten (lediglich die Stadt­
staaten könnten die Mehrbelastung auch mit einem wie heu­
te schon höheren Hebesatz, als die Flächenländer ihn ha­
ben, unschwer kompensieren). Es ist zudem Ziel der Reform, 
dass zumindest direkt nach der Reform der Grundsteuer die 
höheren Bemessungsgrundlagen durch entsprechende 
Senkungen der Hebesätze kompensiert werden sollen, mit­
hin das Aufkommen insgesamt und auch auf der Ebene 
eines jeden einzelnen Bundeslandes nicht steigen soll. Kurz­
fristig hätten deshalb auch die jeweiligen Kommunen keine 
Steuermehreinnahmen aus der Reform. Dass hieraus Wi­
derstände gegen die Reformmodelle resultieren, ist nicht 
weiter verwunderlich, muss allerdings differenziert und unter 
Einbeziehung der Reform des Länderfinanzausgleichs be­
trachtet werden.

Sieht man nämlich den Reformvorschlag für die Grundsteu­
er zusammen mit dem Vorschlag der Bundesländer zur Re­
form des Länderfinanzausgleiches, dann wird die Mehrbe­
lastung aus den erhöhten Bemessungsgrundlagen bei der 
Grundsteuer durch die Minderbelastung der Zahlerländer 
infolge des neuen Ausgleichstarifs von einheitlich 63% mehr 
als kompensiert. Auch die Höherbewertung der kommuna­
len Steuerkraft auf 75% ist kaum geeignet, die Gewinne der 
finanzstarken Länder dann in Form von Verlusten aus der 
Grundsteuerreform wieder aufzuzehren. Für Hamburg ergä­

ben sich außerdem ohnehin keine Nachteile, weil der Stadt­
staat seine Mehrbelastung im Länderfinanzausgleich durch 
seine Hebesatzpolitik unschwer ausgleichen könnte. Zudem 
ist nicht auszuschließen, dass die neuen Bemessungs­
grundlagen und die Messzahlen, die ja auch länderspezifisch 
geregelt werden sollen, mittel­ bis längerfristig zu Neujustie­
rungen unter den kommunalen Steuereinnahmen führen 
werden.

Die Auswirkungen der Grundsteuerreform auf den Länder­
finanzausgleich sind außerdem davon abhängig, wie die 
kommunale Grundsteuerkraft im Fall unterschiedlicher Steu­
ermesszahlen berechnet wird. In Finanzausgleichssystemen 
werden immer nur durchschnittliche Steuertarife auf die Be­
messungsgrundlagen angesetzt, um zu vermeiden, dass 
sich Gebietskörperschaften durch die Ansetzung niedriger 
Steuersätze »künstlich arm machen« und die dadurch indu­
zierten Steuerausfälle über Transferzahlungen kompensiert 
würden. Soweit nicht nur einfache Steuer­ oder Hebesätze 
zwischen den Ländern variieren, sondern ein Set von Steu­
ermesszahlen z.B. für Einfamilien­ und Mehrfamilienhäusern, 
Eigentumswohnungen, gewerblich genutzten Grundstücken 
und Gebäuden sowie unbebauten Grundstücken, müssen 
komplexere Verfahren angewandt werden, um die kommu­
nale Gewerbesteuerkraft zu bestimmen. Da aber derzeit 
noch keine Informationen vorliegen, wie weit und bei wel­
chen Parametern die Länder bei der Gestaltung der Steu­
ermesszahlen bei der reformierten Grundsteuer voneinander 
abweichen wollen, können noch keine Aussagen für das 
Normierungsverfahren getroffen werden. In jedem Fall dürf­
te aber allein der Einigungsprozess über das Ausmaß der 
Unterschiede bei den länderspezifischen Tarifen an sich für 
die Frage von dezentraler Steuerautonomie für die zukünf­
tige Entwicklung der deutschen Finanzverfassung von gro­
ßer Bedeutung sein.

Gestaltung der Steuermesszahlen

Am wenigstens durchdrungen, weil auch von hoher Sensi­
bilität für die nächsten Bundes­ und Landtagswahlkämpfe, 
ist die Diskussion der mit der Reform verbundenen Verän­
derungen der Steuerbelastungen. Diese ist auch von der 
Steuermesszahl, dem Steuersatz oder ­tarif, abhängig. Der­
zeit werden Ein­ und Zweifamilienhäuser nicht nur bei der 
Einheitsbewertung, sondern auch bei den Steuermesszah­
len privilegiert: In Westdeutschland beträgt die Steuermess­
zahl für Einfamilienhäuser 2,6‰ für die ersten 38 346,89 Eu­
ro des Einheitswerts, für die darüber liegenden Werte 3,5‰. 
Zweifamilienhäuser werden mit 3,1‰ belastet, alle anderen 
Immobilien auch und gerade für Wohnzwecke und damit 
auch alle Mehrfamilienhäuser und Mietwohnungen mit 
3,5‰. Waren und sind Wohnungen mit Sozialbindung auch 
wegen ihres niedrigeren Ertragswerts noch beim Einheits­
wert begünstigt, werden sie bei der Steuermesszahl diskri­
miniert. Da die Zahl der Wohnungen mit Sozialbindung in 
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den letzten Jahrzehnten deutlich zurückging, waren auch 
ärmere Haushalte in Mietwohnungen relativ gesehen regel­
mäßig höher mit Grundsteuer belastet als wohlhabendere 
Haushalte in Ein­ und Zweifamilienhäusern, da die Grund­
steuer im Rahmen der Nebenkostenabrechnung an die Mie­
ter »durchgereicht« wird. Allein dieser Befund ist nicht nur 
verteilungspolitisch als massiv ungerecht anzugreifen, son­
dern widerspricht dem Grundsatz einer Besteuerung nach 
dem Leistungsfähigkeitsprinzip und damit – zusammen mit 
den krass vom Verkehrswert abweichenden Einheitswerten 
– auch dem Gleichheitsgebot des Grundgesetzes. 

Von einer Reform der Grundsteuer ist deshalb zu fordern, 
dass auch die Steuermesszahlen keine dem Leistungsfä­
higkeitsprinzip widersprechenden Steuerbelastungen erge­
ben werden. Am einfachsten wäre es, alle zu Wohnzwecken 
verwendeten Gebäude mit ihren Grundstücken einem ein­
heitlichen Steuersatz zu unterwerfen. Der Steuersatz für un­
bebaute, nicht landwirtschaftlich genutzte Grundstücke 
könnte insbesondere in den Ballungsräumen höher besteu­
ert werden als Wohnraum. Ebenso ist dies für gewerblich 
genutzte Einheiten denkbar, um die Wohnungsmärkte zu 
entlasten. In demographisch schrumpfenden Regionen 
könnten Immobilien in den leer fallenden Ortskernen steu­
erlich begünstigt werden. So könnte die Grundsteuer glei­
chermaßen ein wichtiges Instrument zur Stadtentwicklung 
in den wachsenden Agglomerationen und zur Anpassung 
an schrumpfende Bevölkerungszahlen im ländlichen Raum 
werden.

Veränderungen der individuellen Steuerbelastung

Steuerpolitisch am wichtigsten dürfte allerdings das Zusam­
menwirken der neuen recht verkehrswertnahen Einheitswer­
te mit dem Wegfall der Privilegien beim Steuersatz bei einer 
für alle Wohnimmobilien gleichen Steuermesszahl werden. 
Denn der Wert des genutzten Wohnraums korreliert hoch­
gradig mit dem Einkommen, ja sogar mit dem Vermögen 
der Steuerpflichtigen. Lediglich ältere Menschen, deren Kin­
der den elterlichen Haushalt bereits verlassen haben und 
bei denen der Ehepartner häufig schon verstorben ist, haben 
Wohnungen, die über ihren finanziellen Möglichkeiten liegen. 
Da diese Bevölkerungsgruppe aber diese Immobilien schon 
lange bewohnen, letztere mithin auch relativ alt sind, redu­
ziert der Altersfaktor bei der Einheitswertermittlung die steu­
erlichen Bemessungsgrundlagen. 

Wenn aber die reformierten Besteuerungsgrundlagen der 
Grundsteuer so klar mit Einkommen und Vermögen der 
Steuerpflichtigen bzw. Nutzer der Immobilien korrelieren, 
dann haben Kommunen in Zukunft eine kleine Vermögen­
steuer in ihrem steuerpolitischen Instrumentenkorb. Der 
gegenüber den derzeitigen Einheitswerten geringer anstei­
gende Einheitswert für Mietwohnungen in Mehrfamilien­
häusern und die Einebnung der Steuermesszahl entlastet 

Haushalte mit geringeren Einkommen und geringem oder 
keinem Vermögen, während wohlhabende Haushalte deut­
lich höher besteuert werden als heute, weil die Einheits­
werte ihrer Immobilien u.a. wegen der höheren Bodenricht­
werte in den besseren Wohnvierteln stärker steigen und 
das Steuerprivileg für Ein­ und Zweifamilienhäuser wegfällt. 
Die Grundsteuer würde somit zu einem Kernelement eines 
gerechteren Steuersystems. Den Kommunen ist allerdings 
anzuempfehlen, wegen dieser Effekte nicht die Hebesätze 
nun ins As tronomische zu steigern. Denn der besteuerte 
Boden ist zwar immobil, bei überzogenen Hebesätzen wür­
den sich die Bewohner der teuren Immobilien aber güns­
tigere Objekte im Umland suchen. Der Steuerwettbewerb 
bleibt wirksam.

Extreme Zeitperspektive

Bleibt am Ende die Frage, warum die Bundesländer denn 
so viel Zeit für ihre Reformüberlegungen und ­entscheidun­
gen gebraucht haben und warum auch mit der Neubewer­
tung erst 2022 begonnen werden soll. Die Vorbereitungen 
für die Infrastruktur der Kostenwertermittlungen kann nicht 
das Argument sein, denn die Liegenschaftskataster der Län­
der sind bereits weitgehend elektronisch und könnten un­
mittelbar mit den ergänzenden Daten befrachtet werden. 
Auch die Kommunen haben kein Interesse an einer weiteren 
Verzögerung der Reform, zumal wenn die Grundsteuer nach 
der Reform eine noch wichtigere und dem Leistungsfähig­
keitsprinzip wieder entsprechende Säule gesunder Kommu­
nalfinanzen werden wird.

So scheinen es am Ende die Länder selbst zu sein – oder 
eine substanzielle Gruppe unter ihnen –, die die Reform ver­
zögern. Wenn die obigen Überlegungen zu den Verteilungs­
wirkungen der Reform zutreffen, dann haben allerdings die 
meisten PolitikerInnen und viele hohe BeamtInnen höhere 
Steuerbelastungen zu erwarten. Wohnen wird für sie wahr­
scheinlich schon bei einer aufkommensneutralen Grund­
steuerreform fühlbar teurer. Das sollte aber am Ende kein 
Grund sein, eine veraltete und mit jedem weiteren Geltungs­
jahr ungerechter werdende Steuer noch mehr als fünf Jah­
re länger als nötig »weiterleben« zu lassen. Das wäre für den 
nächsten Bundestagswahlkampf ein wirklich schönes The­
ma, da ja Steuergerechtigkeit unter den Parteien mittlerwei­
le im Wettbewerb um die WährlerInnen so beliebt ist.
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Die Belastungsverschiebungen im 
Kostenwertmodell: »Gerecht«? 

Am 22. Juli gaben die Finanzminister von Hessen und Nie­
dersachsen den Startschuss für die Reform der Grundsteu­
er ab: Noch für den September ist die Einbringung einer 
Bundesratsinitiative geplant. Die neue Grundsteuer soll »ge­
recht und verlässlich« sein (vgl. Hessisches Ministerium der 
Finanzen 2016). Eine Reform ist dringend notwendig, zumal 
der Bundesfinanzhof (BFH) die Vorschriften über die Ein­
heitsbewertung, die der gegenwärtigen Grundsteuer zu­
grunde liegen, für verfassungswidrig hält (Vorlagebeschlüs­
se vom 22. Oktober 2014, II R 16/13 sowie vom 17. De­
zember 2014, II R 14/13). Falls sich das Bundesverfas­
sungsgericht dem Bundesfinanzhof anschließt, könnte die 
mit rd. 13 Mrd. Euro drittwichtigste Einnahmequelle der 
Kommunen gefährdet sein. In einem ersten Schritt sollen 
nun das Bewertungsgesetz (hier zitiert als »E­BewG«) be­
züglich der Bewertungsgrundlagen sowie Art. 105 GG neu 
gefasst werden. Anders als im Gesetzesantrag der Länder 
dargestellt, existieren durchaus Alternativen zur geplanten 
Gesetzesänderung. Dies vor allem in Gestalt einer rein bo­
denbezogenen Grundsteuer, wie sie von der Initiative 
»Grundsteuer: Zeitgemäß!«1 vertreten wird. Obwohl die Ini­
tiative u.a. von Organisationen wie dem NABU, dem BUND, 
dem Deutschen Mieterbund und dem IW Köln unterstützt 
wird, wurden ihre Vorschläge bislang von den Länderfinanz­
ministern nicht ernsthaft ins Auge gefasst. 

Der BFH gab in seinen o.a. Vorlagebeschlüssen Maßstäbe 
für eine verfassungsmäßige Grundsteuer vor, an die sich 
auch das Modell der Länderfinanzminister (nachfolgend: 
»LFM­Modell«) halten sollte. So ist eine Orientierung der 
Steuerwerte an den Wertrelationen einzufordern, die sich in 
den Verkehrswerten abbilden. Im Übrigen sieht der BFH 
dabei nicht die Strukturbrüche in der Bewertung zwischen 
verschiedenen Kommunen als problematisch an, da hier 
(weiterhin) über unterschiedliche Hebesätze und auf Länder­

 1 Siehe unter: http://www.grundsteuerreform.net.

ebene nun auch gegebenenfalls über differenzierte Mess­
zahlen ein Ausgleich möglich ist. Problematisch sind hinge­
gen Inkonsistenzen innerhalb derselben Kommune (BFH 
vom 22. Oktober 2014, II R 16/13). Somit sind bei einer 
Grundsteuerreform vor allem die erzeugten intrakommuna­
len Wert­ und Belastungsverschiebungen zu beachten. 
Nachfolgend wird vor diesem Hintergrund das LFM­Modell 
beleuchtet und dieses mit einer reinen Bodenwertsteuer als 
Alternativmodell für die Besteuerung des Grundvermögens 
verglichen (neben dem Grundvermögen soll es im LFM­Mo­
dell mit dem land­ und forstwirtschaftlichen Vermögen nur 
noch eine weitere Kategorie geben). Welche Belastungsver­
schiebungen ergeben sich, und sind die konkurrierenden 
Modelle vor diesem Hintergrund »gerecht«?

Das Bewertungsziel für das Grundvermögen im Rahmen 
des LFM­Modells heißt »Kostenwert«. Dieser führt zu einer 
»verbundenen Bemessungsgrundlage«, die den Grund und 
Boden sowie das aufstehende Gebäude umfasst. Die Bo­
denkomponente ergibt sich dabei aus den Bodenrichtwer­
ten, die mit der Grundstücksfläche multipliziert werden 
(§ 235 Abs. 2 i.V.m. § 233 E­BewG). Die Gebäudekompo­
nente (§ 236 E­BewG) wird ermittelt, indem die Bruttogrund­
fläche mit pauschalen, nach Baujahren differenzierten Her­
stellungskostenansätzen multipliziert wird; zudem wird eine 
pauschale Alterswertminderung vorgenommen. Beide Kom­
ponenten werden sodann addiert. Die Ermittlung des Kos­
tenwerts orientiert sich damit am Sachwertverfahren (auch 
für solche Immobilien, die bei der Verkehrswertermittlung 
primär im Ertrags­ oder Vergleichswertverfahren bewertet 
werden). Allerdings ist das Bewertungsziel »Kostenwert« 
schon von der Terminologie her in sich widersprüchlich. Kos­
ten (der Vergangenheit) sind – ökonomisch gesehen – eben 
keine Werte. Diese ergeben sich aus gegenwärtigen und 
zukünftigen (abdiskontierten) Nettonutzen. Der vom BFH 
eingeforderten Orientierung an der objektiven Leistungsfä­
higkeit kann aber nur durch die Heranziehung von Werten 
entsprochen werden. Herstellungskosten für die Bemes­
sung der objektiven Leistungsfähigkeit heranzuziehen, ergibt 
– überspitzt formuliert – in etwa so viel Sinn, wie die subjek­
tive Leistungsfähigkeit im Rahmen der Einkommensteuer 
anhand der Betriebsausgaben und Werbungskosten ermit­
teln zu wollen. Der Bodenrichtwert allein wäre zwar dazu 
geeignet, die objektive Leistungsfähigkeit in typisierender 
Weise zu indizieren. Dies gilt indessen nicht für die Gebäu­
dekosten; ihre Einbeziehung verursacht schwerwiegende 
strukturelle Verzerrungen. In der Verkehrswertermittlung 
(Sachwertverfahren) wird die Brücke zwischen Kostenkenn­
größen und Werten über den Marktanpassungsfaktor ge­
schlagen. Da eine Orientierung an den Verkehrswerten beim 
steuerlichen Kostenwert aber gar nicht angestrebt wird, ist 
ein Marktanpassungsfaktor nicht vorgesehen. Schließlich 
sind die Kostenkennwerte für die Gebäude sehr grob struk­
turiert. Auch werden wichtige Fälle, wie die Modernisierung 
oder die Sanierung von Altbauten, unzulänglich erfasst; hier­
bei findet weder eine Verschiebung in eine andere Herstel­

Dirk Löhr*
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lungskostengruppe statt, noch wird ein neues (fiktives) Bau­
jahr festgelegt, wie das in der Verkehrswertermittlung der 
Fall sein kann. Dies, obwohl die Ertragsfähigkeit einer um­
fassend sanierten oder modernisierten Immobilie erheblich 
gestiegen sein kann. Auch bei der Verkehrswertermittlung 
durchgeführte Korrekturen wie z.B. besondere objektspezi­
fische Grundstücksmerkmale sind nicht vorgesehen. 
Schließlich wird nicht berücksichtigt, dass mit derselben 
Bruttogrundfläche ein vollkommen unterschiedlicher Wohn­
wert einhergehen kann – dies ist ein Thema vor allem bei 
Altbauten. Somit führt das in sich widersprüchliche Bewer­
tungsziel »Kostenwert« zu einer inkonsistenten Belastungs­
entscheidung. 

In einer an anderer Stelle veröffentlichten exemplarischen 
Berechnung für eine südwestdeutsche Kleinstadt bewegte 
sich der steuerliche »Kostenwert« zwischen 54 und 181% 
des Verkehrswertes (vgl. Löhr 2016). Bestätigen sich die 
Ergebnisse dieser Fallstudie durch die weitere Forschung, 
sind mit Blick auf den Grundsatz der Besteuerung nach der 
Leistungsfähigkeit im Rahmen des Kostenwertmodells ähn­
liche verfassungsmäßige Bedenken zu erwarten wie mit 
Blick auf die noch geltenden Einheitswerte. 

Die exemplarische Berechnung verglich Einfamilienhäuser 
mit Geschosswohnungen in zentraler und peripherer Lage 
sowie als Bestands­ und Neubauten. Diese beispielhaft un­
tersuchten Immobilientypen korrelieren bedingt (!) mit unter­
schiedlichen Eigentumsverhältnissen. Auch hier zeigen sich 
die inkonsistenten Belastungswirkungen des LFM­Modells, 
auf deren Abschätzung die Länderfinanzminister freilich ver­
zichteten: 

 – Einfamilienhäuser/Geschosswohnungsbau: Mehr als die 
Hälfte der Wohneinheiten in Deutschland sind Geschoss­
wohnungen. Wohnungen in Ein­ und Zweifamilienhäu­
sern stellen die Minderheit dar; allerdings ist hierin i.d.R. 
der Großteil des Vermögens der Eigentümerhaushalte 
gebunden. Sowohl auf die Verkehrs­ wie auf die Einheits­
werte bezogen, werden im LFM­Modell Einfamilienhäuser 
vergleichsweise höher als der Geschosswohnungsbau 
besteuert. Da sie auf eine effizientere Flächennutzung 
abzielt, würde eine Bodenwertsteuer noch stärker in die­
se Richtung wirken. Eine Begründung der Belastungs­
verschiebung wäre zwar auch im Rahmen des LFM­Mo­
dells möglich, doch sucht man sie im Gesetzentwurf 
vergebens. 

 – Zentrum/Peripherie: Mit Blick auf die Verkehrswerte wer­
den im LFM­Modell – unabhängig vom Gebäudetyp – 
Immobilien der Peripherie vergleichsweise höher als in 
zentralen Lagen besteuert. Abermals wären vor allem die 
Vermieter von Geschosswohnungen in typischerweise 
zentrumsnahen Bereichen begünstigt; die (zumeist) 
selbst nutzenden Eigentümer von Einfamilienhäusern jen­
seits der Zentren wären belastet. Eine Bodenwertsteuer 
würde hingegen zentrale Lagen verstärkt belasten und 

im Übrigen dort die Nachverdichtung stimulieren (vor al­
lem durch Geschosswohnungsbau). Dies gilt auch mit 
Blick auf die Einheitswerte; im LFM­Modell dürften dies­
bezüglich die Verschiebungen eher moderat ausfallen. 

 – Neubauten/Altbauten: Der in den Ballungsgebieten drin­
gend benötigte neue Wohnraum entsteht derzeit vor al­
lem eher im hochpreisigen Bereich; eventuelle Trickle­ 
Down­Effekte sind kurzfristig nicht zu erwarten. Das 
LFM­Modell verschärft die Problematik noch, da relativ 
zu den Verkehrswerten vor allem wegen der grob ge­
schnitzten Herstellungskostengruppen Neubauten ge­
genüber Altbauten diskriminiert werden. Bezieht man 
hingegen die Bodenwertsteuer auf den Gesamtwert der 
Immobilie (statt auf die Bodenwerte), erfahren die Altbau­
ten eine vergleichsweise höhere Belastung. Bezogen auf 
die Einheitswerte, fällt die Belastungsverschiebung durch 
das LFM­Modell zu Lasten von Neubauten ebenfalls 
deutlich aus. Im Übrigen entfaltet das LFM­Modell – an­
ders als die Bodenwertsteuer – kaum bodenmobilisie­
rende Effekte. Die Mobilisierung von Flächen ist aber drin­
gend nötig, um die Neubautätigkeit in Agglomerationen 
anzuregen; hierbei handelt es sich um einen wesentlichen 
Engpass. 

Die skizzierten Belastungsverschiebungen können nicht 
ohne Beachtung der Inzidenzen beurteilt werden. Über die 
Hälfte der Haushalte in Deutschland wohnen zur Miete, 
wobei in urbanen Regionen mit höherer Siedlungsdichte 
und höheren Immobilienpreisen die Wohneigentumsquote 
geringer ist als im Durchschnitt (vgl. Kaltenbrunner und 
Waltersbacher 2014). Hierbei werden Geschosswohnun­
gen mehrheitlich als Mietwohnungen genutzt, Einfamilien­
häuser eher durch die Eigentümer. Bei Selbstnutzung der 
Immobilie zahlt und trägt der Eigentümer die Steuern – so­
wohl beim LFM­Modell als auch bei der Bodenwertsteuer. 
Bezüglich Fremdnutzung ist jedoch zu berücksichtigen, 
dass beim LFM­Modell der Löwenanteil der Belastung auf 
dem Gebäude liegt, bei der Bodenwertsteuer hingegen auf 
Grund und Boden. Das Gebäude (Produktionsfaktor »Ka­
pital«) hat jedoch i.d.R. eine deutlich höhere Angebots­
elastizität als Grund und Boden (Produktionsfaktor »Bo­
den«), wenn man eine einigermaßen stringente Planung 
unterstellt. Wird durch das LFM­Modell die Nachsteuer­
rendite des Gebäudeeigentümers gegenüber dem Status 
quo ante geschmälert, so kann er z.B. die Aufstockung 
oder den Anbau eines Gebäudes zurückstellen. Reagiert 
die Masse der Gebäudeeigentümer in ähnlicher Weise, ver­
knappt sich das Angebot an Wohnraum, bis entsprechen­
de Mieterhöhungen möglich und die ursprünglichen Nach­
steuerrenditen wieder hergestellt sind. Langfristig kann 
damit die auf dem angebots elastischeren Faktor Kapital 
(Gebäude) liegende Steuer auf den Mieter überwälzt wer­
den – egal, ob eine Überwälzung der Steuer auf den Mie­
ter rechtlich möglich ist oder nicht (das Verbot der Über­
wälzung wird vom Deutschen Mieterbund angestrebt). Ei­
ne solche Reaktion des Grundstückseigentümers ist bei 
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der Bodenwertsteuer nicht möglich, wenn 
sie sich auf den »highest and best use« des 
Grundstücks bezieht. Tabelle 1 fasst die Be­
lastungswirkungen der Modelle überblicks­
weise zusammen.

Im Falle des Kaufs einer Bestandsimmobilie 
wird allerdings eine steuerliche Mehrbelas­
tung im Kaufpreis kapitalisiert, so dass dieser 
entsprechend geringer ausfällt. 

Während Aussagen zu den personellen Ver­
teilungswirkungen nur partiell möglich sind; 
liegen die funktionalen Verteilungswirkungen relativ deutlich 
auf der Hand: Das LFM­Modell belastet langfristig schwer­
punktmäßig Mieter und die mobilen Produktionsfaktoren, 
eine Bodenwertsteuer hingegen eher die Eigentümer und 
den Produktionsfaktor Boden.

Allerdings ist bezüglich der funktionalen Einkommensvertei­
lung der Faktor Boden in der amtlichen Statistik ein Stiefkind; 
hier werden sowohl Bodenrenten, Kapitaleinkünfte, kalku­
latorische Unternehmerlöhne und Risikoprämien in dem gro­
ßen Topf »Unternehmens­ und Vermögenseinkommen« ver­
rührt. Einiges spricht aber dafür, dass – angesichts der lang­
fristig stagnierenden (bereinigten) Lohnquote und der Nied­
rigzinsphase der letzten Jahre, die nur mit einem mäßigen 
Wirtschaftswachstum einherging – vor allem der Faktor Bo­
den Verteilungsgewinne verzeichnen konnte (vgl. Homburg 
2015). Eine Bodenwertsteuer könnte im Gegensatz zum 
LFM­Modell hinsichtlich der funktionalen Einkommensver­
teilung insoweit auch ein (angesichts der geplanten Aufkom­
mensneutralität freilich bescheidenes) verteilungspolitisches 
Korrektiv darstellen.

Von den Verteilungswirkungen ist es nur ein kleiner Schritt 
zur steuerlichen Rechtfertigungsdogmatik:

 – Die Inwertsetzung des Produktionsfaktors »Boden« zu­
gunsten des privaten Eigentümers geschieht vor allem in 
Gestalt externer Effekte, durch Dritte. Schon Alfred Mar­
shall (1947) stellte fest, dass für den Bodenwert öffentli­
che Leistungen (Infrastruktur), Leistungen der Nachbar­
schaft etc. verantwortlich sind; ebenso wie die Vorteile 
einer Agglomeration. Im Rahmen der Besteuerung des 
Bodenwerts wird eine Teilkompensation für diese ge­
meinschaftlich geschaffenen Leistungen eingefordert. Die 
Rechtfertigung einer bodenbezogenen Grundsteuer kann 
also über das Äquivalenzprinzip erfolgen, und zwar ohne 
mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip im Widerspruch zu 
stehen.

 – Das Gebäude (Produktionsfaktor »Kapital«) wird dagegen 
vom Eigentümer in Wert gesetzt. Im Zuge der Besteue­
rung des Gebäudes werden insoweit private Leistungen 
teilsozialisiert. Eine Rechtfertigung dafür ist dennoch über 
das Leistungsfähigkeitsprinzip möglich; dieser Grund ent­

fällt aber im LFM­Modell, da die Kosten der Vergangen­
heit nicht die objektive Leistungsfähigkeit indizieren kön­
nen (s. oben).

Die sich durch die Reform ergebenden Belastungsverschie­
bungen sind zwar per se nicht das zentrale Problem, als 
das sie manchmal diskutiert werden; ansonsten könnte 
man ja den gegenwärtigen, vermutlich verfassungswidrigen 
Zustand aufrechterhalten. Zum Problem werden sie aber 
dann, wenn sie wie im LFM­Modell willkürlich anmuten. 
Angesichts der Maßgaben der Rechtsprechung muss sich 
das LFM­Modell entgegenhalten lassen: Steuergerechtig­
keit geht anders.

Literatur

 
Tab. 1 
Belastungswirkungen der Modelle zur Grundsteuerreform 

Belastungs-
verschie-
bungen  

LFM-Modell Bodenwertsteuer 
Sachlich Personell Sachlich Personell 

Zentrum/ 
Peripherie 

Peripherie 
(moderat) 

Mieter (falls 
fremdge-

nutzt, 
ansonsten 
Eigentü-

mer) 

Zentrum 
(stark) 

Eigentümer 
(langfristig; 
unabhän-
gig von 

Nutzung) 

EFH/GWB EFH (mittel) EFH 
(stark) 

Neubau/ 
Altbau 

Neubau 
(stark) 

(Altbau) 

Quelle: Zusammenstellung des Autors. 
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Grundsteuerreform jetzt umsetzen!

Seit mittlerweile rund 25 Jahren ringt die Bundespolitik um 
eine Grundsteuerreform, deren Dringlichkeit längst von nie­
mandem mehr bestritten wird. Die aktuelle Bewertung des 
Grundvermögens stützt sich schließlich immer noch auf 
Wertverhältnisse, die im Jahr 1964 und für Ostdeutschland 
sogar im Jahr 1935 galten. Damit weist die Bemessungs­
grundlage der Grundsteuer vielfach kaum noch wirklichkeits­
nahe Bezüge zu den aktuellen Wertverhältnissen am Immo­
bilienmarkt auf.

Mit der für den 23. September 2016 erwarteten Bundes­
ratsinitiative für ein erstes Gesetzgebungspaket zur Umset­
zung einer Neubewertung aller Grundstücke besteht nun 
eine echte Reformchance für die Grundsteuer. Diese gilt es, 
entschlossen zu ergreifen.

Schneller Reformstart erforderlich

Bisher konnte der Gesetzgeber allerdings nicht die politi­
sche Kraft aufbringen, eines der vielen über die Jahre hin­
weg gehandelten Reformmodelle umzusetzen. Dieser Still­
stand hat vier zentrale Ursachen: Der stets drohende Vor­
wurf versteckter Steuererhöhungspläne, mangelndes Inte­
resse des Bundes an dieser rein kommunalen Einnahmen­
quelle und eine zu knappe Personaldecke in den 
Finanzämtern, um die in der Vergangenheit formulierten 
Reformanforderungen auch administrativ im Massenverfah­
ren bewältigen zu können. Hinzu kommt, dass lange Zeit 
auch das kommunale Reforminteresse nicht überall sehr 
ausgeprägt war. So generiert die Grundsteuer bisher ein 
stets verlässliches und stabiles Aufkommen, die Verwal­
tungsverfahren sind lange eingespielt, und die Akzeptanz 
dieser Steuer bei den Abgabenpflichtigen ist noch immer 
unübertroffen.

Die vorgenannten strukturellen Reformhemmnisse konnten 
– wie so oft – erst durch die Rechtsprechung aufgebrochen 
werden. Vor dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) sind 
derzeit mehrere Klageverfahren anhängig, in denen die be­
wertungsrechtlichen Regelungen der Grundsteuer umfas­
send auf den verfassungsrechtlichen Prüfstand gestellt wer­
den. Die Verfahren sind inzwischen so weit vorangeschrit­
ten, dass jederzeit mit einer Entscheidung gerechnet wer­
den muss. Alle Prozessbeobachter gehen davon aus, dass 
das Gericht die derzeitigen Bewertungsregeln wegen der 
Bezugnahme auf die Wertverhältnisse von 1964 bzw. 1935 
als unvereinbar mit dem allgemeinen verfassungsrechtli­
chen Gleichheitsgrundsatz erklären wird. Für eine dann not­
wendige gesetzliche Neuregelung und die anschließend 
erforderliche Neubewertung des gesamten Grundbesitzes 
wäre ein Zeitrahmen von mindestens sechs Jahren zu ver­
anschlagen.

Bei weiterer Untätigkeit dürfte das BVerfG dem Gesetzgeber 
aber wohl kaum einen solchen Zeitrahmen für die Umset­
zung einer Reform belassen. Zu lange schon hat der Ge­
setzgeber die unmissverständlichen Warnsignale der Fi­
nanzrechtsprechung ignoriert und alle Reformbemühungen 
im Sande verlaufen lassen. Zudem wird das BVerfG auch 
aus den jüngsten Entwicklungen bei der Erbschaft­ und 
Schenkungsteuer seine Schlussfolgerungen ziehen. Sollte 
der Gesetzgeber jetzt aber zügig eine Reform samt über­
zeugender Zeitplanung für deren Umsetzung auf den Weg 
bringen, dann bestehen durchaus noch gute Chancen, dass 
das BVerfG einem solchen Zeitplan bei der Bemessung ei­
nes Übergangszeitraums für die Fortgeltung des bisherigen 
Rechts weitgehend Rechnung tragen wird.

Insoweit hat der Bundesgesetzgeber jetzt noch die Chan­
ce, der Rechtsprechung zuvorzukommen und eine geord­
nete Reform nach eigener Zeitplanung durchzuführen. Blie­
be die aktuelle Reformchance dagegen ungenutzt, so könn­
ten wegen zu knapp bemessener Umsetzungsfristen Steu­
erausfälle in Höhe von rund 13 Mrd. Euro jährlich für gleich 
mehrere Jahre in Folge auf die Städte und Gemeinden zu­
kommen.

Ob die erhoffte Neuregelung zustande kommt, bleibt vor­
erst ungewiss. Die Finanzministerkonferenz (FMK) hat den 
Beschluss für das aktuelle Reformkonzept zwar mit großer 
Ländermehrheit, jedoch gegen die Stimmen Hamburgs 
und Bayerns gefasst. Damit steht auch die Unterstützung 
des Bundes auf dem Spiel. So heißt es im Koalitionsver­
trag, dass eine – im Grundsatz befürwortete – Grundsteu­
erreform eine »gemeinsame Position der Länder« voraus­
setzt.

Die hinsichtlich der Mehrheitsverhältnisse im Bund beson­
ders bedeutsame bayerische Zurückweisung der Reform­
pläne wurde vor allem mit vermeintlich drohenden Mehrbe­
lastungen für die Bürgerinnen und Bürger begründet, die es 

Helmut Dedy*
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zu verhindern gelte. Diese Argumentationslinie kann entkräf­
tet werden. 

Keine reformbedingten Steuererhöhungen

In Bund und Ländern besteht einhelliger Konsens, dass die 
Reform unter allen Umständen aufkommensneutral ausge­
staltet werden soll. Zu diesem Zweck wurde vereinbart, dass 
die Steuermesszahlen erst dann durch den Gesetzgeber 
festgelegt werden, wenn nahezu alle Grundstücke abschlie­
ßend bewertet worden sind. Auf diese Weise ist es leicht 
möglich, den neubewertungsbedingten Erhöhungen der Be­
messungsgrundlagen durch (gegebenenfalls ausdifferen­
zierte) Senkungen der Steuermesszahlen entgegenzuwirken 
und so die Gesamtaufkommensneutralität der Reform auf 
Ebene der Messbeträge zu sichern.

Trotzdem gibt es immer wieder Befürchtungen, dass die 
Reform sodann von den Kommunen zum Anlass genommen 
werden könnte, das Belastungsniveau bei der Grundsteuer 
auf Ebene der Hebesätze deutlich empor zu schrauben. 
Schließlich entscheiden bei der Grundsteuer nicht Bund und 
Länder abschließend über die Steuerbelastung, sondern al­
lein die Kommunen über das verfassungsrechtlich verbürg­
te kommunale Hebesatzrecht. Plausibel ist das Szenario 
reformbedingter Steuererhöhung aber dennoch nicht.

Die Kommunalpolitik setzt das Instrument der Hebesatzer­
höhungen stets nur sehr zurückhaltend ein. Das gilt in be­
sonderem Maße für die Grundsteuer, die in einem vergleichs­
weise transparenten Verfahren und damit in spürbarer Wei­
se erhoben wird. Zudem werden praktisch stets alle Bürge­
rinnen und Bürger durch eine Grundsteuererhöhung wirt­
schaftlich belastet. Daher wird dieses Instrument in aller 
Regel nur dann zum Einsatz gebracht, wenn zuvor bereits 
alle anderen Haushaltsspielräume ausgeschöpft worden 
sind. Stichhaltig belegen lässt sich dies im Rahmen der Be­
trachtung von langen Zeitreihen der Hebesatzentwicklung. 
Hier zeigt sich, dass signifikante Grundsteuererhöhungen 
nur zu verzeichnen sind, wenn die kommunale Ebene eine 
schwere Finanzkrise zu bewältigen hat.

Eine »Kostenexplosion« bei der Grundsteuer droht also nicht 
aus einer Reform ihrer Bewertungsmethodik, sondern allen­
falls aus den – von Bund und Ländern zu verantwortenden 
– Kostensteigerungen bei den kommunalen Pflichtausga­
ben, hier insb. den Sozialausgaben. Solche außerhalb des 
kommunalen Einflussbereichs ausgelösten Kostensteigerun­
gen müssen im Wege der Haushaltskonsolidierung aufge­
fangen werden, notfalls auch über die Grundsteuer. Die zu­
künftige Entwicklung des Belastungsniveaus bei der Grund­
steuer wird daher nicht von der Wahl der Bemessungsgrund­
lagen abhängen, sondern vor allem von der Bereitschaft in 
Bund und Ländern, die in vielen Kommunen zu verzeichnen­
de strukturelle Unterfinanzierung nachhaltig aufzulösen.

Mehr Steuergerechtigkeit durch aktualisierte 
Datengrundlagen

Klarzustellen ist aber, dass das Ziel der Aufkommensneu­
tralität nicht gleichbedeutend mit dem Ergebnis individueller 
Belastungsneutralität sein kann. Die derzeit geltende, veral­
tete Bewertungsmethodik führt in sehr vielen Fällen dazu, 
dass Grundstücke, die in den letzten Jahren – gemessen an 
der Gesamtentwicklung in der jeweiligen Gemeinde – eine 
überproportionale Wertsteigerung erfahren haben, zu niedrig 
besteuert werden. Umgekehrt werden derzeit Grundstücke, 
die in den letzten Jahrzehnten eine eher unterdurchschnitt­
liche Wertentwicklung aufgewiesen haben, teilweise viel zu 
hoch besteuert. Diese Ungerechtigkeiten würden durch eine 
Reform nun endlich korrigiert. Im Einzelfall bedeutet das 
dann, dass Grundstückseigentümer, die bisher über Jahr­
zehnte zu wenig Grundsteuer gezahlt haben, zukünftig mehr 
zahlen werden. Umgekehrt werden Grundstückseigentümer, 
die bisher viel zu viel Grundsteuer zahlen mussten, kräftig 
entlastet. Solche Belastungsverschiebungen sind folglich das 
Ergebnis einer gerechteren Besteuerung.

Mehr Gerechtigkeit wird die Reform zudem durch eine Be­
seitigung aktueller Vollzugsdefizite im Bereich der Grund­
steuerbewertung bringen, auf die unter anderem der Lan­
desrechnungshof Rheinland­Pfalz bereits 2008 hingewiesen 
hat. Auf Grundlage einer Stichprobenuntersuchung kam der 
Rechnungshof schon seinerzeit zu dem Ergebnis, dass: »die 
Bewertungsstellen der Finanzämter auf der Grundlage nicht 
aktualisierter und vielfach nicht mehr zutreffender Daten ar­
beiten. … So wichen die Angaben zu den Wohnflächen in 
20% der untersuchten Fälle erheblich ab. Bei dem Vergleich 
… mit Einkommensteuerakten ergab sich sogar eine Ab­
weichungsquote von 25%. … Die Verwendung unzutreffen­
der Daten führt zu fehlerhaften Wertfeststellungen und inso­
weit auch zu fehlerhaften Festsetzungen der Grundsteuer. 
… Steuerausfälle sind die Folge.« Neben Steuerausfällen 
ergibt sich hieraus ein Problem der Abgabengerechtigkeit. 
Beidem wird die angestrebte Reform gründlich entgegen­
wirken. Durch die geplanten Verknüpfungen elektronischer 
Datenbestände innerhalb der Länderfinanzverwaltungen so­
wie zwischen Finanzämtern und kommunalen Verwaltungen 
sind derartige Fehlentwicklungen zukünftig praktisch aus­
geschlossen. Bauliche Veränderungen, Nutzungsänderun­
gen sowie deren steuerliche Folgen werden zukünftig in al­
ler Regel nicht mehr von den Finanzämtern unentdeckt bzw. 
unberücksichtigt bleiben.

Reformkompromisse zwischen den Zielen Ge-
rechtigkeit und Verwaltungsvereinfachung sowie 
in Bezug auf Lenkungs- und Informationsinte-
ressen notwendig

Wie bei jedem umfassenden Reformprojekt ergibt sich auch 
bei der Grundsteuerreform in der Gesamtschau der Forde­
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rungen der beteiligten Akteure eine beachtliche Wunschlis­
te, was die neue Grundsteuer alles leisten können soll.

Sie soll einfach zu administrieren sein, um eine »Kostenex­
plosion« beim Verwaltungsaufwand zu vermeiden. Sie soll 
aber gleichzeitig auch möglichst gerechte, d.h. an den tat­
sächlichen Grundstückswerten orientierte Bewertungser­
gebnisse liefern. Zudem sollen außersteuerliche Lenkungs­
ziele, hier insbesondere die Förderung der Baulandmobili­
sierung oder die allgemeine Reduktion des Flächenver­
brauchs, bei der Reform der Steuer eine besondere Berück­
sichtigung finden. Ferner wird darüber gestritten, inwieweit 
die Bewertungsergebnisse der Grundsteuer auch für ande­
re Steuerarten und Zwecke nutzbar sein sollen. Sogar die 
Forderung nach einer Ländergesetzgebungskompetenz für 
die Grundsteuer wurde von einigen Akteuren erhoben. Dies 
hätte allerdings die ohnehin hohen IT­Kosten der Reform auf 
Seiten der Finanzverwaltung mal eben um den Faktor 16 
erhöht.

Das aktuell vorliegende, mühsam ausgehandelte und nun­
mehr von immerhin 14 der 16 Bundesländer sowie den drei 
kommunalen Spitzenverbänden mitgetragene Reformmo­
dell ist ein sorgsam austarierter Kompromiss zwischen die­
sen verschiedenen Interessenlagen. Vor diesem Hintergrund 
hat die kommunale Seite auch nur wenig Verständnis, wenn 
erneut nicht konsensfähige Reformideen aus den Schubla­
den geholt werden, um sie – trotz fehlender Operationalisie­
rung und Verprobung – dem nun gefundenen Kompromiss­
modell in letzter Minute entgegenzustellen.

Doch auch im Kontext dieser unvermeidbaren Debatten 
kann das Reformmodell der FMK überzeugen: Nach dem 
Baukastenprinzip entwickelt, ist das Modell offen für zukünf­
tige Weiterentwicklungen. Der jetzt vereinbarte Stand be­
schränkt die Komplexität der Reform auf ein Maß, das unter 
den aktuell gegebenen Restriktionen umsetzbar erscheint. 
Späteren Weiterentwicklungen zu verkehrswert­ oder auch 
ressourcenverbrauchsorientierten Konzepten wird damit 
aber nicht der Weg verbaut. Vielmehr werden mit der ge­
planten Reform eine Datenbasis sowie eine Organisations­
struktur geschaffen, die später einmal auch die administra­
tive Grundlage für komplexere Modellvarianten bilden kann.

Darüber hinaus ist die dem Reformmodell zugrunde geleg­
te Datenbasis zugleich für die Erhebung weiterer Steuern 
und Kommunalabgaben von Bedeutung. Zwar wurde aus 
verteilungspolitischen Gründen auf ein umfassendes Ein­
heitswertkonzept für die Grundbesitzbewertung verzichtet, 
doch ändert dies nichts daran, dass eine Datenbasis für die 
Grundsteuer immer auch Überschneidungen zu Datenan­
forderungen anderer Abgaben (von der Einkommensteuer 
über die Erbschaftsteuer bis hin zu Niederschlagswasser­
gebühren und Landwirtschaftskammerbeiträgen) aufweist. 
Gerade wenn den Zielen der Einfachheit und der Verwal­
tungseffizienz besonderes Gewicht beigemessen werden 

soll, dann müssen auch diese Wechselwirkungen zwischen 
den Datenhaltungen in den Bundes­, Landes­ und Kommu­
nalverwaltungen insgesamt in den Blick genommen werden. 

Hierin liegt zugleich eine oft verkannte Stärke des gewählten 
Modells: Zum einen werden fast alle benötigten Datengrund­
lagen schon heute von unterschiedlichen Verwaltungszwei­
gen vorgehalten, deren Datenbestände es insoweit lediglich 
technisch und organisatorisch zu verknüpfen gilt. Zum an­
deren wird eine solche einmalig vorzunehmende Vernetzung 
dann auch für viele weitere Verwaltungszwecke von großem 
Nutzen sein. Unter Berücksichtigung dieser positiven Ne­
beneffekte der geplanten Datenhaltungsstruktur für andere 
steuerliche und außersteuerliche Verwaltungszwecke hat 
sich das Reformmodell der FMK daher auch unter rein ad­
ministrativen Kosten­Nutzen­Erwägungen als überlegene 
Modellvariante herauskristallisiert.

Im Ergebnis genügt das Reformmodell der FMK allen we­
sentlichen Anforderungen der Städten und Gemeinden an 
eine Grundsteuerreform. Aus kommunaler Sicht kommt es 
mit Blick auf die aktuellen Steuerausfallrisiken jetzt darauf 
an, ein entsprechendes Gesetzgebungsverfahren möglichst 
schnell auf den Weg und so noch in dieser Legislaturperio­
de zum Abschluss zu bringen.
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Grundlos in die falsche Richtung: Sieben 
Gründe gegen die geplante 
Grundsteuerreform

Die Grundsteuer ist für die Kommunen mit jährlichen Ein­
nahmen in Höhe von 13 Mrd. Euro eine konstante und ver­
lässliche Einnahmequelle. Die Bewertungsvorschriften sind 
jedoch dringend reformbedürftig. Nach 20 Jahren politi­
schen Ringens starten nun 14 der 16 Länderfinanzminister 
eine Bundesratsinitiative. Nach ihrem Gesetzentwurf soll 
sich die Grundsteuer auch zukünftig am Wert des Bodens 
sowie der darauf errichteten Gebäude bemessen. Hierfür 
haben sie ein neues Bewertungskonzept erarbeiten lassen. 
Dieses Konzept überzeugt inhaltlich jedoch nicht und wäre 
mit einem sehr hohen administrativen Aufwand verbunden, 
da alle Grundstücke neu evaluiert werden müssten. Gelingt 
die Initiative, wäre eine historische Chance zur Umsetzung 
einer einfachen und gerechten – als Bodensteuer konzipier­
ten – Grundsteuer verspielt, die nebenbei auch die dringend 
benötigten Investitionen fördern würde. 

Hintergrund

Aktuell bemisst sich die Grundsteuer nach den sogenannten 
Einheitswerten, also dem Wert eines Grundstücks zu einem 
bestimmten Stichtag. In Westdeutschland stammt dieser 
Wert aus dem Jahr 1964, in Ostdeutschland aus dem Jahr 
1935. In den meisten Fällen hat diese Bewertung nichts 
mehr mit den heutigen Verkehrswerten zu tun. Die letzte 
Grundsteuerreform wurde im Jahr 1973 umgesetzt. Der 
Bundesfinanzhof erachtet die Einheitsbewertung als nicht 
mehr verfassungskonform, da sie die Verkehrswerte – je 
nach Gebäudealter und Lage des Grundstücks – nicht mehr 
richtig abbilden kann (BFH 2014). Doch bei allen diskutierten 
und denkbaren Reformmodellen gibt es Gewinner und Ver­

lierer. Entsprechend schwierig und langwierig waren die bis­
herigen politischen Verhandlungen.

Nun gibt es einen neuen Reformvorschlag der Länderfi­
nanzminister aller Bundesländer außer Bayern und Ham­
burg (vgl. Länderfinanzminister 2016a; 2016b; 2016c). In 
der vergangenen Sitzung am 23. September 2016 wurde 
er in den Bundesrat eingebracht. Da sich die große Mehr­
zahl der Länderfinanzminister auf dieses Modell verständigt 
hat, ist dessen politische Umsetzung leider nicht unwahr­
scheinlich. Das Konzept sieht vor, dass die Grundsteuer 
auch zukünftig am Wert von Grund und Boden einschließ­
lich seiner darauf stehenden Gebäude ansetzt. Die Bewer­
tung von Grund und Boden soll dabei anhand der Boden­
richtwerte erfolgen. 

Die auf dem Boden errichteten Gebäude sollen darüber 
hinaus nach einer Art vereinfachtem Sachwertverfahren be­
wertet werden, das individuelle Ausstattungs­ oder Aus­
baumerkmale sowie Modernisierungsmaßnahmen am Ge­
bäude als auch Marktanpassungsfaktoren außen vor lässt. 
Hierbei wird ein Systemwechsel vollzogen, da das Bewer­
tungsziel vom Verkehrswert bzw. gemeinen Wert zum so­
genannten »Kostenwert« wechselt. Wie auch bei anderen 
diskutierten Reformvarianten ist es Ziel der Reform, das 
Aufkommen aus der Grundsteuer bundesweit konstant zu 
halten. Geplant sind zwei Reformschritte, die insgesamt gut 
zehn Jahre in Anspruch nehmen. Als erster Schritt sollen 
alle rund 35 Mio. Grundstücke nach dem neuen Verfahren 
neu bewertet werden. Stichtag soll hierfür das Jahr 2022 
sein. Als zweiten Reformschritt werden danach die Mess­
zahlen festgesetzt, die in den Bundeländern gegebenenfalls 
unterschiedlich hoch sein können. Die Umsetzung der 
Grundsteuerreform soll bis zum Jahr 2027 dauern. Das 
dreistufige Verfahren zur Festsetzung der Grundsteuer soll 
weiterhin durch die Multiplikation von Grundsteuerwert, 
Steuermesszahl und gemeindespezifischen Hebesatz be­
stehen bleiben. 

Der Vorschlag der Länderfinanzminister mag auf den ersten 
Blick schlüssig erscheinen. Es sprechen jedoch eine Reihe 
sehr wichtiger Gründe dagegen, die im Folgenden kurz skiz­
ziert werden sollen. 

1. Der Verwaltungsaufwand ist zu hoch

Der erste zentrale Kritikpunkt richtet sich an die sehr auf­
wendige Bewertung des Grundvermögens. Die Bewertung 
von Grund und Boden soll anhand der Bodenrichtwerte 
vorgenommen werden, so wie es auch in fast allen disku­
tierten Modellen vorgesehen ist (vgl. Henger und Schaefer 
2015). Dies ist ausdrücklich zu begrüßen, da Bodenricht­
werte mittlerweile nahezu flächendeckend vorliegen und 
von den Gutachterausschüssen immer genauer und regel­
mäßiger festgelegt werden (vgl. AK­OGA 2014). Nicht zu 
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begrüßen ist jedoch, dass auch eine wertorientierte Gebäu­
debewertung in einem neuen Verfahren vorgenommen wer­
den soll. Hierfür ist die Erhebung der Gebäudeart, der Brut­
togrundfläche und des Baujahres erforderlich, was für die 
Verwaltung einen gewaltigen Aufwand bedeutet und sich 
über mehrere Jahre erstecken wird. Hinzu kommt, dass der 
Reformvorschlag vorsieht, alle Betriebe der Land­ und 
Forstwirtschaft mit ihrem Ertragswert zu bewerten. Damit 
bleibt die Grundsteuer A erhalten, die jedoch unverhältnis­
mäßig aufwendig ist und nur rund 4% des gesamten Grund­
steueraufkommens ausmacht. 

2. Die Umsetzung dauert zu lange

Die Neubewertung aller 35 Mio. Grundstücke in Deutsch­
land ist sehr aufwendig und bedeutet nicht nur eine enor­
me Belastung der Verwaltung, sondern wird nach den jet­
zigen Planungen auch rund zehn Jahre in Anspruch neh­
men. Das bedeutet zum einen, dass die bisherigen Ver­
zerrungen und Fehlanreize der aktuellen Grundsteuer für 
diesen Zeitraum weiterhin Bestand haben werden. Zum 
anderen wird in der Bewertungsphase Unsicherheit über 
die konkreten Auswirkungen bestehen: Potenzielle Inves­
toren wissen nicht, mit welchen Grundsteuerzahlungen 
sie rechnen müssen. Die Kommunen bleiben während­
dessen im Unklaren, mit welchen Einnahmen sie planen 
können.

3. Investitionen werden bestraft

Ein weiterer zentraler Kritikpunkt ist, dass eine derartige 
Grundsteuer zu einer ineffizienten Grundstücksnutzung führt, 
da Investitionen in den Bestand bestraft werden und baurei­
fe Grundstücke nicht zu einer Bebauung mobilisiert werden. 
So müssen Investoren, die durch einen Anbau oder den Aus­
bau eines Dachgeschosses den Wert ihrer Gebäude erhö­
hen, mehr Steuern bezahlen. Investitionen in den Bestand 
laufen somit stets Gefahr, mit einer Art Strafsteuer belegt zu 
werden. Gleiches gilt für den Neubau: Wer sein Grundstück 
bebaut, zahlt mehr Steuern. Unbebaute Grundstücke kön­
nen bei einer derart ausgestalten Steuer relativ kostengüns­
tig zu Spekulationszwecken gehalten werden. Dies stellt spe­
ziell in den jüngst angespannten Wohnungsmärkten in eini­
gen Ballungszentren ein enormes Problem dar. Auch wenn 
Investoren nicht allein aufgrund der Grundsteuerbelastung 
entscheiden, ist klar festzuhalten, dass beim Reformvor­
schlag der Länderfinanzminister Investitionen in große Ge­
bäude, die auf engem Raum Platz für viele Bewohner bieten, 
benachteiligt werden. Somit wird eine große Chance vertan, 
die Grundsteuer einfacher und gerechter zu gestalten. 

4. Die Besteuerung der Gebäude ist zu pauschal 
und ungerecht

Das neue Bewertungskonzept orientiert sich nicht mehr am 
Verkehrswert der Gebäude, sondern versucht über den neu 

 
Tab. 1 
Beispielsrechnungen für das neue Bewertungskonzept  

Wohnungstyp 

Einfami-
lienhaus 
(Altbau, 
Land) 

Einfami-
lienhaus 
(Neubau, 

Land) 

Einfami-
lienhaus 
(Altbau, 
Stadt) 

Einfami-
lienhaus 
(Neubau, 

Stadt) 

Mehrfami-
lienhaus 
(Altbau, 
Land) 

Mehrfami-
lienhaus 
(Neubau, 

Land) 

Mehrfami-
lienhaus 
(Altbau, 
Stadt) 

Mehrfami-
lienhaus 
(Neubau, 

Stadt) 

Baujahr 1973 2015 1973 2015 1973 2015 1973 2015 

(1) Grundstücksfläche in m² 600 600 600 600 800 800 800 800 

(2) Bodenrichtwert pro m² (in Euro) 75 75 300 300 75 75 300 300 

(3) Wohnfläche (in m²) 130 130 130 130 80 80 80 80 

(4) Verkehrswert pro m² (in Euro) 1 384,61 1 384,61 2 307,69 2 307,69 1 400,00 1 400,00 3 750,00 3 750,00 

(5) Verkehrswert (3) x (4) (in Euro) 180 000 180 000 300 000 300 000 112 000 112 000 300 000 300 000 
Berechnungsschema des neuen Grundsteuerreformvorschlags 

(6) Bodenwert (1) x (2) (in Euro) 45 000 45 000  180 000 180 000 60 000 60 000 240 000 240 000 

(7) Bruttogrundfläche 200 200 200 200 154 154 154 154 
(8) Pauschal-Herstellungskosten 
     (in Euro) 

730 1 010 730 1 010 680 935 680 935 

(9) Herstellungswert des 
     Gebäudes (7) x (8) (in Euro) 

146 000 202 000 146 000 202 000 104 720 143 990 104 720 163 625 

Baualter (Stichtag 2022) 49 7 49 7 49 7 49 7 
Alterswertminderung (linear) bei 
Lebensdauer von 70 Jahren (max. 
70%) (in %) 

70 10 70 10 70 10 70 10 

(10) Wertminderung wg. Alters  
       (in Euro) 

102 200 20 200 102 200 20 200 73 304 14 399 73 304 14 399 

(11) Gebäudewert (9) – (10)  
       (in Euro) 

43 800 181 800 43 800 181 800 31 416 129 591 31 416 129 591 

(12) Steuerwert (Kostenwert)  
       (6) + (11) (in Euro) 

88 800 226 800 223 800 361 800 91 416 189 591 271 416 369 591 

Verkehrswert (in Euro) 180 000 180 000 300 000 300 000 112 000 112 000 300 000 300 000 
Verhältnis 
Steuerwert/Verkehrswert (in %) 

49 126 75 121 82 169 90 123 

Quelle: Berechnungen der Autoren. 
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eingeführten Begriff des »Kostenwertes«, den im Gebäude 
verkörperten Investitionsaufwand abzubilden. Die in Tabel­
le  1 gezeigten Beispielrechnungen zeigen auf, dass hier­
durch erhebliche Abweichungen vom Verkehrswert auftre­
ten, so dass der Vorschlag der Finanzminister neben dem 
Gleichheitsgrundsatz auch gegen eine grundlegende For­
derung des Bundesfinanzhofs aus dem Jahr 2014 verstoßen 
dürfte, die eine Bemessung der Grundsteuer am Verkehrs­
wert verlangt (vgl. Löhr 2016). Das Bewertungsverfahren ist 
eine Art vereinfachtes Sachwertverfahren (Sachwertrichtlinie 
2012). Ausgangspunkt sind die sogenannten Pauschalher­
stellungskosten (in Euro je Quadratmeter Bruttogrundflä­
che), die die Standardkosten für die Herstellung von Gebäu­
den durchschnittlicher Qualität und Ausstattung abbilden. 
Hierbei werden insgesamt 28 Gebäudearten unterschieden. 
Für fast alle Gebäudearten bestehen drei Baualtersklassen 
(vor 1995, 1995 bis 2004, ab 2005) mit höheren Pauschal­
herstellungskosten für jüngere Baujahre. Vom darauf abge­
leiteten Gebäudewert wird eine lineare Alterswertminderung 
abgesetzt, die auf 70% des Gebäudewerts begrenzt ist. 
Damit werden in diesem vereinfachten Sachwertverfahren 
wichtige Elemente zur Bestimmung des Verkehrswertes 
nicht berücksichtigt: Dies ist erstens der sogenannte Markt­
anpassungsfaktor, anhand dessen im Sachwertverfahren 
der wichtige Marktbezug hergestellt wird. Dieser Faktor wird 
von den Gutachterausschüssen ermittelt und variiert sowohl 
in Abhängigkeit von der konkreten Gebäudeart und Gebäu­
degröße als auch von der Marktsituation. Zweitens wird bei 
den Pauschalherstellungskosten im vorgeschlagenen An­
satz nicht nach sogenannten Standardstufen differenziert, 
die sehr wichtig sind, um qualitative Aspekte der Nutzungs­ 
und Gebäudeart zu berücksichtigen. Daher liegen die ermit­
telten »Kostenwerte« der Beispielrechnungen für typische 
Fälle zwischen 49 und 169% der Verkehrswerte. 

5. Der Neubau wird benachteiligt

Durch das neue Bewertungskonzept werden insbesondere 
Neubauten gegenüber modernisierten Altbauten vergleich­
barer Wertigkeit steuerlich benachteiligt. Dies wäre ein ka­
tastrophales Signal an Investoren, die in angespannten Woh­
nungsmärkten neue Wohnungen und Gebäude errichten 
wollen. Da die Pauschalherstellungskosten alle baulichen 
und qualitativen Unterschiede zwischen Gebäuden gleichen 
Baujahrs außen vor lassen, liegt der Steuerwert bei Altbau­
ten systematisch unter dem Verkehrswert, während er bei 
Neubauten darüber liegt (vgl. Tab. 1).

6. Unbebaute Grundstücke werden nicht 
mobilisiert 

Nach dem Vorschlag aus dem Kreis der Länderfinanzminis­
ter bleibt es für Eigentümer unbebauter mit Baurecht verse­
hener Grundstücke attraktiv, in der Hoffnung auf eine Wert­

steigerung ohne Bebauung gehalten werden. Aufgrund der 
Besteuerung des Gebäudewertes kann so ein Teil der 
Grundsteuer gespart werden. So kann es trotz Wohnungs­
knappheit in Ballungsräumen dazu kommen, dass vorhan­
dene Baugrundstücke nicht für den Wohnungsbau genutzt 
werden, sondern brach liegen. Bei einer als Bodensteuer 
konzipierten Grundsteuer würden unbebaute Grundstücke 
hingegen deutlich höher besteuert werden – zugunsten von 
dicht bebauten Grundstücken. Eine Bodensteuer führt dies­
bezüglich zu keinerlei Fehlanreizen, da sie vollkommen un­
abhängig von der Art, der Dimensionierung und dem Alter 
der Überbauung ist. Alternative diskutierte Varianten wie ei­
ne Baulandsteuer (»Grundsteuer C«) können dieses Anreiz­
problem dagegen nie vollständig auflösen und trügen zudem 
zu einer weiteren Bürokratisierung bei.

7. Der Geschosswohnungsbau wird 
unverhältnismäßig stark belastet

Mehrfamilienhäuser bieten vielen Bewohnern Platz. Deshalb 
ist der Geschosswohnungsbau ein wirksames Mittel gegen 
knappen Wohnraum. Eine Bodensteuer würde den Investor 
in seiner Entscheidung für die Art des Gebäudes nicht be­
einflussen, weil das Gebäude gar nicht Gegenstand der 
steuerlichen Bemessungsgrundlage ist. Ein Gebäude mit 
vielen Geschossen wird beim Vorschlag der Länderfinanz­
minister hingegen höher besteuert als ein Ein­ oder Zweifa­
milienhaus. Aus der Umstellung auf eine mehr am Sachwert 
orientierte Bewertung kann gegebenenfalls sogar eine Mehr­
belastung von Mehrfamilienhäusern resultieren. Dies wäre 
in Zeiten knappen Wohnraums in vielen Ballungsräumen das 
falsche Signal für Investoren, die sich im Geschosswoh­
nungsbau engagieren. 

Fazit

Die dargestellten Gründe zeigen auf, dass das neue Be­
wertungskonzept als weiterhin verbundene Grundsteuer 
unverhältnismäßig aufwendig ist, zu Fehlanreizen in der 
Nutzung von Grundstücken führt und verfassungsrechtlich 
problematisch ist. Der Vorschlag der Finanzminister der 
Länder ist also weniger davon getrieben, die Grundsteuer 
einfacher und gerechter zu gestalten, sondern vielmehr 
davon, einen Kompromiss zu finden, bei dem es zu mög­
lichst geringen Veränderungen kommt und am besten kei­
ner auf Einnahmen verzichten muss. Maßstab dafür ist 
zwangsläufig der Status quo, der durch eine Vielzahl von 
Verzerrungen und Ungereimtheiten gekennzeichnet ist. 
Diese werden jedoch nicht behoben, sondern nur zuguns­
ten neuer Verzerrungen geändert. Angesichts des enormen 
Aufwandes und der weiter zunehmenden Komplexität und 
Bürokratie, die daraus resultiert, wäre es umso bedauerli­
cher, wenn die Chance für eine grundlegende Reform nicht 
genutzt wird.
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Eine Bodensteuer wäre die bessere Lösung! 

Es wäre viel besser, wenn die Gebäude bei der Bemessung 
der Grundsteuer außen vor bleiben und die Grundsteuer als 
Bodensteuer konzipiert wird (vgl. Initiative »Grundsteuer: 
Zeitgemäß!«; Henger und Schaefer 2015). Dann könnte die 
Grundsteuer allein aufgrund der bereits bekannten Boden-
richtwerte ermittelt werden. Die dringend benötigte Grund-
steuerreform könnte so nicht nur wesentlich schneller und 
unbürokratischer umgesetzt werden, sondern würde auch 
nicht länger Investitionen in Gebäude belasten. 

Zwar haben sich 14 der 16 Länderfinanzminister nun auf 
einen gemeinsamen Vorschlag verständigt – nach langem 
Ringen um einen politischen Kompromiss. Dennoch lohnt 
es sich, das Paket noch einmal aufzuschnüren und die 
Chance auf eine grundlegende Reform der Grundsteuer 
nicht zu vertun. Anstatt es weiterhin, jedoch anders kompli-
ziert zu machen, könnte die Grundsteuer einfach, gerecht 
und unbürokratisch werden. Selbst wenn dazu neue Ver-
handlungsrunden notwendig werden, spricht auch der Fak-
tor Zeit für die Bodensteuer: Diese könnte unmittelbar nach 
einer Einigung umgesetzt werden. Und nicht erst nach wei-
teren zehn Jahren aufwendiger Bewertungsverfahren.
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Reformmodell der Finanzminister­
konferenz führt zu extremen Grund­
steuer bewertungen und übermäßigen 
Belastungen in Metropolregionen

Die Konferenz der Finanzministerinnen und Finanzminister 
der Länder berät seit 2011 über ein Modell zur Reform der 
Grundsteuer, deren Bemessung an veralteten Einheitswer-
ten rechtlich und politisch in die Kritik geraten ist. 

Der Bundesfinanzhof hat in einem Urteil vom 22. Oktober 
2014 festgestellt, dass die für die Festsetzung der Grund-
steuer geltenden Einheitsbewertungsvorschriften seit dem 
1. Januar 2009 als verfassungswidrig anzusehen sind, weil 
die den Einheitswerten zugrunde liegenden Wertverhältnis-
se seit langer Zeit nicht aktualisiert wurden und es u.a. durch 
die Entwicklung des Bauwesens, die Stadtentwicklung und 
die Veränderungen des Wohnungsmarktes zu Wertverzer-
rungen gekommen ist, die den Gleichheitsgrundsatz verlet-
zen. Der Bundesfinanzhof bezieht sich im Zusammenhang 
mit dem Gleichheitsverstoß auf die effektiven Belastungs-
unterschiede der Bürgerinnen und Bürger. Dabei komme es 
entscheidend auf die Wertverhältnisse innerhalb der hebe-
satzberechtigten Städte und Gemeinden und weniger auf 
die Verhältnisse zwischen unterschiedlichen Gemeinden 
oder Bundesländern an. 

Für rund 35 Mio. Immobilien in Deutschland wird von den 
Städten und Gemeinden Grundsteuer erhoben. Sie ist mit 
einem jährlichen Aufkommen von rund 13 Mrd. Euro (Stand: 
2015) eine bedeutsame Einnahmequelle der Kommunen, 
die damit die Herstellung und Instandhaltung von Straßen, 
Grünanlagen, Kultureinrichtungen oder Kindergärten finan-
zieren. Da die Qualität der lokalen Infrastruktur Rückwirkung 
auf den lageabhängigen Wert von Grundstücken und Ge-
bäuden hat, ist es grundsätzlich plausibel, die Höhe der 
Grundsteuer an den entsprechenden Wertverhältnissen in 
der jeweiligen Kommune zu orientieren. 

 * Senator Dr. Peter Tschentscher ist Präses der Finanzbehörde der Freien 
und Hansestadt Hamburg.
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Die Finanzministerinnen und Finanzminister der Länder ha­
ben am 3. Juni 2016 beschlossen, eine Änderung der Be­
wertung von Grundstücken sowie land­ und forstwirtschaft­
lichen Betrieben vorzunehmen, dabei aber wesentliche Fra­
gen zur Anpassung der für die Besteuerung relevanten 
Mess zahlen und Hebesätze offen gelassen.

Belastungswirkung der Grundsteuer betrifft 
Grundeigentümer und Mieter

Die Grundsteuer kann als Realsteuer für den unmittelbar 
steuerpflichtigen Grundeigentümer wie eine Vermögen­ bzw. 
Substanzsteuer wirken. Bei vermieteten Immobilien wird die 
Grundsteuer i.d.R. jedoch als »laufende öffentliche Lasten 
des Grundstücks« nach der Betriebskostenverordnung an 
die Mieter weitergegeben.

Die Belastungswirkung der Grundsteuer trifft deshalb nicht 
zwingend den Eigentümer und damit den in diesem Sinne 
Vermögenden, sondern vor allem die Nutzer von Immobilien. 
In der Freien und Hansestadt Hamburg sind davon z.B. die 
Mieterinnen und Mieter von mehr als 650 000 Wohnungen 
betroffen. Unter diesen befinden sich auch zahlreiche Per­
sonen mit geringen Einkommen, die aufgrund des hohen 
Mietniveaus in Metropolen wie Hamburg ohnehin einen gro­
ßen Anteil ihres monatlichen Budgets für Mietzahlungen auf­
wenden müssen. Insofern sind die Auswirkungen einer 
Grundsteuerreform nicht nur unter finanz­ und steuerpoliti­
schen Maßstäben zu beurteilen, sondern auch in sozialpo­
litischer Hinsicht sensibel. 

Berücksichtigung der Grundsteuer im 
Länderfinanzausgleich 

Die Grundsteuer wirkt sich nicht unerheblich im Länderfi­
nanzausgleich aus. Sie geht in die Berechnung der Finanz­
kraft eines Landes mit einem fiktiven Betrag ein, der sich 
bei Anwendung eines bundesweit gewogenen Durch­
schnittshebesatzes ergeben würde. Bei überdurchschnitt­
lichen Hebesätzen ist das tatsächliche Steueraufkommen 
höher, als es der Steuerkraft entspricht, die im Länderfinan­
zausgleich zugrunde gelegt wird. Bei unterdurchschnittli­
chen Hebesätzen ist das tatsächliche Steueraufkommen 
niedriger, als es der Steuerkraft entspricht. Überdurch­
schnittliche Hebesätze führen damit zu einer Entlastung 
(geringere Zahlungen oder höhere Einnahmen), unterdurch­
schnittliche Hebesätze zu einer Belastung (höhere Zahlun­
gen oder geringere Einnahmen) des jeweiligen Landes im 
Länderfinanzausgleich.
 
Die Auswirkungen einer Grundsteuerreform auf die Finanz­
ströme im Länderfinanzausgleich sind schon deshalb von 
Bedeutung, weil auch dieses System politisch und verfas­
sungsrechtlich angegriffen wird und die Ministerpräsiden­

tinnen und Ministerpräsidenten der Länder erst im Dezem­
ber 2015 einen gemeinsamen Vorschlag zur Neuordnung 
der Bund­Länder­Finanzbeziehungen vorgelegt haben, 
dem eine genaue Analyse der Finanzströme, eine bedarfs­
gerechte Verteilung der finanziellen Mittel und ein sorgfältig 
austarierter Interessensausgleich der Länder zugrunde 
liegt.

Anforderungen an eine Grundsteuerreform aus 
Hamburger Sicht 

Ein geeigneter Ansatz zur Reform der Grundsteuer muss 
vor diesem Hintergrund

• den Anforderungen des Bundesfinanzhofes zur verfas­
sungsmäßigen Bewertung von Immobilien entsprechen,

• erneute Belastungsverschiebungen im Länderfinanzaus­
gleich vermeiden und 

• die finanziellen Folgen für Grundeigentümer und Mieter 
in angespannten Immobilienmärkten der Metropolregio­
nen im Blick haben. 

Die von der Finanzministerkonferenz am 3. Juni 2016 gegen 
die Stimmen Hamburgs und Bayerns beschlossene Bun­
desratsinitiative zur Änderung der verfassungs­, bewer­
tungs­ und verfahrensrechtlichen Vorschriften wird diesen 
Anforderungen insbesondere im Hinblick auf den Länder­
finanzausgleich und die Folgen in Metropolregionen nicht 
gerecht. 

Reformmodell der Finanzministerkonferenz

Nach dem von der Finanzministerkonferenz erarbeiteten 
Modell (FMK­Modell) sollen für die Festlegung der Bemes­
sungsgrundlage der Grundsteuer statt der bisherigen Ein­
heitswerte (ursprünglich konzipiert als typisierte Verkehrs­
werte) künftig sogenannte Grundsteuerwerte (in Form von 
Kostenwerten) ermittelt werden. Diese setzen sich aus dem 
Gebäudewert nach Regelherstellungskosten und dem Bo­
denwert zusammen. 

Der Gebäudewert wird anhand der (typisierten) Ausstattung 
und Größe des Gebäudes nach Regelherstellungskosten 
ermittelt. Für den Bodenwert werden als maßgebliche Fak­
toren die Grundstücksgröße und der jeweilige Bodenricht­
wert zugrunde gelegt.

Die Immobilienwerte (Grundsteuerwerte) sollen – wie die bis­
herigen Einheitswerte – mit einer Messzahl multipliziert den 
Grundsteuermessbetrag ergeben. Aus der Multiplikation des 
Steuermessbetrags mit dem Hebesatz der jeweiligen Kom­
mune ergibt sich schließlich die Grundsteuer, die vom Steu­
erpflichtigen beziehungsweise den Mietern von Immobilien 
zu tragen ist. 
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Auswirkungen auf Grundsteuerwerte in 
Metropolregionen wie Hamburg 

Um die Auswirkungen des FMK­Modells auf die Bemes­
sungsgrundlage im Bereich der Wohnimmobilien zu unter­
suchen, hat die Hamburger Finanzbehörde eine Stichprobe 
von rund 850 Bewertungseinheiten unterschiedlicher Wohn­
gebäudearten zusammengestellt, deren Lagen sich über 
das gesamte Hamburger Stadtgebiet verteilen. Anhand der 
vorliegenden Gebäudedaten und der aktuellen lageabhän­
gigen Bodenrichtwerte wurden typisierte Grundsteuerwerte 
nach dem FMK­Modell ermittelt und den bisher für die 
Grundsteuererhebung zugrunde gelegten Einheitswerten 
gegenüber gestellt. 

Das Verfahren nach dem FMK­Modell führt nach dieser Aus­
wertung für Hamburg gegenüber dem bisherigen Einheits­
wertverfahren zu im Durchschnitt rund zehnfach höheren 
Immobilienbewertungen. Die Faktoren (Verhältnis von neu­
er zu bisheriger Bewertung) bewegen sich in 80% der Fäl­
le in einem Bereich von vier­ bis 26­fach und in 95% der 
Fälle in einem Bereich von drei­ bis 47­fach höheren Be­
wertungen.

Eine maßgebliche Einflussgröße in der Grundsteuerbewer­
tung nach dem FMK­Modell sind die Bodenrichtwerte, die 
aus marktlageabhängigen Immobilienverkaufspreisen ermit­
telt werden. Für Hamburger Wohnimmobilien besteht der 
nach dem FMK­Verfahren erhobene Grundsteuerwert im 
Durchschnitt nur zu einem Drittel aus dem nach typisierten 
Herstellungskosten errechneten Gebäudewert, aber zu zwei 
Dritteln aus dem anhand der Grundstücksgröße und des 
jeweiligen Bodenrichtwertes errechneten Bodenwert. 

Bodenrichtwerte als entscheidender Faktor der 
Wertermittlung

Bodenrichtwerte werden durch Gutachterausschüsse mög­
lichst kleinräumig aus tatsächlich erzielten Veräuße­
rungspreisen von bebauten und unbebauten Grundstücken 
ermittelt und spiegeln damit das jeweilige Marktgeschehen 
wider. Neben Nutzungswertkomponenten enthalten Bo­
denrichtwerte damit auch nutzungsunabhängige Wertkom­
ponenten, die sich etwa aus spekulativem Marktgeschehen 
oder aus dem aktuellen Zinsniveau am Kapitalmarkt erge­
ben können. 

In wachsenden und verdichteten Metropolregionen wie 
Hamburg haben sich die Bodenrichtwerte gegenüber dem 
Bezugszeitpunkt des Einheitswertverfahrens (Hauptfeststel­
lung von 1964 beziehungsweise 1935) erheblich erhöht. Es 
ist davon auszugehen, dass dieser Effekt in anderen Me­
tropolregionen Deutschlands ähnlich, in Regionen mit we­
niger angespannten Immobilienmärkten dagegen geringer 
ausgeprägt ist. 

In den Beratungen zur Grundsteuerreform haben außer 
Hamburg bisher keine anderen Länder Ergebnisse aus 
Stichprobenberechnungen zu ihren Grundsteuerwerten 
nach dem FMK­Modell vorgetragen. Aufgrund des syste­
matischen Einflusses der Bodenrichtwerte ist davon auszu­
gehen, dass die Bewertungssteigerung gegenüber dem Ein­
heitswertverfahren deutschlandweit nennenswert ist, aber 
vor allem in Metropolregionen mit angespannten Immobili­
enmärkten und hohem Mietniveau ausgesprochen deutlich 
ausfällt.

Mit dem FMK­Modell werden die seit dem Bezugszeitpunkt 
des Einheitswertverfahrens über viele Jahrzehnte eingetre­
tenen deutlichen Bodenrichtwertsteigerungen nachträglich 
in die Ermittlung der Grundsteuerwerte einbezogen. Beson­
dere Ausgleichs­ oder Übergangsregelungen sind nicht vor­
gesehen. Dadurch werden Eigentümer und Mieter anhand 
von Immobilienmarktwerten im Sinne fiktiver Veräuße­
rungspreise zur Grundsteuer herangezogen, die jedenfalls 
für Mieter keine praktische wirtschaftliche Bedeutung haben. 
Auch viele Eigentümer selbstgenutzter Immobilien betrach­
ten ihre Immobilie nicht als Handelsware, deren Wertent­
wicklung sie jederzeit durch Verkauf realisieren können.

Festlegung zu künftigen Steuermesszahlen 
erforderlich 

Die Finanzministerkonferenz hat ihren Beschluss zur Reform 
der Grundsteuerbewertung gefasst, ohne konkrete Festle­
gungen dazu zu treffen, wie die Grundsteuermesszahlen 
(und ggf. auch die kommunalen Hebesätze) zu verändern 
sind und in welcher Form länderspezifische Messzahlen ein­
geführt werden müssen, um eine Aufkommensneutralität zu 
gewährleisten.

Ohne eine Anpassung von Messzahlen und Hebesätzen 
würde sich die Grundsteuerbelastung für Wohnimmobilien 
nach dem FMK­Modell in Hamburg im Durchschnitt ver­
zehnfachen, was den Eigentümern und Mietern von Wohn­
immobilien kaum zuzumuten wäre. Auch für Wirtschaftsun­
ternehmen ist die Grundsteuer je nach Umfang der betriebs­
notwendigen Immobiliennutzung ein nennenswerter Kos­
tenfaktor. Ähnliche Verhältnisse sind in anderen Metropolen 
und Ballungsräumen mit angespannten Immobilienmärkten 
zu erwarten.

Eine Anpassung der Aufkommenswirkung allein über die 
kommunalen Hebesätze würde in Ländern, in denen die 
Bodenrichtwerte in den vergangenen Jahren überdurch­
schnittlich gestiegen sind, zusätzliche Belastungen im Län­
derfinanzausgleich auslösen. Sie müssten die überdurch­
schnittlichen Bewertungen mit einer entsprechend über­
durchschnittlichen Absenkung der Hebesätze ausgleichen, 
würden aber in ihrer Steuerkraft an einem durchschnittlich 
höheren Hebesatz gemessen. Für den Stadtstaat Hamburg 
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könnte die für eine Aufkommensneutralität erforderliche re­
lative Senkung des Hebesatzes im Vergleich zum bundes­
weit gewogenen Durchschnittshebesatz zu zusätzlichen 
Zahlungen im Länderfinanzausgleich im dreistelligen Millio­
nenbereich führen. 

Länder mit einer hohen Bodenwertentwicklung in den ver­
gangenen Jahrzehnten würden damit in die Lage geraten, 
entweder zusätzliche Belastungen im Länderfinanzausgleich 
in Kauf zu nehmen oder ihren Einwohnern höhere Grund­
steuern aufzuerlegen, was angesichts des ohnehin schon 
hohen Mietniveaus in Metropolregionen insbesondere für 
Mieterinnen und Mieter mit geringem Einkommen kaum ver­
tretbar wäre.

Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

In seiner bisherigen Fassung beschränkt sich der Gesetz­
entwurf der Finanzministerkonferenz zur Reform der Grund­
steuer auf ein neues Bewertungsverfahren, das stark von 
den aktuellen Bodenrichtwerten und damit den Marktwerten 
von Immobilien geprägt ist und in der Grundsteuererhebung 
insgesamt zu deutlich höheren Immobilienbewertungen füh­
ren wird. Er stellt keine Klarheit darüber her, in welchen Re­
gionen und in welchem Umfang Grundeigentümer, Unter­
nehmen und Mieter mit höheren Grundsteuerzahlungen 
rechnen müssen.

Ein neues Bewertungsverfahren für Zwecke der Grundsteu­
ererhebung sollte nicht eingeführt werden, ohne die Folgen 
für die Belastung von Grundeigentümern und Mietern zu 
beurteilen und eine konkrete Regelung zur Anpassung des 
Systems der Messzahlen und Hebesätze zu treffen, die für 
die Ermittlung der Grundsteuer für ein konkretes Objekt und 
die Auswirkungen der Grundsteuer im Länderfinanzaus­
gleich von Bedeutung sind. 

Vor diesem Hintergrund hat Hamburg der Finanzminister­
konferenz vorgeschlagen, die Aktualisierung der Immobili­
enwerte mit einer gesetzlichen Anpassung der sogenannten 
Steuermesszahlen und einer Flexibilisierung der kommuna­
len Hebesätze zu verbinden, die darauf abzielen, 

• angespannte Immobilienmärkte in Metropolregionen 
nicht weiter zu belasten, 

• die beabsichtigte Aufkommensneutralität nicht nur 
deutschlandweit, sondern auch auf Ebene der Länder 
sicherzustellen und 

• eine zusätzliche Belastung einzelner Länder im Länder­
finanzausgleich zu vermeiden.

Darüber hinaus könnte über unterschiedliche Steuermess­
zahlen eine differenzierte Besteuerung von Wohnimmobilien, 
Gewerbeimmobilien (»Nicht­Wohnimmobilien«) und unbe­
bauten Grundstücken erfolgen. 
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Wohnungsnot: Wohnungsmarkt aus dem Gleichgewicht?
Nachtrag: Steigende Immobilienpreise und steigende

Obwohl immer mehr Geld in den Immobilienmarkt fließt, steigt die Wohnungsnot in Ballungsräu-

men. Vor allem wächst die Diskrepanz zwischen dem Angebot an und der Nachfrage nach »bezahl-

barem« Wohnraum. In den Großstädten und hochpreisigen Regionen konzentriert sich die Bautätig-

keit in erster Linie auf die Fertigstellung von Eigentumswohnungen bzw. teuren Mietwohnungen, 

während zu wenige preiswerte Wohnungen gebaut werden. Sind eine größere staatliche Förde-

rung oder eine Lockerung bestehender baulicher Vorschriften Strategien zur Sicherung eines aus-

reichenden Angebots an bezahlbarem Wohnraum? Ergänzend zu den Beiträgen im ifo Schnell-

dienst 16/2016 kommentiert Barbara Hendricks die aktuelle Situation. 

Deutschland wächst! Die Einwohnerzahl 
steigt, die Zahl der sozialversicherungs­
pflichtig Beschäftigten steigt, die Wirt­
schaft, die Einkommen und das Steuer­
aufkommen wachsen. Dieses Wachstum 
ist eine große Chance, unser Land und 
unseren Wohlstand für die Zukunft zu si­
chern. Auch das Bauen erlebt einen neu­
en Boom, ausgelöst durch die Binnen­
wanderung, insbesondere den Drang in 
die Städte und Ballungsräume und die 
damit verbundene Nachfrage. Die Bau­
branche boomt. Sie schafft dabei Ar­
beitsplätze und trägt zur insgesamt guten 
wirtschaftlichen Entwicklung in Deutsch­
land bei.

Die Schattenseite der guten wirtschaftli­
chen und demografischen Entwicklung ist 
der wachsende Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum. Die Hauptursache ist zweifel­
los, dass es in der Vergangenheit keine 
oder falsche Einschätzungen der Binnen­
wanderung gegeben hat, die wir korrigie­
ren müssen. In der Folge ist über viele 
Jahre hinweg zu wenig gebaut worden. 
Der Zuzug von Flüchtlingen und ihre In­
tegration in unsere Gesellschaft fordern 
Wohnungswirtschaft und Wohnungspoli­
tik nun zusätzlich heraus.

Es gibt also ein ganzes Bündel von Grün­
den, warum die Wohnungsmärkte in un­
seren Städten und Ballungsräumen sehr 
angespannt sind. Von »Wohnungsnot in 
Deutschland« zu reden, halte ich dennoch 
für übertrieben. Klar ist, dass möglichst 
schnell neuer und vor allem bezahlbarer 
Wohnraum gebraucht wird. Wir rechnen 
mit mindestens 350 000 neuen Wohnun­
gen jährlich. Das ist die Aufgabe.

Positiven Trend weiter verstärken

Seit 2010 steigt die jährliche Nettozuwan­
derung nach Deutschland an. Im Jahr 
2014 wuchs die Bevölkerung Deutsch­
lands um 550 000 Personen, im Jahr 
2015 sogar um 1,14 Mio. Personen. Zu­
wanderung wie Binnenwanderung kon­
zentrieren sich vor allem auf die wirt­
schaftsstarken Ballungsräume und Uni­
versitätsstädte. Die Folge war und ist, 
dass in Zuzugsregionen das Wohnungs­
angebot mit der wachsenden Wohnungs­
nachfrage nicht Schritt halten kann. Mit 
den Wohnungsmarktengpässen steigen 
auch die Mieten und Preise.

Die Mietsteigerungen in den meisten Bal­
lungsgebieten und Universitätsstädten la­
gen deutlich über dem bundesweiten An­
stieg der Angebotsmieten von 3,3%. Die 
höchsten Steigerungen wiesen im Jahr 
2015 Wolfsburg mit 11,5%, Berlin mit 
7,4%, Kassel mit 6,3% und Stuttgart mit 
5,2% auf.

Insofern können wir in der Tat von Woh­
nungsmärkten sprechen, die mancher­
orts aus dem Gleichgewicht geraten 
sind. Andererseits hat der Markt durch­
aus auf die Nachfrageimpulse reagiert 
und erfährt einen deutlichen Auf­
schwung. Seit 2011 verzeichnen wir eine 
kontinuierlich steigende Wohnungs­
bautätigkeit. Im Jahr 2015 wurden 
313 000 Wohnungen neu genehmigt, 
das sind 10% mehr als im Vorjahr. Gleich­
zeitig wurden 248 000 Woh nungen fertig 
gestellt. Diese positive Entwicklung setzt 
sich auch in diesem Jahr fort. Im ersten 
Halbjahr 2016 sind die Baugenehmigun­
gen um 30% gegenüber dem Vorjahres­
zeitraum auf knapp 183 000 Wohnungen 
gestiegen. Damit haben wir die Zielmar­

Barbara Hendricks*

 * Dr. Barbara Hendricks ist Bundesministerin für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit.
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ke von mindestens 350 000 noch nicht erreicht. Aber wir 
sind auf einem guten Weg.

Dieser positive Trend muss weiter verstetigt werden. Was 
wir dringend brauchen, sind mehr Neubau von vor allem 
mehr bezahlbaren Mietwohnungen und mehr Investitionen 
in den Wohnungsbestand. Bund, Länder und Kommunen 
sind gefordert, Neubau und Investitionen im Bestand zu 
fördern und zu ermöglichen und die Wohnraumversorgung 
einkommensschwacher Haushalte sicherzustellen. Allein der 
Neubau von Eigentumswohnungen mit gehobener oder Lu­
xusausstattung wird dabei kaum helfen.

Unser Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen

In dieser Legislaturperiode haben wir das Thema Wohnungs­
bau erstmals seit langer Zeit wieder ganz weit oben auf die 
politische Agenda gesetzt. Von Beginn an hat die Koalition 
den Wohnungsbau als zentrale Aufgabe definiert und gehan­
delt. Das Mietrechtspaket von 2015 war eine erste Antwort 
auf die Fehlentwicklungen in angespannten Wohnungsmärk­
ten. Wir beobachten die Entwicklung auf den Mietwohnungs­
märkten auch weiterhin sehr genau und werden Hinweisen, 
dass Maßnahmen eventuell nicht die gewünschte Wirkung 
zeigen, nachgehen. Wenn etwa die Mietpreisbremse nicht 
ausreichend wirkt und oder sogar umgangen wird, werden 
wir die Regeln entsprechend weiterentwickeln.

Im Mittelpunkt der Wohnungs­ und Baupolitik steht aber das 
vor zwei Jahren von mir ins Leben gerufene »Bündnis für 
bezahlbares Wohnen und Bauen«. Auf der Grundlage der 
Empfehlungen dieses Bündnisses habe ich im November 
2015 gemeinsam mit den Bündnispartnern ein 10­Punk­
te­Programm für eine Wohnungsbau­Offensive vorgestellt 
und im März 2016 dem Bundeskabinett vorgelegt. Das Pro­
gramm beinhaltet beispielsweise Maßnahmen zur Bauland­
bereitstellung, die Überprüfung von Bauvorschriften und die 
Forderung nach mehr Mitteln für den sozialen Wohnungs­
bau. Ein Expertengremium begleitet die Umsetzung der 
Maßnahmen auf allen föderalen Ebenen.

Alle Partner im Bündnis waren sich von Beginn an einig, dass 
die notwendige deutliche Verstärkung des Wohnungsneu­
baus nur über viele verschiedene Instrumente gelingen wird, 
wenn sich alle Beteiligten engagieren und ihre Kräfte bündeln. 
So ist es beim Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen 
und zum Beispiel in der Baukostensenkungskommission auf 
Bundesebene gelungen. Deshalb begrüße ich auch die Arbeit 
ähnlicher Bündnisse auf Landes­ oder kommunaler Ebene.

Wer investiert in den sozialen Wohnungsbau?

Eine zentrale Rolle beim bezahlbaren Wohnen spielt der so­
ziale Wohnungsbau. Im Koalitionsvertrag hatten wir bereits 

einen Neubeginn in der sozialen Wohnraumförderung ver­
einbart. Dieses Instrument hat eine lange und erfolgreiche 
Tradition. Mit Hilfe des sozialen Wohnungsbaus ist es in der 
Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg in Westdeutschland ge­
lungen, Millionen von Familien, deren Wohnungen zerstört 
oder die ihre Heimat verloren hatten, ein Dach über dem 
Kopf zu schaffen. Der soziale Wohnungsbau hat damit Be­
deutendes zum Wiederaufbau geleistet. Mehr als 4 Mio. 
Mietwohnungen wurden auf diese Weise gefördert.

Diese Bedeutung hat aber seit den 1960er Jahren, parallel 
zum Erstarken des frei finanzierten Wohnungsbaus, für die 
Versorgung breiter Schichten der Bevölkerung abgenom­
men. Im Zuge der Wiedervereinigung und der ihr folgenden 
Wohnungsknappheit in den 1990er Jahren erfuhr er eine 
übergangsweise neue Blüte. Infolge der enormen Auswei­
tung der Bautätigkeit, nicht zuletzt durch hohe Förderleistun­
gen der öffentlichen Hand, kam es seit Ende der 1990er 
Jahre zu einer lang anhaltenden Marktberuhigung, verbun­
den mit einem starken Rückgang der Bautätigkeit sowohl im 
frei finanzierten als auch im sozialen Wohnungsbau.

Das wiederum hatte einen Paradigmenwechsel in der Woh­
nungspolitik eingeleitet. So wurden Mitte der 2000er Jahre 
nicht nur traditionelle Förderinstrumente wie etwa die Eigen­
heimzulage abgeschafft. Es kam im Zuge der Föderalismus­
reform auch zu einer Grundgesetzänderung mit der vollstän­
digen Übertragung der Zuständigkeit für den Wohnungsbau 
auf die Länder. Seither liegen Gesetzgebungskompetenz und 
Finanzierung ausschließlich bei ihnen. Als Ausgleich für den 
Wegfall der Finanzhilfen stellt der Bund den Ländern für eine 
Übergangszeit die sogenannten Kompensationsmittel bereit. 
Diese betrugen bis einschließlich 2015 jährlich 518 Mio. Euro.

Der Rückgang der Mittel für den sozialen Wohnungsbau 
hatte zum Ergebnis, dass mit Bundes­ und Landesmitteln 
zuletzt nur noch rund 15 000 neue Wohnungen jährlich ge­
fördert wurden. Auch wenn die Länder beachtliche Leistun­
gen für die Wohnungsmodernisierung erbringen, reicht die­
se Zahl für die heute dringend erforderliche Ausweitung des 
Wohnungsbestands bei weitem nicht aus. Dazu kommt, 
dass seit etlichen Jahren mehr und mehr Sozialbindungen 
auslaufen und so die Anzahl der mietpreis­ und belegungs­
gebunden Sozialwohnungen sinkt.

Die Konsequenz kann nur lauten, dass sich die öffentliche 
Hand für mehr Investitionen in bezahlbares Wohnen enga­
gieren muss. Die Folgen eines weiteren Rückgangs des so­
zialen Wohnungsbaus wären gravierend, denn der Bedarf 
an Sozialwohnungen wird in den nächsten Jahren weiter 
steigen, und zwar nicht nur in den Ballungszentren. Um die­
se Entwicklung aufzufangen, müssen Bund und Länder wie­
der gemeinsam agieren.

Bereits im Herbst 2015 haben wir die Erhöhung der Kom­
pensationsmittel, die der Bund an die Länder gibt, um 
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500 Mio. Euro in den Jahren 2016 bis 2019 vereinbart. 
Zusätzlich wollen wir mit dem Bundeshaushalt 2017, der 
derzeit im Deutschen Bundestag beraten wird, diese Mittel 
in den Jahren 2017 und 2018 jeweils um weitere 500 Mio. 
Euro aufstocken. Das bedeutet in diesem Zeitraum eine 
Verdreifachung der Mittel für den sozialen Wohnungsbau 
auf 1,5 Mrd. Euro im Jahr.

Das ist ein klares Signal für mehr bezahlbares Wohnen in 
Deutschland. Und es zeigt, dass wir den Wohnungsneubau 
und die Förderung des sozialen Wohnungsbaus endgültig 
aus dem Dornröschenschlaf geholt haben.

Notwendig ist, dass die Länder die vom Bund zur Verfügung 
gestellten Mittel mit eigenen Haushaltsmitteln aufstocken, 
um ihren Beitrag zum sozialen Wohnungsbau zu leisten. 
Daneben müssen die Länder bei der Verwendung der Bun­
desmittel ein hohes Maß an Transparenz gewährleisten.

Allerdings gibt uns das Grundgesetz die Möglichkeit zu 
Kompensationszahlungen nur noch bis zum Jahr 2019. 
Dann ist Schluss. Das könnte in vielen Bundesländern fak­
tisch das Ende des sozialen Wohnungsbaus bedeuten. Ich 
werbe deshalb ausdrücklich um Unterstützung dafür, im 
Rahmen der Neuverhandlungen der Bund­Länder­Finanz­
beziehungen dem Bund wieder eine im Grundgesetz ver­
ankerte Kompetenz für die soziale Wohnraumförderung zu 
geben. Ich bin überzeugt davon, dass es gut wäre, wenn 
Bund und Länder dauerhaft wieder gemeinsam dafür sor­
gen, dass der soziale Wohnungsbau nicht erneut an Boden 
verliert.

Alle Flächenpotenziale nutzen

Die Verfügbarkeit von Bauland und die Schaffung und Mo­
bilisierung von Baurechten waren vorrangige Themen im 
Bündnis. Eine der dazu gefassten Bündnis­Empfehlungen 
ist bereits umgesetzt: Seit 2015 kann die Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben (BImA) den Kommunen und kommu­
nalen Gesellschaften Grundstücke und Liegenschaften mit 
Preisabschlägen von bis zu 80% zur Verfügung stellen. 
Mögliche Zweckbestimmungen können der soziale Woh­
nungsbau, die Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbe­
werbern und andere für öffentliche Aufgaben sein. Nun 
müssen die Städte hier nachziehen, um diese Grundstücke 
in Anspruch zu nehmen und für den sozialen Wohnungsbau 
zu nutzen.

Nach der vereinfachten Baulandbereitstellung durch die 
BImA erwarten wir auch von den Ländern und Kommunen, 
die über ungleich größere Flächenpotenziale verfügen, ih­
rerseits mehr und schneller Bauland und Liegenschaften 
für den sozialen Wohnungsbau bereitzustellen. Im Bündnis 
besteht ein breiter Konsens, dass die Grundstücke bei 
transparenten Bewertungskriterien nach Konzeptqualität 

und nicht nach dem Höchstbieterverfahren vergeben wer­
den müssen.

Ein weiterer Vorschlag aus den Diskussionen im Bündnis 
befindet sich in der Umsetzung. Zurzeit laufen die Vorberei­
tungen, im Baurecht eine neue Gebietskategorie zu schaf­
fen. Noch in diesem Jahr sollen Länder und Kommunen mit 
dem »Urbanen Gebiet« bessere Möglichkeiten erhalten, 
städtische Quartiere mit einer flexibleren Nutzungsmischung 
und einer höheren Bebauungsdichte zu versehen. Bis zum 
Jahresende soll das Gesetzgebungsverfahren abgeschlos­
sen sein.

Weiterentwicklung der energetischen 
Anforderungen

Wie die anderen großen Sektoren auch, muss der Ge­
bäudesektor zum Erreichen der Klimaschutzverpflich­
tungen beitragen. Klimaschutz ist kein Merkmal für geho­
benen Ausstattungsstandard. Das bestehende Ener­
gieeinsparrecht wird deshalb weiterentwickelt. Die Bun­
desregierung will die Energieeinsparverordnung (EnEV) und 
das Erneuerbare­Energien­Wärmegesetz (EEWärmeG) in 
einem Gesetz zusammenführen und vereinfachen. Unser 
Ziel ist ein aufeinander abgestimmtes Regelungssystem 
für die energetischen Anforderungen an Neubauten, an 
Bestandsgebäude und an den Einsatz erneuerbarer Ener­
gien zur Wärme­ und Kälteversorgung unter Einbeziehung 
der Quartiersebene. Dabei müssen wir auch den ab Anfang 
2019 für Neubauten der öffentlichen Hand und ab dem 
Jahr 2021 für alle anderen Neubauten geltenden Niedrigst­
energiestandard gemäß der EU­Gebäuderichtlinie fest­
legen.

Das Bundeswirtschafts­ und das Bundesbauministerium ar­
beiten gemeinsam an der Novellierung des Energieeinspar­
rechts. Beide Häuser haben sich darauf verständigt, die Op­
tionen für eine Novellierung auf breiter Grundlage zu prüfen 
und das Vorhaben noch in dieser Legislaturperiode erfolg­
reich zum Abschluss zu bringen. Wir stehen dazu auch in 
engem Austausch mit den Ländern.

Der Niedrigstenergiestandard für Neubauten dient dem Ziel 
eines nahezu klimaneutralen Gebäudebestands bis 2050 
bei Einhaltung des Wirtschaftlichkeitsgebots. Es bleibt wich­
tig, dass wir bei der Definition sowohl den Ansprüchen des 
Klimaschutzes als auch dem Anliegen gerecht werden, dass 
Bauen und Wohnen in Deutschland bezahlbar sind. Die Zie­
le des Klimaschutzes und die Wohnbedürfnisse der Bevöl­
kerung dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden. Der 
Wirtschaftlichkeitsgrundsatz ist bei den Investitionskosten 
und auch bei den späteren Betriebskosten zu beachten. 
Gerade mit Maßnahmen bei der Energieeffizienz lassen sich 
Energiekosten als wesentlicher Bestandteil der Bruttowarm­
mieten günstiger gestalten.
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Wohnen ist ein Grundbedürfnis

Wir wollen in unseren Städten keine Aufteilung der Wohn­
quartiere in Armen­ und Reichenviertel. Wohnen ist ein 
menschliches Grundbedürfnis und deshalb müssen auch 
Menschen mit kleinem Einkommen die Chance haben, be­
zahlbaren Wohnraum zu finden. Deshalb ist die weitere Um­
setzung unserer Wohnungsbau­Offensive so wichtig. Dar­
über hinaus stärken wir den gesellschaftlichen Zusammen­
halt vor Ort und in den Quartieren mit den Programmen der 
Städtebauförderung und mit der ressortübergreifenden Stra­
tegie »Soziale Stadt«.

Unsere Wohnungsbaupolitik trägt aktuell auch zur guten 
wirtschaftlichen Situation in Deutschland bei. Wir sorgen für 
Wachstum, wir sichern Arbeitsplätze und schaffen neue. Die 
deutsche Bauwirtschaft hat sich bereits in der Finanz­ und 
Wirtschaftskrise als ein Stabilitätsanker unserer Volkswirt­
schaft erwiesen. Sie ist auch jetzt ein wichtiger und verläss­
licher Partner, wenn es darum geht, für bezahlbaren Wohn­
raum in Deutschland zu sorgen.

Die richtige Antwort auf die aktuellen Herausforderungen auf 
den nachgefragten Wohnungsmärkten ist und bleibt der 
Wohnungsneubau. Aber nicht nur. Schließlich besteht kein 
Mangel an neuem hochpreisigem Wohnraum. Das ist aber 
nicht das, was die meisten normalen Menschen in Deutsch­
land brauchen. Manchmal wird auch am falschen Ort ge­
baut, dort wo die Nachfrage eigentlich nicht da ist.

Mit der vorbildlichen Arbeit aller Akteure im Bündnis haben 
wir gute Voraussetzungen geschaffen, damit alle Bemühun­
gen und Investitionen zu mehr bezahlbarem Wohnraum füh­
ren und damit auch das Gemeinwohl stärken. Gemeinsam 
werden wir die großen Herausforderungen auf den Woh­
nungsmärkten meistern.
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Gesetzlichen Rentenversicherung
Szenarien für eine nachhaltige Finanzierung der

Axel Börsch-Supan*, Tabea Bucher-Koenen** und Johannes Rausch***

Im Laufe des Jahres 2016 ist es zu einer neuerlichen Rentendiskussion gekommen, die insbeson­

dere die intergenerative Aufteilung der Finanzierungslast des demographischen Wandels in Frage 

gestellt hat. Vor allem wurde die Fixierung eines höheren Sicherungsziels, als es derzeit im Sozial­

gesetzbuch verankert ist, ins Spiel gebracht. Diese Studie1 hat drei Ziele. Erstens legt sie eine lang­

fristige Vorausschätzung der wichtigsten Kenngrößen der GRV bis zum Jahr 2060 vor. Zweitens zeigt 

sie die Auswirkungen der zurzeit im politischen Diskurs kursierenden Reformvorschläge auf den 

Beitragssatz, das Rentenniveau und die finanzielle Lage der GRV. Drittens werden die Konsequenzen 

eigener Vorschläge zur Anpassung der GRV an den demographischen Wandel berechnet.

Die Hauptergebnisse sind: Die Lage der GRV ist bis 2030, dem Zeithorizont des aktuellen Renten­

versicherungsberichts, stabil im Sinne der Marken, die §154 SGB VI gesetzt hat. Bei derzeitiger 

Rechtslage wird der Beitragssatz jedoch ab 2031 die 22%­Marke überschreiten, und das Nettoren­

tenniveau vor Steuern wird ab 2036 die 43%­Grenze unterschreiten. Eine Fixierung des Nettorenten­

niveaus auf 46% (50%) würde Mehrkosten von ca. 17,5 (38) Mrd. Euro im Jahr verursachen und den 

Beitragssatz im Jahr 2040 auf über 24% (26%) anheben. Eine automatische Anpassung der alters­

abhängigen Parameter in der GRV an die Lebenserwartung kann das Sicherungsniveau dagegen 

dauerhaft über 43% halten, ohne dass es zu einer Erhöhung des Beitragssatzes über 23% kommen 

wird.

Aus diesen Überlegungen folgt, dass es nicht nur keine finanziellen Spielräume gibt, den Leistungs­

umfang der Sozialsysteme auszuweiten, sondern es im Gegenteil weiterhin notwendig ist, Reformen 

zur langfristigen Finanzierbarkeit der GRV in Angriff zu nehmen.

Zwischen 2001 und 2007 wurden im 
Rahmen der sogenannten Agenda-Refor-
men einschneidende Veränderungen am 
System der deutschen Alterssicherung 
vorgenommen. Sie beinhalteten die Ein-
führung der Grundsicherung im Alter, der 
staatlich geförderten Riester-Rente und 
der Riester-Treppe in der Berechnung der 
gesetzlichen Rente im Jahr 2001; die So-
zialabgabenfreiheit der Entgeltumwand-
lung im Jahr 2002; die Einführung des 
Nachhaltigkeitsfaktors im Jahr 2004 und 
schließlich die graduelle Anhebung des 
Regeleintrittsalters auf 67 Jahre im Jahr 
2007 (vgl. Kommission für die Nachhal-
tigkeit in der Finanzierung der sozialen Si-
cherungssysteme 2003). Diese Reformen 
haben die Nachhaltigkeit in der Finanzie-

rung der Gesetzlichen Rentenversiche-
rung (GRV) gestärkt (vgl. Werding 2016) 
und bewirkten, dass der prognostizierte 
Anstieg des Beitragssatzes in der GRV 
von heute 18,7% bis zum Jahr 2030 nicht 
über 22% hinausgehen wird, während 
das Sicherungsniveau2, das heute 48% 
beträgt, nicht unter 43% sinken wird. Bei-
de zentralen Kenngrößen der GRV wer-
den also innerhalb der vom Gesetzgeber 
bestimmten Grenzen gemäß SGB  VI 
§154 bleiben. Gleichzeitig ist der Anteil 
altersarmer Personen zwar gestiegen, je-
doch deutlich unter dem Armutsniveau 
der Gesamtbevölkerung geblieben. Vor-
ausschätzungen zeigen, dass dies bis 
2030 auch so bleiben wird (vgl. Wissen-
schaftlicher Beirat beim Bundeswirt-
schaftsministerium 2012; Gasche und 
Lamla 2014).

Im Laufe des Jahres 2016 ist es zu einer 
neuerlichen Rentendiskussion gekom-

 2 Präziser: Das Nettorentenniveau vor Steuern, das 
im Gesetz als »Sicherungsniveau« bezeichnet 
wird. Dies ist das Verhältnis der Rentenhöhe des 
Standardrentners (45 Beitragsjahre mit durch-
schnittlichem Einkommen aller Rentenversicher-
ten) vor Steuern, aber nach Sozialabgaben, zum 
durchschnittlichen Bruttolohn aller Aktiven, vgl. 
SGB VI §154.

 * Prof. Axel Börsch-Supan, Ph.D., ist Direktor des 
MEA – Munich Center for the Economics of Aging 
am Max-Planck-Institut für Sozialrecht und So zi-
alpolitik, München, und Professor an der Techni-
schen Universität München. 

 ** Dr. Tabea Bucher-Koenen ist Fachbereichsleiterin 
am MEA – Munich Center for the Economics of 
Aging am Max-Planck-Institut für Sozialrecht und 
Sozialpolitik, München.

 *** Johannes Rausch ist wissenschaftlicher Mitarbei-
ter am MEA – Munich Center for the Economics 
of Aging am Max-Planck-Institut für Sozialrecht 
und Sozialpolitik, München.

 1 Auch erschienen als MEA-Discussion Paper 
03-2016.
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men, die insbesondere die intergenerative Aufteilung der 
Finanzierungslast des demographischen Wandels in Frage 
gestellt hat. In diesem Zusammenhang sind verschiedene 
Vorschläge zur Fixierung eines höheren Sicherungsziels 
(d.h. einer Untergrenze für das Nettorentenniveau vor Steu-
ern) ins Spiel gekommen. Bemerkenswert an dieser Dis-
kussion ist, dass sie geführt wird, ohne dass eine offizielle 
Prognose der Entwicklung des Rentenniveaus, des Bei-
tragssatzes und damit der Finanzierungslage der GRV über 
das Jahr 2030 hinaus vorliegt. Zwar weisen Vorausschät-
zungen über einen so langen Zeitraum natürlicherweise hö-
here Unsicherheiten auf als kurzfristige Prognosen, den-
noch sind sie nötig, um vorausschauend planen zu können, 
und sie sind auch sinnvoll machbar, wie man es am Bespiel 
anderer Länder sehen kann.

Als um die Jahrtausendwende die der Agenda 2010 vor-
ausgehenden Rentenreformen vorbereitet wurden,3 verwen-
deten die damaligen Bundesregierungen für ihre Projektio-
nen von Beitragssatz und Rentenniveau einen Zeithorizont 
bis 2030, also von ca. 30 Jahren. Der Bericht der Kommis-
sion für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung der sozialen 
Sicherungssysteme (»Rürup-Kommission«) von 2003 enthält 
zahlreiche Projektionen, die bis 2040 reichen (vgl. Kommis-
sion für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung der sozialen 
Sicherungssysteme 2003). Würde man heute gleicherma-
ßen vorausschauend planen, müsste man einen Zeithorizont 
bis mindestens 2045 oder sogar 2050 betrachten. Bei Be-
rücksichtigung des gesamten Lebenszyklus müsste man 
noch länger planen: Eine Person, die 20 Jahre alt ist und 
heute in das Erwerbsleben eintritt, würde nach den jetzt 
geltenden Regeln 2063 in Rente gehen und kann nach heu-
tigen Schätzungen erwarten, diese bis 2080 zu beziehen. 
Der US-amerikanischen Social Security Administration wur-
de daher vom Kongress vorgegeben, dem jährlichen Ren-
tenversicherungsbericht einen 75-jährigen Zeithorizont zu-
grunde zu legen (US Social Security Administration 2016). 
Auch das schwedische Rentensystem rechnet bis 2090 (vgl. 
Swedish Pension Agency 2016).

Diese Studie hat daher drei Ziele. Erstens legen wir eine Vor-
ausschätzung der wichtigsten Kenngrößen der GRV bis zum 
Jahr 2060 vor. Zweitens zeigen wir die Auswirkungen der 
zurzeit im politischen Diskurs kursierenden Rentenreform-
vorschläge auf den Beitragssatz, das Rentenniveau und die 
finanzielle Lage der GRV. Drittens berechnen wir eigene Vor-
schläge zur Anpassung der Gesetzlichen Rentenversiche-
rung (GRV) an den demographischen Wandel.

Während amtliche Vorausberechnungen der Finanzlage der 
gesetzlichen Rentenversicherung, die über das Jahr 2030 
hinausgehen, nicht öffentlich vorliegen, weist die 13. koor-

 3 Es handelt sich um das von Sozialminister Blüm 1998 (vgl. Wissenschaft-
licher Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft 1998) vorgelegte, 
aber im Bundesrat abgelehnte Reformgesetz und die sog. »Riester-Re-
formen« von 2001.

dinierte Bevölkerungsvorausschätzung des Statistischen 
Bundesamtes aus, dass der Altersquotient auch nach 2030 
stark ansteigen wird (Statistisches Bundesamt 2015). Diese 
Entwicklung wird frühestens um das Jahr 2040 abflachen, 
während der Altersquotient aber nicht auf ein niedrigeres 
Niveau zurückkehrt. Dementsprechend zeigen Berechnun-
gen der Universität Bochum (vgl. Werding 2014), der Prog-
nos AG (2015), des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (vgl. Buslei und Peters 2016) und der Deutschen 
Bundesbank (2016) übereinstimmend, dass aufgrund des 
demographischen Wandels bereits nach dem Ende des 
amtlichen Vorausberechnungszeitraums im Jahr 2030 so-
wohl das Sicherungsziel nicht mehr eingehalten werden 
kann als auch die Nachhaltigkeitsreserve erschöpft sein 
wird, so dass der Beitragssatz zur Gesetzlichen Rentenver-
sicherung stark angehoben werden muss.

In einem Gutachten für den Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat Wer-
ding (2014) berechnet, dass unter plausiblen Annahmen der 
Beitragssatz zur Gesetzlichen Rentenversicherung bis zum 
Jahr 2040 auf 23,5% steigen wird – bei gleichzeitigem Ab-
sinken des Rentenniveaus von 50% im Jahr 2014 auf ca. 
45%. Im weiteren Verlauf bis 2060 wird danach der Beitrags-
satz auf 26,3% steigen und das Rentenniveau auf 43% sin-
ken. Auch die deutsche Bundesbank hat in ihrem Monats-
bericht vom August 2016 eine Vorausschätzung vorgestellt, 
nach der das Nettorentenniveau vor Steuern ab dem Jahr 
2034 die 43%-Grenze unterschreiten wird (Deutsche Bun-
desbank 2016).4

Diese Vorausberechnungen zeigen, dass es nicht nur keine 
finanziellen Spielräume nach 2030 gibt, sondern die GRV 
nicht nachhaltig finanziert ist. Dies zeigt sich auch darin, 
dass die »Nachhaltigkeitslücke«5 der GRV durch die Refor-
men zwar deutlich verringert, nicht aber vollständig ge-
schlossen werden konnte (vgl. Werding 2014; EU-Kommis-
sion 2015).

Annahmen und Szenarien

Unsere Prognosen werden mit Hilfe des Rentensimulations-
modells MEA-Pensim erstellt, das das gesetzliche Renten-
system inklusive aller entscheidenden Determinanten abbil-
det und derart strukturiert ist, dass die angeregten Reformen 
leicht implementiert werden können (vgl. Wilke 2004; Holt-
hausen et al. 2012; Rausch 2016). Die Modellberechnungen 
beruhen auf einer detaillierten Einnahmen- und Ausgaben-

 4 Die korrespondierenden Beitragssätze werden jedoch nicht detailliert 
ausgewiesen.

 5 Die Nachhaltigkeitslücke setzt sich aus der bereits heute ausgewiesenen 
expliziten Staatsschuld und der sogenannten impliziten Schuld zusam-
men. Die implizite Schuld gibt die Differenz aller zukünftigen Leistungen 
und Beiträge an, die bei geltendem Recht von allen heute lebenden und 
allen zukünftigen Generationen noch empfangen bzw. gezahlt werden 
müssen.
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berechnung der Gesetzlichen Rentenversicherung. Basis 
der Prognosen sind dabei Annahmen über die Entwicklung 
der Bevölkerung, des Arbeitsmarktes sowie der Lohnent-
wicklung. MEA-Pensim ist so konstruiert, dass die Bevölke-
rungsvorausberechnung entweder vorgegeben werden (z.B. 
die 13. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung) oder 
anhand eigener Annahmen zur Entwicklung der Fertilität, 
Lebenserwartung und Nettoimmigration eigenhändig erstellt 
werden kann. Die Arbeitsmarktprognose baut anschließend 
auf der Bevölkerungsvorausberechnung sowie auf Annah-
men bzgl. der Entwicklung der Erwerbs- und Arbeitslosen-
quote auf.

Die in dieser Studie erstellten Simulationsrechnungen ba-
sieren mit einer Ausnahme auf einer einheitlich erstellten 
Bevölkerungsprojektion. Die zu treffenden Determinanten 
orientieren sich dabei an den Annahmen der Variante 2 der 
13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Kontinu-
ität bei stärkerer Zuwanderung). Im Detail werden folgende 
Annahmen zur Entwicklung bis 2060 gemacht:

• eine konstante Fertilitätsrate von 1,4,
• ab 2021 eine jährliche Nettoimmigration von 200 000 Per-

sonen (zwischen 2015 und 2021 kontinuierliche Abnah-
me auf diese Nettoimmigration) und

• einen Anstieg der Lebenserwartung bei Geburt auf 
84,8 Jahre bei Männern und 88,2 Jahre bei Frauen.

Bezüglich der Annahmen zur Arbeitsmarktentwicklung sol-
len die kurzfristigen Annahmen der mittleren Variante des 
Rentenversicherungsberichtes 2015 (vgl. Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales 2015) nachgebildet werden. 
Allerdings weist der Rentenversicherungsbericht lediglich 
die Zu- bzw. Abnahme der Anzahl an Erwerbspersonen 
bzw. Arbeitnehmer aus. Wir haben hingegen keine Infor-
mation, wie sich diese Veränderungen zwischen Männern 
und Frauen, Ost- und Westdeutschland und in verschie-
dene Altersgruppen – bspw. durch eine Zunahme älterer 
Arbeitnehmer aufgrund eines höheren Renteneintrittsalters 
– aufteilt. Folglich können wir die Annahmen nicht exakt 
übernehmen und nehmen stattdessen an, dass die über 
62-Jährigen ihren Renteneintritt – analog zur Anhebung 
des gesetzlichen Regelrentenalters – um zwei Jahre nach 
hinten verlagern. Dies erfolgt durch die Anpassung der Er-
werbsquoten dieser Altersgruppe. Darüber hinaus nehmen 
wir an, dass sich die Lücke zwischen den Erwerbsquoten 
der Frauen und der westdeutschen Männer sowie zwi-
schen der ost- und westdeutschen Männer bis 2019 um 
61,5% schließt.

Die Löhne und Gehälter werden anhand der mittleren An-
nahme des Rentenversicherungsberichtes 2015 (vgl. 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2015) fortge-
schrieben. Dabei wird unterstellt, dass der Abstand der 
Löhne und Gehälter in den neuen Bundesländern zu den 

Löhnen und Gehältern in den alten Bundesländern kons-
tant bleibt.
Insgesamt betrachten wir folgende Szenarien:

• Referenzszenario
 Das Referenzszenario stellt das Basisszenario dieser Stu-

die dar. Es bestimmt somit die Entwicklung der Gesetz-
lichen Rentenversicherung gemäß den derzeit gültigen 
Regeln und dient als Vergleichsszenario.

• Deckelung des Netto-Standardrentenniveaus vor 
Steuern bei 45%, 46%, bzw. 50%

 Im Diskurs wird vermehrt gefordert, dass das Netto-Stan-
dardrentenniveau vor Steuern einen spezifischen Mini-
malwert nicht unterschreiten soll. Genannt werden unter 
anderem Werte von 45%, 46% und 50%. In den ersten 
beiden Fällen würde die Rentenanpassungsformel inklu-
sive Nachhaltigkeitsfaktor wohl voraussichtlich solange 
beibehalten, wie sich das Rentenniveau über dem defi-
nierten Minimalwert befindet. Im letzten Fall (50%) müss-
te die Rentenanpassung allerdings sofort umgestellt wer-
den, da das Netto-Standardrentenniveau vor Steuern 
bereits heute unter 50% liegt. Allerdings kann man aller-
frühsten 2018 mit einer entsprechenden Reform rechnen.

• Höhere Nettoimmigration
 Als mögliche Lösung für die finanziellen Herausforderun-

gen der Gesetzlichen Rentenversicherung wird oft auch 
ein höherer Zuzug ausländischer Arbeitnehmer nach 
Deutschland genannt. So berechnen Bomsdorf und Win-
kelhausen (2014), wie sich die Bevölkerungsstruktur 
durch einen höheren Wanderungssaldo verändern wür-
de. Zu bedenken ist jedoch, dass bei einem Vergleich 
von Personenzahlen implizit unterstellt wird, dass die Zu-
wanderer die gleichen Qualifikationen aufweisen wie die 
heimische Bevölkerung. Tatsächlich ist das Qualifika-
tionsspektrum der Migranten sehr heterogen: Flüchtlinge 
aus Bürgerkriegsregionen bringen z.B. im Durchschnitt 
wesentlich niedrigere Qualifikationen mit als Einheimische 
(vgl. Wößmann 2016), und es ist unbekannt, wie schnell 
und inwieweit die Jüngeren unter den Flüchtlingen einen 
deutschen Qualifikationsstandard erreichen können. Be-
schränkt man die Aufnahme andererseits auf qualifizierte 
Einwanderer, so ist es offen, ob es überhaupt 25 Jahre 
lang jedes Jahr so viele qualifizierte Menschen gibt, die 
nach Deutschland einwandern wollen. Wir betrachten 
dennoch den optimistischen Fall, in dem alle Einwande-
rer augenblicklich in den Arbeitsmarkt integriert werden 
können und zudem denselben Qualifikationsstand auf-
weisen wie die derzeit in Deutschland lebende Bevölke-
rung. Letzteres induziert, dass sich keine Lohn- und Ge-
haltsunterschiede ergeben. In dem betrachteten Sze nario 
wird die Bevölkerungsvorausberechnung derart ange-
passt, dass bis 2035 die jährliche Nettoimmigration mit 
500 000 Personen – im Vergleich zum Referenzszenario 
um 300 000 Personen höher – angesetzt wird. Zwischen 
2035 und 2041 wird die Nettoimmigration anschließend 



34 Forschungsergebnisse

ifo Schnelldienst 18/2016 – 69. Jahrgang – 29. September 2016

sukzessive auf die im Referenzszenario unterstellten jähr-
lichen 200 000 Personen abgesenkt.

• Koppelung des Regelrentenalters an die Lebenser-
wartung 

 Da voraussichtlich auch nach 2030 die Lebenserwartung 
in Deutschland weiter zunimmt, sollen die Auswirkungen 
einer Koppelung des gesetzlichen Renteneintrittsalter an 
die Entwicklung der Lebenserwartung untersucht wer-
den. Dies bedeutet konkret, dass auch nach 2030 von 
einer weiteren Anhebung des Regelrentenalters ausge-
gangen wird. Im Unterschied zur derzeitigen fix definier-
ten Anhebung des Rentenalters um zwei Jahre soll nach 
2030 die weitere Veränderung des gesetzlichen Renten-
eintrittsalters aber grundsätzlich gemäß der Veränderung 
der Lebenserwartung erfolgen. Dabei ist das Ziel, das 
derzeitige Verhältnis von Erwerbs- zu Rentenjahren auf-
rechtzuerhalten (vgl. Börsch-Supan 2007; OECD 2011). 
Konkret bedeutet dies, dass zwei Drittel der zusätzlichen 
Lebensjahre in Arbeit verbracht werden sollen, während 
ein Drittel einer längeren Rentenbezugszeit zugute-
kommt. Bei einem Anstieg der Lebenserwartung um drei 
Jahre folgt somit, dass das Regelrentenalter um weitere 
zwei Jahre angehoben werden muss und sich die Ren-
tenbezugszeit um ein Jahr verlängert. In den Simula-
tionsrechnungen wird ferner angenommen, dass Er-
werbstätige ihren Renteneintrittszeitpunkt analog zur 
Entwicklung des Regelrentenalters nach hinten verlagern.

• Anpassung der Definition des Standardrentners an die 
Entwicklung des Regelrentenalters

 Zuletzt soll die Bedeutung der Definition des Standard-
rentners für die Entwicklung der GRV, aber auch für die 
Interpretation des Sicherungsniveaus näher betrachtet 
werden. So entspricht nach der derzeitigen Definition 
die Standardrente auch zukünftig einer Regelrente mit 
45 Entgeltpunkten. Nicht berücksichtigt wird, dass 
durch das Aufschieben des Erwerbsaustrittes zusätzli-
che Entgeltpunkte erworben werden können. Soll der 
Standardrentner ein Individuum repräsentieren, das be-
ginnend mit 20 Jahren bis zum Regelrentenalter jährlich 
zum Durchschnittsentgelt arbeitet, so müsste bspw. bei 
einem Regelrentenalter von 67 Jahren die Standardren-
te einer Regelrente mit 47 Entgeltpunkten entsprechen. 
Die Entgeltpunktesumme eines Standardrentners sollte 
also analog zur Anhebung des gesetzlichen Rentenein-
trittsalters zunehmen. In der Konsequenz wäre die Stan-
dardrente zukünftig größer als unter der derzeitigen De-
finition.

 Die Standardrente selbst ist aus zweierlei Gründen ent-
scheidend. Zum einen wird diese als Maß für das Stan-
dardrentenniveau und damit das Sicherungsniveau ver-
wendet. Verschieben die Erwerbspersonen ihren 
Renteneintritt aufgrund der Anhebung des Regelrenten-
alters, so würde das Standardrentenniveau folglich ohne 
diese Definitionsanpassung eine zu pessimistische Ent-
wicklung des Rentenniveaus suggerieren, da ein Teil der 
Leistungsreduktion von den Versicherten durch zusätz-

lich erworbene Entgeltpunkte ausgeglichen wird. Zwei-
tens wird die Standardrente als Basis für die Berechnung 
des sogenannten Äquivalenzrentners verwendet, der 
wiederum im Nachhaltigkeitsfaktor für die Bestimmung 
des Rentnerquotienten verwendet wird. Fällt der Stan-
dardrentner zukünftig größer aus, hat dies einen reduzie-
renden Einfluss auf den Äquivalenzrentner und somit auf 
den Rentnerquotienten. Steigt der Rentnerquotient lang-
samer an, so dämpft der Nachhaltigkeitsfaktor die Ren-
tenanpassung weniger stark und folglich fällt das Ren-
tenniveau höher aus.

Ergebnisse

Nachfolgend präsentieren wir die Ergebnisse der Simula-
tionsrechnungen. Wir werden hierbei insbesondere die Ent-
wicklung des GRV-Beitragssatzes, des Netto-Standradren-
tenniveaus und die im Vergleich zum Referenzszenario an-
fallenden Mehrausgaben bzw. Minderausgaben (soweit re-
levant) einer Reformmaßnahme analysieren. Wir gehen da-
bei wie folgt vor: Zunächst betrachten wir die Entwicklung 
unter den derzeitigen Regelungen. Anschließend untersu-
chen wir die Auswirkungen einer Deckelung des Netto-Stan-
dardrentenniveaus vor Steuern, gefolgt von den Auswirkun-
gen einer höheren Nettoimmigration. Danach analysieren 
wir die Auswirkungen einer Koppelung des Regelrentenal-
ters an die Lebenserwartung, bevor abschließend die Kon-
sequenzen einer Änderung der Definition des Standardrent-
ners betrachtet werden.

Referenzszenario

Abbildung 1 und Abbildung 2 zeigen den Beitragssatzverlauf 
sowie den Verlauf des Nettorentenniveaus vor Steuern im 
Referenzszenario. Zudem beinhalten beide Abbildungen die 
entsprechenden Prognosen des Rentenversicherungs-
berichts 2015 (vgl. Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales 2015).

Bezüglich des Beitragssatzes kann festgehalten werden, 
dass der Verlauf unserer Simulation bis 2030 weitgehend 
der Prognose des Rentenversicherungsberichts entspricht. 
So beobachtet man für beide Projektionen Ende dieses 
Jahrzehnts einen Anstieg des Beitragssatzes, wobei der Bei-
tragssatz des Referenzszenarios bereits ein Jahr vor dem 
Beitragssatz des Rentenversicherungsberichts zu steigen 
beginnt. Grundsätzlich kann zudem festgehalten werden, 
dass die Beitragssatzziele (vgl. §154 SGB VI Abs. 3) einge-
halten werden. So liegt der Beitragssatz bis 2020 unter 20% 
und bis 2030 unter 22%. Jedoch wird die 22%-Marke vor-
aussichtlich 2031 (Rentenversicherungsbericht) bzw. 2032 
(Referenzszenario) durchbrochen. Langfristig wird sich laut 
Referenzszenario zwischen 2037 und 2053 eine bei 22,7% 
verortete Plateauphase einstellen, bevor der Beitragssatz 
um das Jahr 2053 wieder zu steigen beginnt. Der erste Bei-
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tragssatzanstieg fällt offensichtlich mit der Verrentung der 
Babyboomergeneration zusammen. Die trotz des fortwäh-
renden Anstiegs der Lebenserwartung folgende stagnieren-
de Phase dürfte hingegen auf das Ableben der älteren Baby-
boomer zurückzuführen sein.

Obgleich im Referenzszenario das Nettorentenniveau vor 
Steuern6 um das Jahr 2022 etwas geringer ausfällt als unter 
der Prognose des Rentenversicherungsberichtes, ist die Ge-
samtentwicklung beider Prognosen bis 2030 relativ ähnlich. 
Zu beobachten ist dabei, dass das Rentenniveau zwar ab-
nimmt, aber die in §154 SGB VI Ab. 3 vorgeschriebenen 
Grenzen eingehalten werden. So sinkt das Nettorenten-

 6 Das Nettorentenniveau vor Steuern wird hierbei unter der Annahme eines 
beim heutigen Wert konstanten Zusatzbeitrags zur Krankenversicherung 
sowie konstanten Pflegeversicherungsbeitragssatz berechnet. Da der 
Zusatzbeitrag zur Krankenversicherung gleichermaßen von Rentnern und 
Erwerbspersonen gezahlt werden muss, dürfte dessen tatsächlicher 
Anstieg das Nettorentenniveau vor Steuern nur geringfügig verfälschen. 
Größer könnte der Fehler bei einem Pflegeversicherungsbeitragssatzan-
stieg sein, da dieser von Arbeitnehmern nur zur Hälfte, von Rentnern aber 
vollständig zu zahlen ist. Ein weiteres Problem bei der Bestimmung des 
Nettorentenniveaus vor Steuern ist, dass bei der Berechnung des verfüg-
baren Durchschnittsentgelts die Sozialbeitragsquote auf Basis aller Beiträ-
ge zu den sozialen Schutzsystemen in Relation zum Bruttoentgelt aller 
abhängig Beschäftigten inklusive der Beamten bestimmt wird. Da Beamte 
aber keine Beiträge zahlen, fällt der Sozialbeitragssatz niedriger als die tat-
sächliche Abgabenquote der Arbeitnehmer aus. Wir kontrollieren hierfür, 
indem mit einem um 15% reduzierten Sozialbeitragssatz gerechnet wird.

niveau bis 2030 auf knapp über 44% und liegt somit über 
dem festgelegten Grenzwert von 43%. Dieses Niveau wird 
erst 2036 unterschritten. Langfristig verharrt das Nettoren-
tenniveau dann bei knapp unter 43%, bevor es nach 2050 
mit dem weiteren Beitragssatzanstieg auf unter 42% absinkt.

Unsere Prognosen weichen teilweise von den Vorhersagen 
der in der Einleitung genannten Studien ab. So weist Wer-
ding (2014) beispielsweise ein deutlich früheres Unterschrei-
ten des Sicherungsziels von 43% aus, jedoch bei niedrige-
ren Beitragsätzen. Er unterstellt aber mit jährlich 100 000 Per-
sonen Nettoimmigration auch einen wesentlich geringeren 
Zuzug jüngerer ausländischer Arbeitnehmer.

Weitere Abweichungen zwischen den Vorhersagen einzelner 
Studien ergeben sich etwa aus unterschiedlicher Modellie-
rung und abweichenden Annahmen bei der Bevölkerungs- 
und der Arbeitsmarktentwicklung. So können unterstellte 
höhere Immigrationsraten zu deutlich niedrigeren Beitrags-
sätzen führen. Auch höhere Erwerbsquoten haben starke 
Auswirkungen auf die Entwicklung in der GRV. In diesem 
Zusammenhand ist es insbesondere relevant, welche An-
nahmen für die Anpassung das Renteneintrittsverhaltens 
der Versicherten als Reaktion auf die Anhebung des gesetz-
lichen Regelrentenalter getroffen werden.

Schließlich können Unterschiede aufgrund der Annahmen 
bzgl. der Entwicklung der sonstigen Ausgaben der GRV (z.B. 
Verwaltungskosten oder Ausgaben zur Teilhabe am Er-
werbsleben) herrühren. So muss der Beitragssatz stärker 
oder geringer ansteigen, sollten diese Ausgaben schneller 
oder langsamer zunehmen.

Dass der Beitragssatz in unseren Prognosen in Relation zu 
den anderen Studien relativ gering ausfällt, dürfte wohl ins-
besondere auf unsere Annahmen bzgl. der Entwicklung der 
Hinterbliebenenrenten zurückzuführen sein. So unterstellen 
wir einen Rückgang der Hinterbliebenenrenten und ihrer 
Rentenhöhe, da wegen der Anrechnungsregeln zunehmend 
andere Einkommensarten diese vermindern. So schreiben 
wir die Ausgaben für die Hinterbliebenenrente mit lediglich 
1% (durchschnittlicher Anstieg der Rentenausgaben wegen 
Todes der vergangenen zwei Jahrzehnte) fort. Würde man 
hingegen eine ähnliche Kostenentwicklung wie für die rest-
lichen Rentenausgaben erwarten, würden die Ausgaben für 
die Hinterbliebenenrente stärker steigen und somit analog 
zu den anderen Studien einen höheren Beitragssatzanstieg 
induzieren.

Deckelung des Nettorentenniveaus vor Steuern

Gemäß Abbildung 2 unterschreitet das Nettorentenniveau 
vor Steuern das im politischen Diskurs genannte Minimal-
rentenniveau von 46% im Jahr 2025 bzw. die Grenze von 
45% im Jahr 2028. Gelegentlich wird auch ein Niveau von 
50% diskutiert, das frühestens im Jahr 2018 eingeführt wer-
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den könnte. Abbildung 3 zeigt die Verläufe der Netto-Stan-
dardrentenniveaus vor Steuern für diese drei Szenarien eines 
konstant gehaltenen Rentenniveaus.

Folglich unterscheidet sich der Beitragssatzverlauf des Refe-
renzszenarios erst nach diesen Jahren von den Beitragssatz-
verläufen der Szenarios mit einer Rentenniveaudeckelung bei 
46% bzw. 45% (vgl. Abb. 4). Die Konsequenzen sind dann 
aber eindeutig. So beobachtet man in beiden Szenarien einen 
stärkeren Beitragssatzanstieg, wobei das vorläufige Maxi-
mum weiterhin um das Jahr 2037 erreicht wird. Allerdings 
setzt der erneute Beitragssatzanstieg früher und stärker ein. 
Insgesamt müsste der Beitragssatz für das Festschreiben 
des Nettorentenniveaus vor Steuern bei 45% (46%) bis 2050 
um rund 1 Prozentpunkt (1,5 Prozentpunkte) höher ausfallen. 
Im Jahr 2060 betrüge der Beitragssatzunterschied gemäß 
MEA-Pensim sogar 1,5 Prozentpunkte (Deckelung bei 45%) 
bzw. 2 Prozentpunkte (Deckelung bei 46%).

Gravierender wären die Beitragssatzunterschiede bei einer 
Anhebung und Beibehaltung des Nettorentenniveaus vor 
Steuern auf 50%. So müsste unter diesem Szenario der 
Beitragssatz bereits 2019 angehoben werden und stiege 
bis 2038 auf rund 26%, bis 2060 auf 27,5%, an. Im Vergleich 
zum Referenzszenario fiele damit der Beitragssatzanstieg 
um mehr als 80% höher aus. Die Beitragssatzziele würden 

weit verfehlt: Der Beitragssatz 2020 (2030) betrüge 20,5% 
(23,8%).

Abbildung 5 weist abschließend die durch diese Reform-
maßnahmen anfallenden Mehrausgaben (in heutigen Wer-
ten) aus. Grundsätzlich ist dabei zu erkennen, dass die jähr-
lichen Ausgaben in allen drei Fällen kontinuierlich von dem 
Zeitpunkt ab, in dem das Rentenniveau konstant gehalten 
wird, ansteigen. Prinzipiell spiegelt die Entwicklung der 
Mehrausgaben dabei die durch die Rentenniveaudeckelung 
nicht erfolgte Rentenniveausenkung. So steigen die Ausga-
ben bis ca. 2038 an, sind anschließend zeitweise relativ 
kons tant und nehmen letztlich nach 2050 weiter zu. Im Fall 
einer Rentenniveaudeckelung von 45% nehmen die jährli-
chen GRV-Ausgaben bspw. zunächst um rund 12 Mrd. Eu-
ro zu und um weitere 4 Mrd. nach 2050. Bei einer Renten-
niveaudeckelung von 46% erhöhen sich diese Mehrausga-
ben um weitere 5 Mrd. Euro, bei einer Anhebung des Ren-
tenniveaus auf 50% sogar um 25 Mrd. Euro.

Höhere Nettoimmigration

Da Migranten überwiegend jünger als 30 Jahre alt sind, hät-
te ein Anstieg der Nettoimmigration einen positiven Effekt 
auf die Entwicklung des Altersquotienten (Verhältnis der über 
65-Jährigen zu den 15- bis 65-Jährigen) und somit auf die 
Entwicklung der Gesetzlichen Rentenversicherung. In der 
Tat würde laut Abbildung 6 der Altersquotient bei einer um 
300 000 Personen höheren Nettoimmigration bis 2037 um 
gut 5 Prozentpunkte geringer ansteigen und 2060 sogar um 
mehr als 6 Prozentpunkte unter dem Altersquotient des Re-
ferenzszenarios liegen. Insgesamt fällt das Wachstum des 
Altersquotienten um gut 25% geringer aus.

Das zahlenmäßig größere Verhältnis der im Erwerbsleben 
stehenden Bevölkerung zur im Rentenalter stehenden Be-
völkerung hat aufgrund der Umlagefinanzierung des Ren-
tensystems einen positiven Einfluss auf den GRV-Beitrags-
satz. So kann die Last derselben Rentenausgaben auf eine 
größere Bevölkerungsgruppe verteilt werden. Allerdings 
hängt das tatsächliche Ausmaß des Effektes stark von der 
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Integration der Migranten in den Arbeitsmarkt sowie ihrer 
Qualifikation und damit ihrer Entlohnung ab. Wie bereits er-
wähnt, unterstellt diese Studie den optimistischen Fall, dass 
die Integration in den Arbeitsmarkt ohne Zeitverlust erfolgt 
und dass die Qualifikation und damit die Löhne und Gehäl-
ter der Migranten denen der Einheimischen gleichen. Abbil-
dung 7 zeigt die Beitragssatzentwicklung unter diesen An-
nahmen. Es wird ersichtlich, dass eine erhöhte Immigration 
inklusive einer schnellen Arbeitsmarktintegration einen po-
sitiven Einfluss auf die Beitragssatzentwicklung hat, obgleich 
auch unter diesen optimistischen Annahmen ein Beitrags-
satzanstieg ab 2019 nicht verhindert werden kann. Nichts-
destotrotz fällt der Beitragssatzanstieg wesentlich schwä-
cher aus, so dass der Beitragssatz nach 2037 um 1,4 Pro-
zentpunkte kleiner als der Beitragssatz des Referenzszena-
rios ist. Mit der Zeit reduziert sich dieser Beitragssatzeffekt 
um 30%. Dies dürfte vor allem daran liegen, dass langfristig 
die Nettoimmigration analog zum Referenzszenario auf 
200 000 Personen pro Jahr herabgesetzt wird und sich so-
mit die Unterschiede in den beiden Bevölkerungsvorausbe-
rechnungen sukzessive reduzieren.

Da durch die höhere Nettoimmigration zum einen der 
GRV-Beitragssatz geringer ansteigt und zum anderen die 
Beitragseinnahmen höher ausfallen, werden im Vergleich 
zum Referenzszenario die Rentenanpassungen mittels des 

Beitragssatzfaktors und des Nachhaltigkeitsfaktors weniger 
stark gedämpft. Folglich fällt das Rentenniveau höher aus. 
Insgesamt könnte unter den Annahmen das Netto-Standard-
rentenniveau vor Steuern langfristig sogar über 44% gehal-
ten werden (vgl. Abb. 8). So sinkt das Nettorentenniveau bis 
2036 zwar auf ca. 44,3% ab, steigt dann aber wieder leicht 
an. Der Anstieg dürfte dabei auf das Ausscheiden der älte-
ren Babyboomer zurückzuführen sein. Langfristig sinkt das 
Rentenniveau aber wieder, was mit dem Rückgang der 
Netto immigration sowie dem weiteren Anstieg der Lebens-
erwartung zu begründen ist.7

Koppelung des Gesetzlichen Renteneintrittsalters an 
die Lebenserwartung

Die Auswirkungen, die eine langfristige Koppelung des ge-
setzlichen Regelrentenalters an die Lebenserwartung auf 
den Beitragssatz und das Rentenniveau hätte, sind be-
trächtlich. Wie bereits ausgeführt, wird dabei angenommen, 
dass nach 2030 das Regelrentenalter um zwei Jahre steigt, 
wenn die Lebenserwartung um drei Jahre zunimmt. Die hier-
aus resultierende Entwicklung des gesetzlichen Renten-
eintrittsalters wird in Abbildung 9 ausgewiesen. Das Regel-
rentenalter nimmt dabei nach 2030 jährlich um etwas mehr 
als einen Monat zu und läge 2060 bei etwa 69 Jahren und 
sieben Monaten. Damit ist es unter diesen Annahmen zur 
Entwicklung der Lebenserwartung leicht über dem von der 
Deutschen Bundesbank (2016) vorgeschlagenen fixen Ren-
teneintrittsalter von 69 im Jahr 2060, könnte aber auch dar-
unter oder darüber liegen, wenn sich die Lebenserwartung 
abweichend entwickelt. Diese flexible und automatische An-
passung des Renteneintrittsalters an die Lebensdauer ist 
der Kern dieses Szenarios bzw. Reformvorschlages, der von 
der Idee eines starren Renteneintrittsalters Abschied nimmt.

Da sich im Vergleich zum Referenzszenario die Annahmen 
und gesetzliche Rahmenbedingungen bis 2030 nicht unter-

 7 Eine Betrachtung der GRV-Ausgaben erscheint in diesem Szenario als 
nicht zielführend. So fallen diese langfristig allein deshalb höher aus, da 
durch die höhere Immigration die Anzahl der zukünftigen Rentner 
zunimmt.
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scheiden, treten Unterschiede in der Entwicklung des Bei-
tragssatzes und Rentenniveaus erst nach 2030 auf (vgl. 
Abb. 10). Bei einer flexiblen Kopplung des Renteneintrittsal-
ters an die Lebenserwartung könnte unter der von uns un-
terstellten Lebenserwartung der Beitragssatz ab etwa 2037 
um ca. 0,3 Prozentpunkte geringer ausfallen. Um das Jahr 
2047 könnte der Beitragssatz zudem um einen halben Pro-
zentpunkt auf unter 22% gesenkt und bis 2060 auf diesem 
Niveau gehalten werden. Die Beitragssatzsenkung ist dabei 
auf das Ausscheiden der Babyboomergeneration zurück-
zuführen.

Die Koppelung des Regelrentenalters an die Lebenserwar-
tung führt langfristig zu einem höheren Netto-Standardren-
tenniveau vor Steuern. Wie in Abbildung 11 zu erkennen ist, 
nimmt der Unterschied zum Referenzszenario dabei aller-
dings recht allmählich zu. Grundsätzlich könnte diese Re-
form dazu dienen, das Nettorentenniveau auf einem Niveau 
oberhalb von 43% zu halten. Der Unterschied im Rentenni-
veau im Jahr 2060 beträgt etwa einen Prozentpunkt.

Abbildung 12 zeigt die Auswirkungen, die eine Koppelung 
des Regelrentenalters an die Lebenserwartung auf die 
GRV-Ausgaben (in heutigen Zahlen) hat. Hierbei ist zu er-
kennen, dass die Ausgaben zwischen 2030 und 2054 um 

8,8 Mrd. Euro pro Jahr sinken, da die Rentenbezugszeiten 
weiter abnehmen. Langfristig nehmen die Minderausgaben 
wieder leicht ab, betragen aber 2060 noch immer mehr als 
5 Mrd. Euro pro Jahr.

Anpassung der Definition des Standardrentners an die 
Entwicklung des Regelrentenalters

Derzeit wird zwar das Renteneintrittsalter sukzessive erhöht, 
nicht aber die Lebensarbeitszeit des Standardrentners, der 
für die Berechnung des Sicherungsniveaus maßgeblich ist. 
Dies ist mathematisch inkonsistent, da ein dementspre-
chend späterer Eintritt in den Arbeitsmarkt weder in den 
Szenarien der Rentenversicherung unterstellt noch in der 
Realität beobachtet wird. Daher betrachten wir abschließend 
die Auswirkungen, die eine Koppelung der Definition des 
Standardrentners an das offizielle gesetzliche Rentenein-
trittsalter auf den Beitragssatz und das Sicherungsniveau 
hätte. Da unter diesen Annahmen, wie zuvor ausgeführt, die 
dämpfende Wirkung des Nachhaltigkeitsfaktors bei der Ren-
tenanpassung geringer ausfällt, würden die Rentenausga-
ben höher und der Beitragssatz ebenfalls höher ausfallen. 
Entsprechend weist Abbildung 13 aus, dass der Beitrags-
satz bereits 2031 die 22%-Marke überschreiten würde und 
anschließend durchschnittlich um 0,2 Prozentpunkte über 
dem Beitragssatz des Referenzszenarios läge.
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Wesentlich höher fällt der Unterschied beim Netto-Standard-
rentenniveau vor Steuern aus (vgl. Abb. 14). Dies ist damit 
zu begründen, dass das Netto-Standardrentenniveau nicht 
nur wegen der positiven Wirkung, die die Definitionsanpas-
sung auf die Rentenanpassungen hat, weniger stark sinkt, 
sondern dass auch die zusätzlich erworbenen Entgeltpunk-
te in die Berechnung des Sicherungsniveaus eingehen. So 
sinkt zwar der relative Geldwert (aktuelle Rentenwert) eines 
Entgeltpunktes, dieser »Verlust« wird aber zumindest teil-
weise durch den Erwerb zusätzlicher Entgeltpunkte ausge-
glichen. Insgesamt hätte die Anpassung des Standardrent-
ners zur Folge, dass das Netto-Standardrentenniveau vor 
Steuern ab 2030 ein um etwa 5,4% höheres Sicherungs-
niveau ergeben würde als im Referenzszenario. Werden die 
durch längere Erwerbsphasen erworbenen Entgeltpunkte 
berücksichtigt, sinkt das Sicherungsniveau bis 2035 statt 
unter 43% lediglich auf knapp 45% ab. Mit 4,4 Prozentpunk-
ten macht die Definitionsanpassung dabei den Hauptteil des 
Unterschiedes zum Referenzszenario aus ((47–45)/45 
≈ 0,044). Der verbleibende Unterschied von etwa einem 
Prozentpunkt ist auf die rentenerhöhende Wirkung der De-
finitionsanpassung zurückzuführen.

Da aufgrund der Koppelung der Standardrente an das ge-
setzliche Renteneintrittsalter die Rentenanpassungen bis 
2029 höher ausfallen, steigen entsprechend auch die Aus-

gaben der Gesetzlichen Rentenversicherung im Vergleich 
zum Referenzszenario an. Die jährlichen zusätzlichen Aus-
gaben nehmen dabei stetig zu und erreichen 2029 einen 
Wert von rund 2 Mrd. Euro (vgl. Abb. 15). Da in diesem 
Szenario keine weitere Anhebung des Regelrentenalters an-
genommen wird, bleiben die jährlichen Mehrausgaben an-
schließend bei diesem Wert konstant.

Fazit

Auch nach dem Ende des derzeit in den Rentenversiche-
rungsberichten ausgewiesenen Vorausschätzungshorizon-
tes wird sich der demographische Wandel fortsetzen und 
zu einer Steigerung des Beitragssatzes bei gleichzeitiger 
Verringerung des Rentenniveaus führen. Hauptursache da-
für ist die nach derzeitigem Stand weiter steigende Lebens-
erwartung.

Eine Fixierung des Rentenniveaus führt zu hohen Mehraus-
gaben, die überwiegend von der jüngeren Generation in 
Form höherer Beitragssätze und höherer Steuern zur Finan-
zierung des Bundeszuschusses getragen werden müssten.

Wenn man die größte Hebelwirkung erreichen will, sollte 
man Reformmaßnahmen an der Hauptursache des Prob-
lems orientieren. Sinnvoll ist es daher, das Regelrentenein-
trittsalter und die Lebensarbeitszeit des Standardrentners 
so an die steigende Lebenserwartung anzupassen, dass die 
Proportionen des Lebens, d.h. die Einteilung in Arbeits- und 
Rentenbezugszeit, auch in Zukunft erhalten bleiben. Abbil-
dung 16 zeigt zusammenfassend, wie sich das Nettoren-
tenniveau vor Steuern entwickeln würde, wenn jeder Zu-
wachs an Lebenszeit gleichproportional auf Lebensarbeits-
zeit und Rentenbezugszeit aufgeteilt wird. Gleichzeitig wird 
dabei die Definition des Standardrentners angepasst, so 
dass das Rentensystem in sich konsistent bleibt, was es 
derzeit nicht ist. Dieser Vorschlag zur Stabilisierung der Ge-
setzlichen Rentenversicherung würde bewirken, dass das 
Nettorentenniveau vor Steuern nie unter 46% absinkt und 
sich nach dem Höhepunkt der Bevölkerungsalterung Mitte 
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der 2030er Jahre langfristig wieder auf das heutige Niveau 
erhöht.
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Auswirkungen – was sagen die Ökonomen?
Die Freihandelsabkommen TTIP und CETA und ihre

Florian Dorn, Manuela Krause, Niklas Potrafke und Daniel Weishaar* 

In der Juli-Umfrage des Ökonomenpanels von ifo und FAZ wurden Professoren für Volkswirtschafts-

lehre an deutschen Universitäten zu den geplanten Freihandelsabkommen TTIP1 und CETA2 befragt. 

Die Mehrheit der Teilnehmer befürwortet demnach die beiden Freihandelsabkommen und erwar-

tet von diesen für alle jeweils beteiligten Länder positive ökonomische Impulse. Zugleich hält es 

aber eine Mehrheit für unwahrscheinlich, dass die noch laufenden TTIP-Verhandlungen zu einem 

Abschluss kommen werden. Ein Scheitern hätte laut einer Mehrheit der befragten Ökonomen nega-

tive Auswirkungen für die deutsche Wirtschaft und das politische Gewicht Europas in der Welt. 

Während das kanadisch-europäische 
Wirtschafts- und Handelsabkommen  
CETA bereits fertig ausgehandelt, jedoch 
noch nicht ratifiziert ist, fand im Juli 2016 
die 14. Runde der seit 2013 laufenden 
Verhandlungen zur Transatlantischen 
Handels- und Investitionspartnerschaft 
TTIP zwischen der EU und den USA statt. 
Ein erfolgreicher Abschluss der Abkom-
men ist jedoch weiterhin ungewiss.3

In der Öffentlichkeit werden die möglichen 
Auswirkungen der beiden Freihandelsab-
kommen kontrovers diskutiert. Befürwor-
ter heben in ihrer Argumentation positive 
Effekte für Wachstum, Wohlstand und Ar-
beitsplätze durch die Freihandelsabkom-
men hervor. Kritiker hingegen fürchten  
diverse unkalkulierbare Risiken. Während 
in der Bevölkerung der Exportnation 
Deutschland die Zustimmung für die ge-
planten Freihandelsabkommen rückläufig 
ist (vgl. Bluth 2016), beklagte die deutsche 
Wirtschaft jüngst den mangelnden Einsatz 
der deutschen Politik für die geplante 
Freihandelszone (vgl. Müller et al. 2016). 

In der Juli-Umfrage des Ökonomenpanels 
von ifo und FAZ wurde daher nach der 
Meinung der Ökonomen zu den geplan-
ten Freihandelsabkommen im Allgemei-
nen, zu ihren ökonomischen und nicht- 
ökonomischen Auswirkungen sowie zu 
den Konsequenzen eines Scheiterns der 
Verhandlungen gefragt. Die Rücklaufquo-

 3 So konnten sich beispielsweise die Unterhändler 
der USA und der EU trotz der inzwischen dreijäh-
rigen Verhandlungsdauer noch in keinem der vor-
gesehenen Kapitel von TTIP auf einen gemeinsa-
men Text einigen (vgl. BMWi 2016). 

te betrug 21%. 90,3% der Teilnehmer be-
antworteten dabei den Fragebogen voll-
ständig.

Wir stellen das Meinungsbild in der öffent-
lichen Debatte den Ansichten der Teilneh-
mer des Ökonomenpanels gegenüber.

Wie werden die Freihandels-
abkommen TTIP und CETA 
bewertet?

Die deutsche Gesellschaft steht insbe-
sondere dem zwischen den USA und der 
EU geplanten Freihandelsabkommen 
TTIP mehrheitlich kritisch gegenüber. So 
verbinden 70% der deutschen Bevölke-
rung mit TTIP »eher Nachteile« für 
Deutschland (vgl. Infratest dimap 2016a). 
Im Hinblick auf eine Bewertung von TTIP 
und CETA insgesamt sinkt dieser Wert 
zwar auf 46%. Dennoch verbindet immer 
noch eine Mehrheit Nachteile mit den ge-
planten Handelsabkommen, da lediglich 
32% der befragten Bürger der Meinung 
sind, dass die beiden Freihandelsabkom-
men »eher Vorteile« für Deutschland bie-
ten (vgl. Infratest dimap 2016b).4 Wäh-
rend sich Gewerkschafts-, Kultur- und 
Sozialverbände sowie verschiedene Um-
weltorganisationen in einem gemeinsa-
men Bündnis gegen TTIP positioniert ha-
ben (vgl. DGB et al. 2016), machen sich 
mehrere große deutsche Wirtschafts- und 
Handelsverbände für die beiden Freihan-
delsabkommen stark (vgl. BDI et al. 2014; 
Reuters 2016). 

Die im Ökonomenpanel befragten Profes-
soren befürworten mehrheitlich die bei-
den Freihandelsabkommen. Demnach 

 4 Die restlichen 22% der Befragten haben keine 
Angabe gemacht. 

 * Daniel Weishaar war von Juli bis September 2016 
Praktikant im ifo Zentrum für öffentliche Finanzen 
und politische Ökonomie.

 1 TTIP ist ein Akronym für Transatlantic Trade and 
Investment Partnership.

 2 CETA ist ein Akronym für Comprehensive Eco-
nomic and Trade Agreement.
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begrüßt eine absolute Mehrheit von 72% der Teilnehmer das 
zwischen Kanada und der EU geplante Wirtschafts- und 
Handelsabkommen CETA (vgl. Abb. 1). Lediglich 16% der 
Teilnehmer lehnen dieses Abkommen ab; 12% treffen da-
hingehend keine eindeutige Aussage. Im Hinblick auf die 
geplante Handels- und Investitionspartnerschaft TTIP zwi-
schen den USA und der EU fällt die Zustimmung der be-
fragten Ökonomen nicht ganz so hoch aus. So befürworten 
zwar 64% der Teilnehmer das geplante TTIP-Abkommen; 
24% der Teilnehmer lehnen es jedoch ab, während 12% 
keine eindeutige Aussage treffen wollen. 

Werden die geplanten Freihandelsabkommen zu 
einem Abschluss kommen?

Trotz der hohen Zustimmung von Ökonomen und Wirt-
schaftsvertretern zu den Freihandelsabkommen wachsen die 
Zweifel daran, ob es überhaupt zu einem erfolgreichen Ab-
schluss kommt. Insbesondere ein Erfolg der TTIP-Verhand-
lungen wird dabei als immer unwahrscheinlicher eingestuft. 
So hält es Bernd Lange, Chef des Handels-
ausschusses im Europäischen Parlament, 
im Hinblick auf die TTIP-Verhandlungen 
nicht mehr für möglich, in dem von der 
EU-Kommission angestrebten Verhand-
lungszeitraum bis zum Jahresende 2016 
»noch umfassende Ergebnisse zu erzielen« 
(vgl. Hoppe und Stratmann 2016). Auch der 
Handelsbeauftragte der US-amerikani-
schen Regierung, Michael Froman, zeigt 
sich skeptisch, vor allem mit Blick auf den 
Brexit, der die »Balance der Verhandlun-
gen« nun deutlich verändere (vgl. Roßbach 
et al. 2016). 

Ähnlich sehen es die Teilnehmer des Öko-
nomenpanels. Während es 64% der Teil-
nehmer für sehr wahrscheinlich bzw. wahr-

scheinlich halten, dass CETA zu einem Ab-
schluss kommt, halten es nur 30% der Teil-
nehmer für sehr wahrscheinlich bzw. wahr-
scheinlich, dass TTIP zu einem Abschluss 
kommt. 55% der Teilnehmer halten dies für 
unwahrscheinlich bzw. 15% der Teilnehmer 
sogar für sehr unwahrscheinlich (vgl. Abb. 2).

Wie werden die ökonomischen Aus -
wirkungen der geplanten Freihan-
delsabkommen eingeschätzt?

Der negative Ausblick von Politikern und 
Ökonomen zur Realisierung der geplanten 
Freihandelsabkommen wird auch von vielen 
Wirtschaftsvertretern wahrgenommen. Sie 

fürchten ein Scheitern der Verhandlungen und sehen dies-
bezüglich die Bundesregierung und insbesondere Bundes-
wirtschaftsminister Sigmar Gabriel in der Pflicht, die Verhand-
lungen zu einem erfolgreichen Abschluss zu bringen. So for-
dert etwa BDI-Präsident Ulrich Grillo einen »leidenschaftli-
chen Einsatz für TTIP und CETA« (vgl. BDI 2016). Die Befür-
worter weisen dabei ausdrücklich auf deren Bedeutung für 
die deutsche Exportwirtschaft hin (vgl. Reuters 2016).

Auch wenn sich Aussagen zu den exakten Auswirkungen 
der geplanten Handelsabkommen insbesondere aufgrund 
des unsicheren Ausgangs der Verhandlungen und letztlichen 
Inhalte des Abkommens als schwierig erweisen (vgl. Pelk-
mans et al. 2014), decken sich die Argumente der Befür-
worter mit zahlreichen ökonomischen Studien, die die ge-
samtwirtschaftlichen Effekte der Freihandelsabkommen 
TTIP und CETA überwiegend positiv bewerten (vgl. Felber-
mayr und Larch 2013; Felbermayr et al. 2014; Francois et 
al. 2013; Mustilli 2015). Auch die Auswirkungen auf die deut-
sche Wirtschaft werden dabei als grundsätzlich positiv ein-
geschätzt (vgl. Aichele und Felbermayr 2014, Felbermayr et 
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al. 2013). Eine Studie des ifo Instituts sieht beispielsweise 
vor allem durch den Abbau nichttarifärer Handelsbarrieren 
im Rahmen eines transatlantischen Freihandelsabkommens 
eine Chance für substanzielle Wohlfahrtsgewinne (vgl. Fel-
bermayr et al. 2013). Mögliche negative Effekte der Handels-
abkommen auf die Einkommensungleichheit dürften zudem 
durch die ähnlichen Lohn- und Kapitalstrukturen der Ver-
tragspartner vergleichsweise gering ausfallen und könnten 
leicht durch Umverteilungsmechanismen ausgeglichen wer-
den (vgl. Felbermayr 2016).

Hinsichtlich der grundsätzlichen ökonomischen Auswirkun-
gen der geplanten Handelsabkommen teilen die befragten 
Ökonomen weitgehend die von Wirtschaftsvertretern vor-
getragenen und von zahlreichen Studien bestätigten Ein-
schätzungen. In der Umfrage standen insbesondere die Ef-
fekte der beiden Handelsabkommen auf die Wettbewerbs-
fähigkeit, die Einkommensungleichheit, den Arbeitsmarkt 
und das Wirtschaftswachstum im Vordergrund (vgl. Abb. 3). 

Bei Betrachtung der Auswirkungen auf Deutschland zeigt 
sich in den Antworten der Teilnehmer, dass die befragten 
Ökonomen von den geplanten Handelsabkommen vor allem 
für die Wettbewerbsfähigkeit und das Wirtschaftswachstum 
positive Impulse erwarten. So sind 82% (Wirtschaftswachs-
tum) respektive 68% (Wettbewerbsfähigkeit) der Teilnehmer 
der Meinung, dass dahingehend mit positiven bzw. eher po-
sitiven Effekten für Deutschland zu rechnen ist. Auch im Hin-
blick auf den Arbeitsmarkt erwarten die Teilnehmer positive 
Effekte (61%). Befragt zu den Auswirkungen der Handelsab-
kommen auf die Entwicklung der Einkommensungleichheit 
in Deutschland, geht eine Mehrheit der Teilnehmer hingegen 
von keinen nennenswerten Änderungen aus (58%). Gleich-
wohl erwarten 33% der Teilnehmer negative Effekte.

Ein ähnliches Bild ergibt sich bei einer detaillierteren Betrach-
tung der ökonomischen Auswirkungen von CETA und TTIP 
auf die gesamte Europäische Union. Hierbei erwarten die 
Teilnehmer insbesondere beim Wirtschaftswachstum eher 
bzw. sehr positive Effekte von den geplanten Handelsab-
kommen (74%). Dies ist auch im Hinblick auf die Wettbe-
werbsfähigkeit der EU (59%) sowie den Arbeitsmarkt (56%) 
der Fall. Befragt zur Entwicklung der Einkommensungleich-
heit, erwarten die meisten Teilnehmer erneut keine nennens-
werten Änderungen (54%), wobei auch hier einige Teilneh-
mer durchaus mit negativen Auswirkungen rechnen (37%).

Wird der Fokus auf die ökonomischen Auswirkungen des 
geplanten TTIP-Abkommens in den USA gelegt, so zeigt 
sich, dass die Teilnehmer hier ebenfalls positive Effekte für 
das Wirtschaftswachstum (81%), die Wettbewerbsfähigkeit 
(61%) sowie den Arbeitsmarkt (60%) erwarten. Hinsichtlich 
der Entwicklung der Einkommensungleichheit in den USA 
rechnet die Mehrheit der Teilnehmer, wie zuvor in Deutsch-
land und der EU, mit keinen gewichtigen Änderungen durch 
TTIP (61%). 

Insgesamt erwarten die befragten Ökonomen somit für alle 
beteiligten Parteien ähnliche positive Effekte der geplanten 
Handelsabkommen auf Wirtschaftswachstum, Wettbe-
werbsfähigkeit und den Arbeitsmarkt.

Welche Risiken werden mit den geplanten 
Freihandelsabkommen verbunden?

Trotz der prognostizierten überwiegend positiven gesamt-
wirtschaftlichen Effekte bleiben auf beiden Seiten des Atlan-
tiks viele Bürger sowie Umwelt- und Verbraucherschutzor-
ganisationen gegenüber den geplanten Handelsabkommen 
skeptisch. Dabei werden neben den ökonomischen Auswir-
kungen häufig die mit den Handelsabkommen verbundenen 
nicht-ökonomischen Risiken diskutiert. Während die Ame-
rikaner vor allem ökonomische Gründe wie mögliche Job-
verluste und niedrigere Löhne fürchten, stehen bei den deut-
schen Bürgern insbesondere die Risiken geringerer Stan-
dards, vor allem im Lebensmittel- und Umweltbereich, sowie 
der Missbrauch privater Schiedsgerichtsverfahren im Vor-
dergrund (vgl. Stratmann 2016). 

Die Ökonomen wurden daher zu ihrer Einschätzung der mit 
den geplanten Handelsabkommen CETA und TTIP verbun-
denen nicht-ökonomischen Risiken befragt. Dazu konnten 
die Teilnehmer auf einer zehnstufigen Skala angeben, ob sie 
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mit den jeweiligen Handelsabkommen keine Risiken (0) oder 
sehr hohe Risiken (10) verbinden. Im Mittel zeigen die Er-
gebnisse, dass die Teilnehmer mit beiden Abkommen eher 
geringe bis ausgewogene Risiken verbinden. So liegt der 
Mittelwert für das TTIP-Abkommen bei 4,79, während er für 
das CETA-Abkommen sogar nur 3,72 beträgt. 

Obwohl die Risiken der Freihandelsabkommen von den 
Ökonomen als gering eingeschätzt werden, gibt es in weiten 
Bereichen der Verhandlungen noch immer keine Einigung. 
Laut einem internen Gutachten des Bundeswirtschaftsmi-
nisteriums gibt es in weiten Teilen der TTIP-Verhandlungen 
nach wie vor »grundsätzliche Auffassungsunterschiede« (vgl. 
BMWi 2016). Eine gemeinsame Regelung zu einer Reform 
des Investitionsschutzes ist dabei dem Gutachten zufolge 
einer der derzeit schwierigsten TTIP-Verhandlungspunkte 
zwischen den USA und der EU (vgl. BMWi 2016).5 Trotz der 
geäußerten Skepsis des Bundeswirtschaftsministeriums 
bleibt die auf EU-Seite verantwortliche Handelskommissarin 
Cecilia Malmström optimistisch und betont, dass »kein 
EU-Handelsabkommen (…) das Schutzniveau für Verbrau-
cher und Umwelt oder bei der Lebensmittelsicherheit ab-
senken« wird (vgl. Malmström 2016).

Das geplante Investitionsschutzkapitel mit internationalen 
Schiedsgerichtsverfahren zwischen Investoren und Staaten 
wird hingegen auch weiterhin sehr kontrovers diskutiert. Ne-
ben der europäischen Öffentlichkeit kritisiert auch das Eu-
ropaparlament eine Implementierung von privaten Schieds-
gerichten als zu intransparent (vgl. Bohne 2015; Europäi-
sches Parlament 2015). Während die US-Amerikaner wei-
terhin auf die ursprünglich vorgesehenen privaten Schieds-
gerichte für das TTIP-Abkommen beharren, wurde von der 
EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström im November 
2015 als Reaktion auf die Kritik innerhalb der europäischen 
Bevölkerung eine Reform des Investitionsschutzkapitels ins 
Gespräch gebracht, nach der ein ständiger Investitionsge-
richtshof mit vorab öffentlich berufenen Richtern implemen-
tiert werden soll (vgl. Europäische Kommission 2015).6 Die 
US-Seite lehnt sowohl das Auswahlverfahren der Richter als 
auch die Einrichtung einer Berufungsinstanz ab und verweist 
darauf, dass private Schiedsgerichte bereits seit Jahren Be-
standteil von ähnlichen Abkommen sind (vgl. Anger et al. 
2016). 

Die Mehrheit der Teilnehmer im Ökonomenpanel begrüßt 
hingegen die von Cecilia Malmström vorgeschlagene Re-
form. So geben 42% der Teilnehmer bei der Frage, ob sie 
ein Investitionsschutzkapitel im TTIP-Abkommen befürwor-

 5 Laut dem Gutachten des Bundeswirtschaftsministeriums zählen zudem 
die Abschnitte zur öffentlichen Beschaffung, zum Schutz von geographi-
schen Herkunftsangaben, zu Agrarzöllen sowie das Kapitel zum Dienst-
leistungssektor zu den größten Streitpunkten (vgl. BMWi 2016).

 6 Bei CETA akzeptierte Kanada nicht nur eine nachträgliche Änderung des 
Kapitels zum Investorenschutz, sondern übernahm die für TTIP vorgese-
henen Reformvorschläge für einen neuen, unabhängigen Gerichtshof in 
CETA (vgl. Kafsack 2016).

ten, an, dass sie dies nur unter Berücksichtigung der vor-
geschlagenen Reform tun würden (vgl. Abb. 4). Dagegen 
sind 29% grundsätzlich gegen ein solches Kapitel im 
TTIP-Abkommen, während es 15% uneingeschränkt (d.h. 
auch ohne die vorgeschlagene Reform) befürworten. 

Welche Konsequenzen hätte ein Scheitern der 
Verhandlungen?

Bundeskanzlerin Angela Merkel betont trotz der dargelegten 
Schwierigkeiten und im Einklang mit Washington, dass in 
den letzten Verhandlungsrunden noch entscheidende Er-
gebnisse erzielt werden können (vgl. Bidder und Böcking 
2016). Auch US-Botschafter John B. Emerson weist darauf 
hin, dass die US-Administration trotz aller Schwierigkeiten 
nach wie vor auf einen Erfolg des Handelsabkommens zwi-
schen den USA und der EU setze (vgl. Anger und Stratmann 
2016). Während Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
am Freihandelsabkommen CETA festhält, bezeichnete er 
allerdings jüngst die TTIP-Verhandlungen schon als »de fac-
to gescheitert« (vgl. Bidder und Böcking 2016). Unterstüt-
zung bekommt er von Frankreichs Handelsminister Matthi-
as Fekl, der bereits ankündigte, sich beim Treffen der 
EU-Handelsminister mit Cecilia Malmström Ende September 
2016 für einen Abbruch der Verhandlungen einzusetzen (vgl. 
Anger et al. 2016). 

Ein Scheitern der Verhandlungen könnte allerdings weitrei-
chende Konsequenzen haben. So fürchtet der TTIP-Chef-
unterhändler der EU, Ignacio Garcia Bercero, dass sich – 
sollten die TTIP-Verhandlungen scheitern – der internatio-
nale Handelsschwerpunkt durch andere Freihandelsab-
kommen, wie das Trans-Pacific Partnership Agreement 
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15%14%

Quelle: Ökonomenpanel Juli 2016.
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(TPP), weiter gen Pazifik verlagern könnte (Bercero 2015) 
und, wie US-Botschafter John B. Emerson es ausdrückt, 
dann »die Chinesen die Regeln bestimmen« werden (vgl. 
Anger und Stratmann 2016). Gerade für die exportorien-
tierte deutsche Wirtschaft wäre es schlecht, wenn durch 
ein Scheitern von TTIP »andere die Spielregeln für den glo-
balen Handel des 21. Jahrhunderts« festlegen, meint auch 
Deutschlands Arbeitgeberpräsident Ingo Kramer (vgl. Die 
Welt online 2016). 

Befragt zu den Auswirkungen eines Scheiterns der Verhand-
lungen der geplanten Handelsabkommen, kommen die im 
Ökonomenpanel befragten Professoren zu ähnlich negativen 
Bewertungen. So stimmte die Mehrheit der Teilnehmer der 
Aussage zu, dass ein Scheitern im Vergleich zum Status 
quo mittelfristig negative Auswirkungen für die deutsche 
Wirtschaft hätte (53%, vgl. Abb. 5). Nur 29% der Teilnehmer 
können dieser Aussage überhaupt nicht bzw. eher nicht 
zustimmen, während 18% keine eindeutige Präferenz er-
kennen lassen.

Befragt dazu, ob ein Scheitern der Handelsabkommen das 
politische Gewicht Europas in der Welt nachhaltig schwä-
chen würde, zeigen die Antworten der Teilnehmer, dass die-
se Konsequenz durchaus realistisch ist (vgl. Abb. 6). So stim-
men 50% der Teilnehmer dieser Aussage zu, während sie 
lediglich von 34% vollständig bzw. eher abgelehnt wird. 

Wie sicher sind sich die Befragten bei ihren 
Antworten?

Bei einigen Fragen hatten die Teilnehmer die Möglichkeit, auf 
einer Skala von 0 bis 10 anzugeben, wie sicher sie sich bei 
ihrer Bewertung sind. Die Ergebnisse zeigen, dass sich die 

Teilnehmer bei ihren Einschätzungen im Mittel relativ sicher 
sind. Bei den Fragen zur Bewertung der geplanten Freihan-
delsabkommen CETA und TTIP erreicht die durchschnittliche 
Sicherheitseinschätzung einen Wert von 7,6. Die Befürworter 
sind sich dabei im Mittel genauso sicher wie die Gegner der 
Abkommen. Auch bei den Fragen zu den Folgen eines Schei-
terns der Handelsabkommen wurden die Teilnehmer gebe-
ten, eine Sicherheitseinschätzung ihrer Antwort anzugeben. 
Die Teilnehmer, die sich eindeutig für oder gegen die dabei 
zu bewertenden Aussagen positionieren, sind sich im Mittel 
am sichersten. Die durchschnittliche Sicherheitseinschät-
zung erreicht bei diesen einen Wert von 8,5 im Vergleich zu 
einem durchschnittlichen Wert von 6,1 bei den Teilnehmern, 
die keine klare Position zu den Aussagen treffen wollen. 
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Leasing expandiert überdurchschnittlich
Investitionsneigung schwächt sich ab – 

Stefan Sauer und Arno Städtler

Der auf den Geschäftslagebeurteilungen der Leasinggesellschaften basierende Investitionsindi-

kator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen gemeinsam 

ermitteln, signalisiert für das Jahr 2016 einen eher moderaten Anstieg der Ausrüstungsinvestitio-

nen einschließlich der sonstigen Anlagen von 2,3%, nach einem Plus von 4,2% im Vorjahr. Dieser 

Durchschnittswert ergibt sich aus einem relativ kräftigen Wachstum im ersten Halbjahr und einer 

nachlassenden Dynamik in der zweiten Jahreshälfte, wobei sich im vierten Quartal sogar ein Rück-

gang abzeichnet.

Die deutsche Wirtschaft hat ihren Wachs­
tumskurs mit etwas abgeschwächtem 
Tempo fortgesetzt, wie das Statistische 
Bundesamt kürzlich mitteilte. Nach ersten 
Berechnungen war das Bruttoinlands­
produkt (BIP) im zweiten Quartal 2016 
– preis­, saison­ und kalenderbereinigt – 
um 0,4% höher als in den ersten drei Mo­
naten des Jahres. Zu Jahresbeginn hatte 
es einen kräftigen Anstieg von 0,7% zum 
Vorquartal gegeben.

Positive Impulse zeigte im Vorquartalsver­
gleich (preis­, saison­ und kalenderberei­
nigt) vor allem der Außenbeitrag. Insge­
samt wurden vorläufigen Berechnungen 
zufolge 1,2% mehr Waren und Dienstleis­
tungen ins Ausland exportiert als im ers­
ten Quartal 2016. Die Importe gingen im 
selben Zeitraum um 0,1% zurück. Aus 
dem Inland kamen hingegen gemischte 
Signale. Die privaten Haushalte steigerten 
ihre Konsumausgaben geringfügig um 
0,2%, die staatlichen Konsumausgaben 
waren um 0,6% höher als im Vorquartal. 
Dagegen gingen die Investitionen im Ver­
gleich zum ersten Quartal zurück: In Aus­
rüstungen wurden 2,4% und in Bauten 
1,6% weniger investiert als im ersten 
Quartal 2016. Zusätzlich gab es einen 
leichten Vorratsabbau, der sich ebenfalls 
negativ auf das BIP­Wachstum auswirkte 
(– 0,1 Prozentpunkte). Insgesamt sank 
die inländische Verwendung im Vergleich 
zu den ersten drei Monaten des Jahres 
leicht, wodurch das Wirtschaftswachs­
tum rechnerisch um – 0,2 Prozentpunkte 
gedämpft wurde.

Im Vorjahresvergleich hat sich die Wirt­
schaftsleistung erhöht: Das preisberei­
nigte BIP stieg im zweiten Quartal 2016 
um 3,1%. Allerdings gab es aufgrund der 
Lage der Feiertage im Berichtsquartal 
drei Arbeitstage mehr als ein Jahr zuvor 

und dadurch einen außergewöhnlich 
starken Kalendereffekt. Entsprechend lag 
die kalenderbereinigte Wachstumsrate 
des preisbereinigten BIP im zweiten 
Quartal 2016 mit 1,8% knapp unter der 
des ersten Quartals 2016 mit 1,9% (un­
bereinigt: 1,5%).

Auch im Vorjahresvergleich kamen die 
Wachstumsimpulse vor allem vom Au­
ßenhandel: Es wurden preisbereinigt 
4,9% mehr Waren und Dienstleistungen 
exportiert. Die Importe stiegen im selben 
Zeitraum mit + 4,5% nicht ganz so stark. 
Dadurch ergibt sich für den Außenbeitrag 
als Saldo zwischen Exporten und Impor­
ten im Vergleich zum Vorjahr ein rechne­
rischer Wachstumsbeitrag zum BIP von 
+ 0,6 Prozentpunkten.

Im Inland gab es folgende Entwicklung: 
Die privaten Konsumausgaben stiegen 
um 2,4%, die staatlichen sogar um 3,9%. 
In Ausrüstungen wurden preisbereinigt 
4,4% (nominal: + 5,4%) mehr investiert 
als im zweiten Quartal 2015. Die Bauinves­
titionen legten kräftig um 5,1% zu. Der 
Vorratsabbau bremste das BIP­Wachs­
tum dagegen leicht (– 0,4 Prozentpunkte). 
In jeweiligen Preisen gerechnet war das 
Bruttoinlandsprodukt im zweiten Quartal 
2016 um 4,6% höher als im Vergleichs­
zeitraum von 2015, die Ausrüstungsin­
vestitionen übertrafen also diesen Zu­
wachs (vgl. Statistisches Bundesamt 
2016a).

Fahrzeuginvestitionen wachsen 
überdurchschnittlich

Relativ günstig entwickelten sich im bis­
herigen Jahresverlauf von 2016 hier zu 
Lande auch die Pkw­Neuzulassungen. In 
den ersten acht Monaten ist ein Plus von 
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5,7% aufgelaufen, wobei allein im August ein 
Zuwachs von 8,3% zu verzeichnen war. Die­
ser wurde allerdings vor allem von privaten 
Käufern, die dem privaten Verbrauch zuzu­
ordnen sind, getrieben (+ 18,7%). Bei den 
gewerblichen Pkw­Zulassungen, die zu den 
Investitionen zählen, betrug das Wachstum 
nur 2,8%. Bei den Nutzfahrzeugen gab es 
von Januar bis August ein Wachstum von 
fast 10%, wobei im August ein bemerkens­
werter Zuwachs von fast 39% eingetreten ist 
(vgl. Kraftfahrt­Bundesamt 2016).

Den Trendumfragen des Bundesverbandes 
Deutscher Leasing­Unternehmen (BDL) zu­
folge ist der Anschaffungswert des Neuge­
schäfts mit Mobilien auch im zweiten Quartal 
2016 gegenüber dem Vorjahresquartal kräf­
tig gestiegen (+ 12,4%), für das erste Halbjahr ergibt sich 
dadurch ein Wachstum von nominal 10,9%. Damit nahm 
die Wachstumsdynamik nun zum vierten Mal in Folge zu und 
übertraf erneut die Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen 
Ausrüstungsinvestitionen.

Einen Zuwachs gab es zuletzt bei Produktionsmaschinen, 
Pkw und Kombi, Bussen, Lkw und Anhängern, Sonstigen 
Ausrüstungen sowie Luft­ Schienen­ und Wasserfahrzeu­
gen; einen Rückgang hingegen bei Büromaschinen/EDV 
sowie Immateriellen Wirtschaftsgütern (vgl. BDL 2016).

Der Aufschwung der deutschen Wirtschaft wird sich im wei­
teren Jahresverlauf von 2016 voraussichtlich fortsetzen. Im 
Jahresdurchschnitt wird für das BIP aktuell ein nominales 
Plus von 3,7% (real: + 1,8%) angenommen, wobei der Zu­
wachs in der zweiten Jahreshälfte geringer ausfallen wird als 
in der ersten (vgl. Wollmershäuser et al. 2016). Nach derzei­
tigem Prognosestand ist für 2016 im Durchschnitt mit noch­
mals steigenden Ausgaben für Ausrüstungsgüter und Lea­
singengagements zu rechnen, wenn auch im zweiten Halb­
jahr mit abnehmender Dynamik. Immerhin liegen die Produk­
tionskapazitäten der deutschen Unternehmen leicht über 
ihrem langjährigen Mittel. Allerdings dürften Verunsicherun­
gen im Gefolge der weltweiten Konfliktherde, der anhalten­
den Eurokrise und den Folgen des Brexit­Votums erfahrungs­
gemäß zuerst beim Investitionsverhalten der Unternehmen 
sichtbar werden und stellen daher ein Prognoserisiko dar.

Investitionsindikator signalisiert abnehmende 
Investitionsneigung

Der auf den Geschäftslagebeurteilungen der Leasinggesell­
schaften basierende Investitionsindikator1, den das ifo Ins­

 1 Detaillierte Informationen zur Methode finden sich in Gürtler und Städtler 
(2007). 

titut und der Bundesverband Deutscher Leasing­Unterneh­
men gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2016 
einen eher moderaten Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen 
einschließlich der sonstigen Anlagen von 2,3%, nach einem 
Plus von 4,2% im Vorjahr. Dieser Durchschnittswert ergibt 
sich aus einem relativ kräftigen Wachstum im ersten Halbjahr 
und einer nachlassenden Dynamik in der zweiten Jahres­
hälfte, wobei sich im vierten Quartal sogar ein Rückgang 
abzeichnet (vgl. Abb. 1). Hierbei ist jedoch zu beachten, 
dass dieser sich an dem Vergleichswert des Vorjahres mes­
sen lassen muss, der relativ hoch war (+ 6,1%). In Anbe­
tracht der eher guten Konjunktur in Deutschland und der 
anhaltend extrem niedrigen Zinsen ist das eine im histori­
schen Vergleich wenig dynamische Entwicklung. Dabei ist 
zu beachten, dass das Wirtschaftswachstum gegenwärtig 
vor allem vom privaten und staatlichen Konsum getragen 
wird. Die Investitionsneigung der Unternehmen leidet hinge­
gen unter der Verunsicherung, die von den zahlreichen glo­
balen Krisen und dem Brexit­Votum ausgeht. Offenbar hal­
ten die Unternehmen derzeit die Wachstumsaussichten 
nicht für ausreichend gut, um stärker zu investieren.

Einen gewissen dämpfenden Einfluss auf die Wachstums­
dynamik haben auch die anlässlich der jüngsten Generalre­
vision der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) er­
heblich revidierten Investitionszahlen. Sie haben auch zu 
spürbaren Änderungen beim Verlauf und beim Niveau des 
ifo Investitionsindikators geführt. Die Investitionen in sonsti­
ge Anlagen zeigen ein wesentlich weniger volatiles Entwick­
lungsmuster als die Ausrüstungsinvestitionen. Da Erstere 
nun verdreifacht wurden, führt deren höheres Gewicht im 
Gesamtaggregat zu einem glatteren Verlauf des Indikators 
(vgl. Strobel und Städtler 2015).

Bei der Beurteilung des Investitionsgeschehens ist jedoch 
zu berücksichtigen, dass die Wirtschaft neben den Anlage­
investitionen nach wie vor in die Gewinnung neuer Mitarbei­
ter und in die Qualifizierung des vorhandenen Personals in­
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vestiert. Bei moderatem Wirtschaftswachstum steigt die 
Zahl der Beschäftigten in Deutschland scheinbar unaufhalt-
sam, und viele Stellen können gar nicht besetzt werden. Im 
zweiten Quartal 2016 setzte sich der Aufbau der Erwerbs-
tätigkeit fort. Mit 43,5 Mio. Erwerbstätigen, die ihren Arbeits-
ort in Deutschland haben, wurde das Vorjahresniveau erneut 
deutlich überschritten. Im Vergleich zum zweiten Quartal 
2015 wuchs die Zahl der Erwerbstätigen kräftig um 
529 000 Personen oder um 1,2% (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2016b).

Damit ist die Beschäftigung so hoch wie nie seit der Wie-
dervereinigung. Die deutsche Wirtschaft will in diesem Jahr 
weiter neue Mitarbeiter einstellen. Das ifo Beschäftigungs-
barometer stieg im August leicht auf 108,7 Indexpunkte. 
Damit die Arbeitskräfte nicht zum Engpassfaktor im be-
schleunigten Strukturwandel werden, müssen die Unterneh-
men nicht nur in die Anwerbung geeigneten Personals, son-
dern auch massiv in die betriebliche Weiterbildung und Um-
schulung ihrer alternden Belegschaft investieren. Nicht nur 
der von der Boston Consulting Group (BCG) prognostizier-
te Mangel an 120 000 Hochschulabsolventen in den Berei-
chen IT- und Computeringenieurwesen bis 2025 ist alarmie-
rend, sondern auch die zu geringe betriebliche Weiterbil-
dungsquote älterer Mitarbeiter (vgl. Nahrendorf 2016).

Nach den Plänen der Unternehmen aus dem ifo Investi-
tionstest vom Frühjahr 2016 ist für das laufende Jahr mit 
einem Anstieg der Investitionen im Verarbeitenden Gewerbe 
um nominal rund 5% (real: + 4,7%) zu rechnen. Am inves-
titionsfreudigsten zeigt sich dabei das Gebrauchsgüterge-
werbe (vgl. Weichselberger 2016).

Das Geschäftsklima der Leasinggesellschaften bewegte 
sich von Januar bis Juli 2016 auf einem komfortablen Niveau 
zwischen + 28,5 und + 23%, jedoch mit negativer Tendenz, 
wie die Ergebnisse der Konjunkturumfragen des ifo Instituts 
im Leasingsektor belegen. Im August ist es allerdings auf 
+ 17,6% deutlich zurückgegangen. Dafür waren vor allem 
die Geschäftserwartungen verantwortlich, die bereits seit 
dem Herbst 2015 abwärts tendieren. Zuletzt fielen sie von 
+ 16% auf nur noch + 5%, die Optimisten waren also nur 
noch knapp in der Überzahl (vgl. Abb. 2). Dies deutet nach 
dem zweistelligen Wachstum im ersten Halbjahr auf eine 
nachlassende Dynamik bei neuen Leasinginvesti tionen in 
den kommenden Monaten hin, ähnlich wie bei den gesamt-
wirtschaftlichen Ausrüstungsinvestitionen. Die Wachstums-
perspektiven der Leasinggesellschaften im laufenden Jahr 
hängen stark von der weiteren Entwicklung der Anlagein-
vestitionen und hier insbesondere von der Automobilkon-
junktur ab.

Im ersten Halbjahr von 2016 zeigte sich die Automobilkon-
junktur in bester Verfassung, die Neuzulassungen sind kräf-
tig gestiegen: Bei den Pkw ist ein Plus von 7,1% aufgelaufen, 
bei den Nutzfahrzeugen waren es sogar 8,4% (vgl. Kraft-

fahrt-Bundesamt 2016). Der Verband der Internationalen 
Kraftfahrzeughersteller (VDIK) hat daraufhin seine Prognose 
für die Pkw-Neuzulassungen für 2016 von 3,2 Millionen 
Stück auf 3,33 Millionen, also auf + 4,1%, angehoben. Bis 
August ergab sich bei den Pkw dann ein Plus von 5,7% und 
bei den Nutzfahrzeugen sogar ein Anstieg von fast 10%.

Konjunkturindikatoren signalisieren 
Abschwächung

Das aktuelle Konjunkturbild, das verschiedene wichtige In-
dikatoren zeichnen, ist nicht einheitlich, deutet aber über-
wiegend auf eine Abschwächung hin:

Die Finanzierungsfrage sollte zunehmenden Investitionen 
auch im laufenden Jahr nicht im Wege stehen. Viele Unter-
nehmen sind recht liquide, im Mittelstand hat die Eigenka-
pitalquote sogar eine rekordverdächtige Höhe erreicht. 
Deutsche Unternehmen haben immer weniger Probleme, 
sich mit Geld von der Bank zu finanzieren. Die Kredithürde 
des ifo Instituts für die gewerbliche Wirtschaft – der Anteil 
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jener Firmen, die von einer restriktiven Kreditvergabe der 
Banken berichten – ist zwar von 14,6% im Vormonat auf 
15,0% im August gestiegen. Die Finanzierungsbedingungen 
für deutsche Unternehmen bleiben jedoch weiterhin hervor­
ragend (vgl. Fuest 2016a).

Die deutsche Industrie ist pessimistischer geworden, was 
ihre Exporte angeht. Sie erwartet erneut weniger Aufträge 
aus dem Ausland. Die Exporterwartungen sanken von 
5,0 Saldenpunkte im Juli auf 4,7 Saldenpunkte im August. 
Das Brexit­Votum zeigt seine Wirkung. Der Automobilsektor 
hat den höchsten Exportanteil deutscher Waren nach Groß­
britannien. Die entstandene Unsicherheit und die Abwertung 
des britischen Pfunds drückten die Exporterwartungen auf 
den niedrigsten Stand seit September 2012. Auch in der 
Chemiebranche rechnen die Unternehmen mit weniger Auf­
trägen aus dem Ausland (vgl. Fuest 2016b).

Auch das ifo Wirtschaftsklima für den Euroraum gab im 
dritten Quartal 2016 leicht nach. Die Stimmung der Wirt­
schaft im Euroraum verschlechterte sich, wenn auch nur 
geringfügig. Der Index sank im dritten Quartal von 112,7 
auf 111,6 Punkte. Damit bleibt er aber weiterhin über sei­
nem langfristigen Durchschnitt. Zur Verschlechterung des 
Wirtschaftsklimas trugen ausschließlich die weniger posi­
tiven Erwartungen bei. Die aktuelle Lage hingegen verbes­
serte sich. Die konjunkturelle Erholung im Euroraum setzt 
sich fort, lässt aber an Dynamik vermissen (vgl. Fuest 
2016c).

Die Stimmung in der deutschen Wirtschaft hat sich merklich 
verschlechtert. Der ifo Geschäftsklimaindex ist von 
108,3 Punkten im Juli auf 106,2 Punkte im August gefallen. 
Sowohl die aktuelle Geschäftslage als auch die Erwartungen 
für die kommenden sechs Monate beurteilten die Unterneh­
men schlechter als im Vormonat. Im Verarbeitenden Gewer­
be ist der Index erneut gesunken. Die Industriefirmen waren 
mit ihrer aktuellen Geschäftslage weniger zufrieden. Auch 
die Erwartungen trübten sich merklich ein und fielen unter 
ihren langfristigen Durchschnitt. Vor allem der Auftragsein­
gang war rückläufig. Das Geschäftsklima gab in nahezu al­
len Branchen nach, am deutlichsten in der Chemie­ und 
Elektroindustrie (vgl. Fuest 2016d).

Die Zuversicht deutscher Finanzexperten hat sich hingegen 
aktuell erholt. Die ZEW­Konjunkturerwartungen für 
Deutschland legten im August 2016 zu. Der Index gewann 
gegenüber dem Vormonat 7,3 Punkte und steht jetzt bei 
0,5 Punkten (langfristiger Mittelwert: 24,2 Punkte). »Die 
ZEW­Konjunkturerwartungen erholen sich etwas vom Bre­
xit­Schock. Nach wie vor erschweren vor allem politische 
Risiken innerhalb und außerhalb der Europäischen Union 
einen optimistischeren Konjunkturausblick für Deutsch­
land. Auch besteht weiterhin Unsicherheit bezüglich der 
Widerstandsfähigkeit des EU­Bankensektors« (vgl. Wam­
bach 2016).

Dass die deutsche Wirtschaft in den kommenden Monaten 
weiter expandieren wird, ist jedoch vor allem den privaten 
Haushalten zu verdanken, denn die Kauflaune der Deut­
schen ist überraschend angestiegen. Der GfK­Konsumkli­
maindex kletterte von 10,0 Punkten im August auf 10,2 Punk­
te im September. Der geplante EU­Austritt Großbritanniens 
hat die Deutschen nach Einschätzung der Gesellschaft für 
Konsumforschung (GfK) nur kurz verunsichert. Nach dem 
Brexit­Votum war der Konsumklimaindex leicht auf 
10,0 Punkte gefallen. Derzeit steht er aber wieder auf dem 
höchsten Wert seit 2015. Auch die jüngsten Anschläge ha­
ben nicht zu einer Zurückhaltung im Kaufverhalten geführt 
(vgl. Bürkl 2016).

Insgesamt ist also für 2016 – nach derzeitigem Prognose­
stand – mit moderat steigenden Ausgaben für Ausrüstungs­
güter zu rechnen. Die Chancen für die Leasinggesellschaften 
stehen nicht schlecht, dabei überdurchschnittlich zu parti­
zipieren. Die von Energie sparenden Technologien getriebe­
ne Investitionswelle ist ein Hoffnungsträger für die Leasing­
branche über 2016 hinaus. Daneben dürfte die unter dem 
Schlagwort »Industrie 4.0« beschriebene vierte industrielle 
Revolution beträchtliche Investitionen im IT­Bereich ansto­
ßen, vor allem auf mittlere Frist.

Endlich mehr IT-Investitionen?

Die Entwicklung der Produktgruppe IT, EDV­Anlagen und 
Büroequipment einschließlich der Software verläuft seit vie­
len Jahren unterdurchschnittlich, teilweise ist sie sogar rück­
läufig. Da die Preise hier schon lange zurückgehen, wird das 
Wachstum bei nominaler Betrachtung zwar unterzeichnet, 
andererseits prägen diese Produkte als Leittechnologie un­
ser Zeitalter. Ständige Innovationen bedeuten auch eine re­
lativ rasche technische Obsoleszenz, was eigentlich zu einer 
dynamischen Investitionstätigkeit und zu einem hohen Anteil 
an den gesamten Ausrüstungsinvestitionen führen müsste. 
Dem ist aber bisher nicht so. Es scheint bei öffentlichen und 
privaten Investoren eine Scheu vor ausreichenden Neuinves­
titionen im IT­Bereich zu geben, die sich nicht nur aus Kos­
tenüberlegungen speist.

Bei seinem Amtsantritt hat der neue Vorstandschef einer deut­
schen Großbank die IT als eines der größten Probleme der 
Bank bezeichnet. »Wir haben lausige, schrecklich in effiziente 
Systeme« (vgl. Maisch und Osman 2016). Auch andere Häu­
ser scheinen diese Probleme zu kennen, wie die BCG fest­
stellte: Die IT vieler Banken ist stark veraltet. Viele der Program­
me sind so alt, dass die Mitarbeiter, die sie warten könnten, in 
Rente sind. Fest steht, dass die Banken nun viele Milliarden 
in ihre EDV investieren müssen (vgl. Schreiber 2016). Deutsch­
lands Mittelstand droht nach einer Studie der KfW­Banken­
gruppe, den Anschluss bei der Digitalisierung zu verlieren: Die 
mittelständische Wirtschaft schöpft das Potenzial der Digita­
lisierung bei weitem noch nicht aus (vgl. o.V. 2016).
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Kurios mutet ein Bericht aus Japan an. Im Land der Tech­
nik­Pioniere werden noch heute im großen Stil Computer 
aus den 1990er Jahren als Second­Hand­Geräte an kleine 
Hersteller aus der Provinz bis hin zum multinationalen Au­
tomobilzulieferer verkauft. Ersatzteile für diese Rechner wur­
den noch bis 2010 produziert (vgl. Nagel 2016).

Bei weiter fortschreitender Digitalisierung werden Unterneh­
men, die keine moderne und leistungsfähige EDV haben, 
wohl kaum wettbewerbsfähig bleiben können. Insbesonde­
re im Zuge der technischen und organisatorischen Anforde­
rungen, die im Zusammenhang mit der Einführung von »In­
dustrie 4.0« stehen, dürfte der Investitionsbedarf bei IKT­Pro­
dukten erheblich zunehmen. Eine 2015 veröffentlichte Un­
tersuchung stellte hierzu fest: Fast drei Viertel der deutschen 
Unternehmen (72%) fühlen sich sehr gut auf die Digitale 
Transformation vorbereitet. Wenn es allerdings um den not­
wendigen Um­ und Ausbau der IT­Infrastruktur geht, zeigt 
sich, dass es noch umfangreicher Investitionen in neue Sys­
teme und Infrastrukturen bedarf. Noch immer fließen mehr 
als zwei Drittel der IT­Investitionen in den Betrieb der beste­
henden IT­Infrastruktur und Anwendungslandschaft. Ledig­
lich 33% wenden die Unternehmen dafür auf, neue, dyna­
mische Infrastrukturen – sogenannte Next­Generation­Infra­
structures – aufzubauen, die auf die speziellen Anforderun­
gen der digitalen Transformation im Hinblick auf Flexibilität, 
Agilität und Skalierbarkeit ausgerichtet sind. Ohne erhebli­
che Investitionen wird es indes nicht gehen: Die meisten 
Unternehmen erachten eine Aufstockung ihres IT­Budgets 
als notwendig. Vier von fünf Befragten (82%) fordern eine 
Erhöhung des Budgets um 10 bis 30%. Bei der Auswahl 
neuer Technologien sind sich die Unternehmen bewusst, 
dass nur der Einsatz einer breitgefächerten Applikationsba­
sis langfristig erfolgversprechend ist (vgl. o.V. 2015).
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Investitionsbereitschaft
Deutsche Industrie: Für 2016 erhöhte

Annette Weichselberger

Nach den Plänen der Unternehmen ist im Verarbeitenden Gewerbe 2016 mit einem nominalen 

Anstieg der Investitionen um 7% zu rechnen (real: +6%). Für das vergangene Jahr ergaben die 

Meldungen der Firmen einen Zuwachs von 2%. An der schwerpunktmäßig im ersten Halbjahr 2016 

vom ifo Institut durchgeführten Investitionserhebung im Verarbeitenden Gewerbe beteiligten sich 

gut 2 400 Unternehmen. Gemessen an den Bruttoanlageinvestitionen repräsentieren sie das deut-

sche Verarbeitende Gewerbe zu rund 56%. Erfasst wurden neben der Investitionsentwicklung in 

den beiden vergangenen Jahren die Investitionspläne für 2016 sowie die Zielsetzung der Investi-

tionstätigkeit. 

2015: Investitionsanstieg geringer 
als geplant

Nach den Ergebnissen der aktuellen In-
vestitionserhebung hat das Verarbeitende 
Gewerbe in Deutschland mit knapp 
56 Mrd. Euro seine Investitionen 2015 no-
minal um 2% erhöht (vgl. Tab. 1). Die re-
ale Veränderungsrate dürfte 2015 mit gut 
1% etwas niedriger sein als die nominale, 
da anderes als im vorausgegangenen 
Jahr die Preise für Ausrüstungsgüter 
2015 leicht anzogen. Der Großteil der In-
vestitionen des Verarbeitenden Gewer- 
bes (2015: 86%) diente der Anschaffung 
von Ausrüstungsgütern. Der Anteil der 
Bauinvestitionen betrug 2015 entspre-
chend 14% (vgl. Tab. 2).

Wie das aktuelle Befragungsergebnis 
zeigt, hat die deutsche Industrie im Laufe 
des vergangenen Jahres ihre ursprüngli-
chen Investitionsabsichten nach unten 
korrigiert. Nach den Plänen vom Herbst 
2014 war für 2015 mit einem Anstieg der 
Investitionen im Verarbeitenden Gewerbe 
um nominal fast 5% (real: 4%) zu rechnen 
gewesen.

Investitionszuwachs von 2%

Nach den Meldungen der Firmen wurden 
die Investitionen 2015 am stärksten in der 
Hauptgruppe Verbrauchsgüter erhöht 
(5%), während das Gebrauchsgüterge-
werbe seine Ausgaben für neue Bauten 

Tab. 1  
Bruttoanlageinvestitionen 

Bereich 

Mio. Euro Veränderungsraten in % 

2014 2015 2014/2013 2015/2014 2016/2015 
Verarbeitendes Gewerbe 54 845 55 950 + 3 + 2 + 7 
darunter:           
Vorleistungsgüter 21 205 21 630 ± 0 + 2 + 9 
Investitionsgüter 23 590 23 870 + 1 + 1 + 2 
Gebrauchsgüter 1 130 1 060 – 13 – 6 + 15 
Verbrauchsgüter 8 500 8 930 + 14 + 5 + 14 

Quelle: ifo Investitionstest. 

Tab. 2  
Zusammensetzung der Investitionen 

Bereich 

Anteile an den gesamten Bruttoanlageinvestitionen in % 
Betriebsbautena) 

(einschl. in Bau befindlicher) 
Ausrüstungenb) 

2012 2013 2014 2015 2012 2013 2014 2015 
Verarbeitendes Gewerbe 14 14 14 14 86 86 86 86 
darunter:                 
Vorleistungsgüter 11 10 10 13 89 90 90 87 
Investitionsgüter 14 16 13 12 86 84 87 88 
Gebrauchsgüter 11 11 9 13 89 89 91 87 
Verbrauchsgüter 15 25 17 17 85 75 83 83 

a) Ohne Wohnungsbauten. – b) Diese Position enthält Maschinen und maschinelle Anlagen (einschl. in Aufstellung befind-
licher) sowie Fahrzeuge, Werkzeuge, Betriebs- und Geschäftsausstattung. 

Quelle: ifo Investitionstest.  
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und Ausrüstungsgüter erneut merklich – um 6% – kürzte. 
Die Investitionen der Vorleistungsgüter- und der Investitions-
güterproduzenten übertrafen das Vorjahresniveau nur leicht 
(+ 2% bzw. + 1%). 

Auf Branchenebene schlägt vor allem die Investitionsverhal-
ten der Hersteller von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug-
teilen zu Buche (vgl. Tab. 4). Diese Branche tätigte 2015 mit 
knapp 13,6 Mrd. Euro allein fast ein Viertel der Investitionen 
des Verarbeitenden Gewerbes. Damit hat sie in ähnlichem 
Umfang investiert wie im Jahr zuvor. Das gilt auch für die 
chemische Industrie und die Metallerzeugung und -bearbei-
tung sowie für das Papiergewerbe. Kräftige Investitionser-
höhungen zwischen 20% und 10% waren u.a. in den Bran-
chen sonstiger Fahrzeugbau, pharmazeutische Industrie 
und in der Herstellung von Gummi und Kunststoffwaren zu 
verzeichnen. Eine im Vergleich hierzu nur relativ leichte An-
hebung (weniger als 10%) der Investitionsausgaben melde-
ten im Durchschnitt die Maschinenbauer, die Hersteller von 
DV-Geräten, elektronischen und optischen Erzeugnissen, 

die Produzenten von elektrischen Ausrüstungen sowie die 
Branchen, die dem Nahrungs- und Genussmittelbereich zu-
zuordnen sind (Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln, 
Getränkeherstellung und Tabakverarbeitung). 

Demgegenüber dürfte die Mineralölverarbeitung (einschließ-
lich Vertrieb) ihre Ausgaben für neue Sachanlagen 2015 
merklich gekürzt haben. Investitionsrückgänge von 5 bis 
10% ergaben auch die Meldungen der Hersteller von Me-
tallerzeugnissen, des Bekleidungsgewerbes sowie die der 
Produzenten von sonstigen Waren. 

2016: Industrieunternehmen wollen 7% mehr 
investieren

Nach den aktuellen Ergebnissen will das Verarbeitende Ge-
werbe seine Investitionen in diesem Jahr verstärkt erhöhen. 
Betrachtet man die von den Unternehmen gemeldeten In-
vestitionstendenzen, so planen 59% der Erhebungsteilneh-

mer mehr und knapp 41% weniger als 2015 
zu investieren. Der Saldo aus den »Mehr«- 
und »Weniger«- Meldungen liegt somit bei 
+ 18. Berücksichtigt man für die Berech-
nung die quantitativen Angaben, so dürften 
die Investitionen des Verarbeitenden Gewer-
bes 2016 nominal 7% über dem Vorjahres-
niveau liegen. Da die Preise für neue Aus-
rüstungsgüter derzeit leicht anziehen, liegt 
die zu erwartende reale Veränderungsrate 
bei 6%.

Allerdings ist zu berücksichtigen, dass die 
überwiegende Mehrheit der Meldungen 
zum Investitionstest vor dem EU-Referen-
dum des Vereinigten Königreichs abgege-
ben wurde. Inwieweit die Investitionstätig-
keit letztendlich durch den EU-Austritt 
Großbritanniens beeinflusst wird, bleibt ab-
zuwarten.

Tab. 3 
Tendenzen der Investitionsplanung 

Bereich 

Im Jahr 2016 wollen gegenüber 2015 …% der Unternehmena) 
investieren Zum Vergleich: 

Pläne für  
mehr gleich viel weniger Saldob) 2015 2014 2013 

Verarbeitendes Gewerbe 59 0 41 + 18 + 28 + 41 + 9 
darunter:              
Vorleistungsgüter 61 0 39 + 22 + 33 + 9 + 23 
Investitionsgüter 53 0 47 + 6 + 47 + 78 – 14 
Gebrauchsgüter 73 0 27 + 46 – 42 + 92 + 63 
Verbrauchsgüter 61 0 39 + 22 + 7 + 34 + 43 

a) Gewichtet mit dem Firmenumsatz. – b) Differenz der Prozentanteile der gewichteten »Mehr«- und »Weniger«-Meldungen. 

Quelle: ifo Investitionstest.  
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Investitionsanstieg breit angelegt

Nach den vorliegenden Meldungen zeichnen sich in allen 
Hauptgruppen des Verarbeitenden Gewerbes Investitions-
erhöhungen ab. Die stärksten Zuwächse von rund einem 
Siebtel meldeten im Durchschnitt die Gebrauchsgüterpro-
duzenten und das Verbrauchsgüter produzierende Gewer-
be. Auch das Vorleistungsgütergewerbe will seine Ausgaben 
für neue Bauten und Ausrüstungsgüter in diesem Jahr wie-
der spürbar – um 9% – aufstocken. Demgegenüber ergaben 
die Befragungsergebnisse für die Hauptgruppe Investitions-
güter einen nur moderaten Anstieg von 2%. 

Differenziert man die Ergebnisse nach Wirtschaftszweigen, 
so will die überwiegende Anzahl von Branchen ihre Investi-
tionsbudgets in diesem Jahr erhöhen. Den stärksten Zu-
wachs um rund ein Viertel meldete das Druckgewerbe. Kräf-
tige Investitionserhöhungen – um rund ein Fünftel – planen 

auch die pharmazeutische Industrie, der Maschinenbau, die 
Metallerzeugung und -bearbeitung sowie das Papiergewer-
be. In der Pharmaindustrie – wie auch in der chemischen 
Industrie und im Straßenfahrzeugbau – spielen Forschungs- 
und Entwicklungsaktivitäten eine große Rolle. Entwicklungs-
kosten, die einem konkreten Projekt zuordenbar sind, dürfen 
im Gegensatz zum HGB nach den international geltenden 
Bilanzierungsvorschriften IAS (International Accounting 
Standards) als Investitionen verbucht werden. Zahlreiche 
– insbesondere große und international agierende Unterneh-
men – haben in den vergangenen Jahren ihre Buchhaltung 
auf die IAS umgestellt. Die merkliche Investitionsaufstockung 
im Papiergewerbe ist im Wesentlichen auf ein aktuell im Bau 
befindliches Großprojekt zurückzuführen. 

Spürbare Investitionssteigerungen um 10 bis 15% meldeten 
u.a. auch die Hersteller von Gummi- und Kunststoffwaren, 
die Produzenten von Metallerzeugnissen sowie die Befra-

 
 

 
Tab. 4  
Investitionsentwicklung nach Branchen 

 

Quelle: ifo Investitionserhebungen, Stand: Frühjahr 2016. 
 
 

Bereich 

Bruttoanlageinvestitionen in Mio. Euro 

2013 2014 2015a) 

2016 Verän-
derung in der 

Größenordnung 
von ...%b) 

Verarbeitendes Gewerbe 53 450 54 845 55 950 + 7 
Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln 3 465 3 825 3 825 + 5 
Getränkeherstellung  880 1 140 1 250 ± 0 
Tabakverarbeitung  230  180  150 – 25 
Textilgewerbe  310  340  375 ± 0 
Bekleidungsgewerbe  90  75  70 ± 0 
Ledergewerbe  135  215  215 – 5 
Holzgewerbe (ohne Herstellung von Möbeln)  500  555  525 + 5 
Papiergewerbe 1 270 1 180 1 180 + 20 
Herstellung von Druckerzeugn.; Vervielf. von Ton-, Bild-, Datenträgern  575  620  620 + 25 
Kokerei und Mineralölverarbeitung  700  850  570 – 20 
Chemische Industrie 5 460 5 470 5 470 + 5 
Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen 1 320 1 610 1 850 + 20 
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 2 615 2 890 3 180 + 10 
Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden  1 555 1 570 1 730 + 10 
Metallerzeugung u.-bearbeitung 2 895 2 630 2 630 + 20 
Herstellung von Metallerzeugnissen 3 815 3 985 3 780 + 15 
Herstellung von DV-Geräten, elektronischen und optischen Erzeugnissen  2 325 2 165 2 270 + 5 
Herstellung von elektrischen Ausrüstungen 2 755 2 780 2 920 + 10 
Maschinenbau 5 760 6 145 6 630 + 20 
Herstellung von Kraftwagen u. -teilen 13 450 13 550 13 550 – 5 
Sonstiger Fahrzeugbau 1 110 1 030 1 240 + 15 
Herstellung von Möbeln  430  355  355 + 5 
Herstellung von sonstigen Waren 1 115 1 170 1 050 + 5 
Reparatur und Instandhaltung von Maschinen und Ausrüstungen     690  515  515 ± 0 
p) Vorläufig. b) Geplant, die Veränderungsrate der Bruttoanlageinvestitionen liegt: 

 ±   0 = zwischen +   2,5 und –   2,5% 

     +   5 = zwischen +   2,5 und +   7,5% 

     + 10 = zwischen +   7,5 und + 12,5% 
     + 15 = zwischen + 12,5 und + 17,5% 
     + 20 = zwischen + 17,5 und + 22,5% 
     + 25 = zwischen + 22,5 und + 27,5% 
     + 30 = zwischen + 27,5 und + 32,5% 
      –     = entsprechend. 
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gungsteilnehmer der Branche sonstiger Fahrzeugbau. Die 
Herstellung von Kraftwagen und -teilen, die zurzeit unter 
dem Eindruck des wellenschlagenden VW-Abgasskandals 
steht, hat für dieses Jahr ein Investitionsbudget angesetzt, 
das mit knapp 12,9 Mrd. Euro um rund 5% hinter dem vom 
Vorjahr zurückbleibt. 

Kapazitätserweiterungen stehen im Vordergrund

Nach den Meldungen der Unternehmen des Verarbeitenden 
Gewerbes ist die Erweiterung 2016 – wie schon 2015 – vor-
rangiges Investitionsziel (vgl. Tab. 5). Dabei sind jedoch we-
niger Kapazitätserweiterungen bestehender Produktions-
programme (Erweiterung im klassischen Sinne) als vielmehr 
Änderungen und Ausweitungen der Produktpalette vorge-
sehen (vgl. Tab. 6). Insgesamt haben zwei Drittel (67%) der 
Unternehmen 2015 in erster Linie in Erweiterungsmaßnah-
men investiert. Für dieses Jahr liegt der entsprechende Pro-
zentsatz bei 69%. Auch auf Hauptgruppenebene dominiert 
die Kapazitätserweiterung – sowohl 2015 als auch 2016 – in 
allen Bereichen. Bei der Interpretation der Ergebnisse zu den 
Investitionszielen ist jedoch zu bedenken, dass Investitions-
projekte nur selten ganz klar den einzelnen Zielen zugeord-

net werden können: So ist z.B. mit einer Ersatzinvestition 
oft auch ein gewisser Rationalisierungseffekt verbunden.

Eine außerordentlich hohe Bedeutung haben Erweiterungs-
investitionen in diesem Jahr in der Mineralölverarbeitung 
(einschließlich Vertrieb), im sonstigen Fahrzeugbau, zu dem 
der Luft- und Raumfahrzeugbau sowie der Schiffbau zählen, 
und vor allem im Straßenfahrzeugbau. In diesen Branchen 
dienen die Erweiterungsinvestitionen schwerpunktmäßig 
Änderungen bzw. Ausweitungen der Produktpalette.

Gut ein Fünftel der Unternehmen investiert in diesem Jahr 
vorrangig in Ersatzbeschaffungen. Hier sind vor allem fol-
gende – gemessen an ihrem Investitionsvolumen – eher klei-
nere Branchen zu nennen: Bekleidungsindustrie, Lederge-
werbe und Tabakverarbeitung. Im vergangenen Jahr haben 
auch das Papiergewerbe und die Metallerzeugung und -be-
arbeitung recht stark in Ersatzbeschaffungen investiert.

Rationalisierungsmaßnahmen waren 2015 und sind auch 
2016 bei knapp einem Zehntel der Industrieunternehmen 
der wichtigste Investitionsanlass. Dieses Investitionsmotiv 
hat schon seit längerem stark an Bedeutung eingebüßt. 
Überdurchschnittlich umfangreiche Rationalisierungsinves-

Tab. 5 
Zielsetzung der Investitionen 

Bereich 

Als Hauptziel ihrer Investitionen nannten …% der Unternehmena) 

Kapazitätserweiterung Rationalisierung Ersatzbeschaffung 

2015 2016 
geplant 

2015 2016 
geplant 

2015 2016 
geplant 

Verarbeitendes Gewerbe 67 69 10 11 23 20 
darunter:             
Vorleistungsgüter 49 53 16 19 35 28 
Investitionsgüter 89 90   2   2   9   8 
Gebrauchsgüter 50 51 29 32 21 17 
Verbrauchsgüter 60 56 12 14 28 30 

a) Gewichtet mit dem Firmenumsatz. 

Quelle: ifo Investitionstest, Stand: Frühjahr 2016.  

Tab. 6 
Erweiterungsinvestitionen und Produktionsprogramm 

Bereich 

…% der Unternehmena) nahmen in erster Linie  
Erweiterungsinvestitionen vor, und zwar unterb) 

Beibehaltung des  
Produktionsprogramms 

Änderung bzw. Ausweitung  
des Produktionsprogramms 

2015 2016 
geplant 

2015 2016 
geplant 

Verarbeitendes Gewerbe 23 23 41 43 
darunter:         
Vorleistungsgüter 31 29 16 21 
Investitionsgüter 11 11 78 78 
Gebrauchsgüter   8 11 39 40 
Verbrauchsgüter 30 36 21 11 

a) Gewichtet mit dem Firmenumsatz. – b) Die hier aufgeführten Prozentsätze ergänzen sich nicht zu den Anteilen für die 
Hauptziele (Tab. 4), da ein Teil der Firmen hierzu keine Angaben machte.  

Quelle: ifo Investitionserhebungen, Stand: Frühjahr 2016. 
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titionen sind 2016 vor allem in der Herstellung von elektri-
schen Ausrüstungen, aber auch im Holzgewerbe (ohne Her-
stellung von Möbeln) geplant. 

Zusammenfassung

Nach den aktuell vorliegenden Meldungen zum Investitions-
test haben die Industrieunternehmen in Deutschland ihre 
Investitionen 2015 zwar erhöht, aber nicht in dem Maße wie 
ursprünglich geplant. Mit knapp 56 Mrd. Euro lag das Inves-
titionsniveau nominal rund 2% (real :1%) über dem von 2014. 
Am stärksten wurden die Investitionen 2015 in der Haupt-
gruppe Verbrauchsgüter erhöht (5%), während das Ge-
brauchsgütergewerbe seine Ausgaben für neue Bauten und 
Ausrüstungsgüter erneut merklich – um 6% – kürzte. Die 
Investitionen der Vorleistungsgüter- und der Investitionsgü-
terproduzenten übertrafen das Vorjahresniveau nur leicht 
(+ 2% bzw. + 1%). 

Angesichts der derzeit weitgehend stabilen konjunkturellen 
Lage plant das Verarbeitende Gewerbe für 2016 eine spür-
bare Erhöhung. Die Meldungen der Unternehmen ergaben 
für 2016 einen Investitionsanstieg von nominal 7% (real: 6%). 
Damit hat das Verarbeitende Gewerbe seine Investitions-
budgets für 2016 gegenüber der Planung vom Herbst ver-
gangenen Jahres aufgestockt, was zum Teil auf aus dem 
Vorjahr ins Jahr 2016 verschobene Investitionsprojekte zu-
rückzuführen sein dürfte. 

Hauptzielsetzung der Investitionstätigkeit war 2015 und ist 
auch 2016 die Kapazitätserweiterung, und zwar weniger, 
um die Produktionskapazitäten im klassischen Sinne zu er-
weitern, sondern vielmehr in erster Linie mit der Absicht, 
das bestehende Produktionsprogramm zu ergänzen bzw. 
zu verändern. An zweiter Stelle stehen Ersatzbeschaffun-
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Als Hauptziel der Investitionstätigkeit nannten ...% der Unternehmena)

Quelle: ifo Investitionstest.

a) Meldungen aus dem Verarbeitenden Gewerbe, gewichtet mit dem Firmenumsatz.
Stand: Frühjahr für das jeweilige Vorjahr, 2016: vorläufig.

Erweiterung i.e.S.

Rationalisierung
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Ausweitung/Änderung des Produktionsprogramms

Abb. 2

gen, während das Rationalisierungsmotiv 
insgesamt gesehen weiterhin das Schluss-
licht bildet.
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El Niño und die Agrarmärkte
Kurz zum Klima: Alle Jahre wieder? Das Klimaphänomen

Jana Lippelt und Julia Schricker

Das Wettergeschehen in den tropischen Regionen des Pa-
zifiks wird durch komplexe Wechselwirkungen zwischen 
der Atmosphäre und den Ozeanen bestimmt, die sich so-
wohl jahreszeitlich als auch über mehrere Jahre hinweg in 
großräumigen Veränderungen zeigen. Eines der bekann-
testen und in seinen Folgen weitreichendsten ist das Klima-
phänomen El Niño. Seinen Namen – zu Deutsch Christkind 
– erhielt es ursprünglich von peruanischen Fischern, die da-
mit eine natürliche, ungefähr zur Weihnachtszeit auftreten-
de, warme Ozeanströmung bezeichneten, die südwärts 
entlang der Küste von Peru und Ecuador fließt und Schwär-
me von Warmwasserfischen mit sich bringt (vgl. Trenberth 
1997; Bendix und Bendix 2013). In den vergangenen Jahr-
zehnten wurde El Niño allerdings nur noch mit der unge-
wöhnlich starken Erwärmung der Gewässer in Verbindung 
gebracht, die alle zwei bis sieben Jahre auftritt und die re-
gionalen Witterungsbedingungen im Pazifik zum Teil grund-
legend verändert. 

Starke El-Niño-Episoden, die mit schweren Schäden an 
Umwelt und Landwirtschaft einhergehen, können weitrei-
chende sozioökonomische Konsequenzen haben. In eini-
gen Staaten Afrikas, z.B. aktuell Äthiopien, können die Wet-
tereffekte von El Niño zu schweren wirtschaftlichen Verwer-
fungen führen, in deren Gefolgschaft sich bspw. Hungers-
nöte entwickeln (vgl. FAO 2016a). Besonders gefährdet 
sind Länder, deren wirtschaftliche Leistung zu einem gro-
ßen Teil vom primären Sektor (Landwirtschaft, Fischerei 
und Bergbau) abhängt und die ohnehin politisch sowie fi-
nanziell unter Druck stehen. Hier kann ein El-Niño-Ereignis 
potenziell die politische, ökonomische und gesellschaftliche 
Stabilität des Landes gefährden und so weitreichende Kon-
sequenzen haben (vgl. Sachs 2016). Es gibt Hinweise dar-
auf – wenngleich auch die Kausalität in der Wissenschaft 
nicht unumstritten ist –, dass es unter El-Niño-Episoden 
vermehrt zu Bürgerkriegsereignissen kommt (vgl. Hsiang, 
Meng und Cane 2011). Auf der anderen Seite kann sich El 
Niño unter den richtigen Umständen auch positiv auswir-
ken, indem die klimatischen Veränderungen dazu genutzt 
werden, durch den gezielten Anbau bestimmter Getrei-
desorten in bestimmten Anbaugebieten Ertragssteigerun-
gen zu erzielen (vgl. Iizumi et al. 2016). Im Folgenden wird 
zunächst die Entstehung des El-Niño-Phänomens erläutert, 
und anschließend werden die Auswirkungen auf die Um-
welt sowie auf die Wirtschaft und im Speziellen auf die 
Landwirtschaft untersucht.

Normalsituation im äquatorialen Pazifik und 
El-Niño-Situation

Das allgemeine Wettergeschehen wird im zentralen und 
südlichen Pazifik maßgeblich von der sogenannten Wal-
ker-Zirkulation bestimmt. Die nach ihrem Entdecker be-
nannte Zirkulation der Luftmassen spielt sich überwiegend 
breitenkreisparallel entlang des Äquators zwischen Süd-

amerika und Südostasien ab. Walker beschrieb damit einen 
jährlichen Kreislauf von Erwärmung und Abkühlung der Luft-
massen über dem äquatorialen Pazifik (vgl. WMO 1999). 
Dort stehen sich an den Küsten des Ozeans ein Hochdruck-
gebiet im Osten und ein Tiefdruckgebiet im Westen gegen-
über. Die oberflächennahen Passatwinde, die beständig von 
Osten nach Westen wehen, nehmen dabei die Wärme und 
Feuchtigkeit der Ozeane auf und transportieren sie nach 
Ostaustralien und Indonesien. Dort bilden sich hohe Wol-
ken, die mit intensiven Gewittern und hohen Niederschlägen 
einhergehen. In der höheren Atmosphäre fließen die inzwi-
schen trockenen Luftmassen Richtung Osten und sinken 
dort als kühle Luft ab (vgl. WMO 1999). 

Verstärkt und aufrechterhalten wird diese Zirkulation durch 
Meeresströmungen, die im Falle des Humboldtstroms an 
der Westküste Südamerikas zunächst nordwärts fließen 
und daraufhin mit dem Passat nach Westen getrieben wer-
den. Dadurch werden die wärmeren Wassermassen der 
Ozeanoberfläche abtransportiert. Als Ausgleich dazu steigt 
an der Ostküste kaltes Tiefenwasser mit einem hohen 
Nährstoff- und Sauerstoffgehalt auf, das über dem Ostpa-
zifik zu niedrigen Wasser- und Lufttemperaturen von rund 
20°C beiträgt. Im Gegensatz dazu besteht an den West-
küsten ein ausgeprägter und tiefreichender Warmwasser-
körper von ca. 30°C (vgl. WMO 1999). 

Die Walker-Zirkulation wird u.a. durch die Jahreszeiten be-
einflusst und kann jährlich variieren. Dadurch dass die Pas-
satwinde im Sommer der Südhalbkugel an Einfluss verlie-
ren, werden weniger der kalten Wassermassen an die Mee-
resoberfläche und nach Westen transportiert, so dass sich 
die Wassermassen im Ostpazifik zum Jahresende hin leicht 
erwärmen (vgl. WMO 1999), was nach der alten Definition 
von Fischern als El Niño bezeichnet wurde. Im Laufe des 
Südwinters kehren sich die Verhältnisse um, die Passatwin-
de sind nun stark ausgeprägt und führen zum vermehrten 
Auftrieb von Tiefenwasser. Eine stärkere Veränderung der 
Walker-Zirkulation wird als Southern Oscillation bezeichnet. 
Damit ist eine Art Schaukelbewegung gemeint, die durch 
die großräumige Verschiebung der Luftdruckmassen zu-
stande kommt und auf die Entstehung von El Niño hindeu-
ten kann (vgl. WMO 2014).1 

Während eines El-Niño-Ereignisses nach heutiger Definition 
kommt es zu einer monatelangen Abschwächung bzw. so-

 1 Die Stärke der Southern Oscillation wird u.a. mit Hilfe des Southern Oscil-
lation Index (SOI) gemessen und gibt Auskunft über die Luftdruckdiffe-
renz zwischen den Messstationen im australischen Darwin und Tahiti 
bzw. deren Abweichung vom langjährigen Mittel. Negative Werte stehen 
dabei für einen ungewöhnlich hohen bodennahen Luftdruck im Westpa-
zifik bzw. niedrigen Druck im Ostpazifik, was auf die Entwicklung eines 
El-Niño-Ereignisses hindeuten kann, während positive Werte das Gegen-
teil zeigen (vgl. Baldenhofer 2016a). Neben dem SOI existieren zudem 
weitere Indizes, die Auskunft über die Temperatur der Luft und der Mee-
resoberflächen sowie Windverhältnisse geben und dazu verwendet wer-
den, mögliche El Niño-Ereignisse besser vorherzusagen bzw. dessen 
Stärke zu beurteilen.
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gar Umkehr der Walker-Zirkulation. Dabei kehren sich als 
Folge veränderter Wassertemperaturen an der Ozeanober-
fläche die Luftdruckverhältnisse meist zur Jahresmitte um, 
so dass über Indonesien ein Hochdruckgebiet und über 
dem Ostpazifik ein Tiefdruckgebiet entsteht. Als einer der 
Auslöser für die veränderten Meeresoberflächentemperatu-
ren werden u.a. meist besondere Westwindausbrüche ge-
sehen, die die warmen Wassermassen zum Jahresbeginn 
im Lauf einiger Tage bis weniger Wochen in Form großer 
Ozeanwellen von den Westküsten nach Osten transportie-
ren (vgl. Lengaigne et al. 2004). Diese sogenannten Kelvin-
wellen führen zur Veränderung der thermischen Schichtung 
im Ozean, so dass an der Ostküste weitaus weniger kaltes 
Tiefenwasser aufsteigt (vgl. McGregor 2015). 

Infolge des dadurch abnehmenden Temperaturgradienten 
nehmen die im Südsommer ohnehin schwächeren Passat-
winde in ihrer Intensität ab. Dies wiederum hat einen Rück-
kopplungsprozess zur Folge, durch den nun noch weniger 
Wassermassen nach Westen getrieben werden und das 
Aufströmen von Tiefenwasser weitgehend zum Stillstand 
kommt (vgl. Met Office 2014). Infolgedessen erwärmt sich 
das Oberflächenwasser an der Ostküste stetig weiter, was 
zur Verschiebung des westlichen Tiefdruckgebiets nach 
Osten führt. Das Ergebnis ist das Aufsteigen von warmer, 
feuchter Luft über dem Ostpazifik und Wolkenbildung samt 
Niederschlägen. Die warmen, sauerstoffarmen Wasser-
massen führen vor der Küste von Peru und Ecuador zur 
Abwanderung bzw. sogar zum Sterben von Plankton und 
Fischen und somit zum Einbruch der Fangquoten. Im Ge-
gensatz dazu sinken die kühleren, trockenen Luftmassen 
im Hochdruckgebiet über Australien und Indonesien ab und 

führen dort zu anhaltenden Dürreperioden (vgl. Baldenhofer 
2016a). Das gesamte Phänomen bzw. das Zusammenspiel 
der umgekehrten Luftdruckverhältnisse (Southern Oscilla-
tion) und der veränderten Meeresströmungen (El Niño) wird 
im Allgemeinen zum Begriff El Niño Southern Oscillation 
(ENSO) zusammengefasst (vgl. WMO 1999).

Meteorologische und ökologische Auswirkungen

Neben starken Niederschlägen mit Überschwemmungen 
und Erdrutschen in der Region Peru-Ecuador und Teilen 
Chiles kommt es während El-Niño-Ereignissen i.d.R. zu 
Hitze- und Dürreperioden in Südostasien und Australien 
(vgl. Abb. 1), die mit z.T. erheblichen Waldbränden verbun-
den sind. Die Ausdehnung der Warmwassermassen wäh-
rend dieser Ereignisse ist dabei gewaltig und verursacht 
eine enorme Steigerung der Verdunstung und Wolkenbil-
dung, so dass dadurch die Wetter- und Niederschlags-
muster weltweit beeinflusst werden (vgl. Collins et al. 
2010). Diese Fernwirkungen in der atmosphärischen Zirku-
lation (Telekonnektionen) äußern sich bspw. durch wärme-
re Winter in Alaska und Kanada sowie durch Starkregener-
eignisse in Kalifornien und den Südstaaten der USA, die 
zum Teil mit einer besonders kühlen Witterung einherge-
hen können (siehe Karte). Dagegen hat Nordostbrasilien in 
El-Niño-Jahren aufgrund der veränderten Luftzirkulation 
immer wieder mit besonders starken Dürreperioden zu 
kämpfen. Im südlichen Afrika führt El Niño oft zu Trocken-
heit oder auch zu einem schwachen indischen Sommer-
monsun. Allerdings sagt die Stärke eines El-Niño-Ereignis-
ses nicht allgemein etwas über die Stärke der meteorolo-

Trocken

Trocken und warm

Warm
Feucht
Feucht und kalt
Feucht und warm

Meteorologische Auswirkungen

Quelle: WMO (2014), El Nino/Southern Oscillation.

Abb. 1
Weltweite Auswirkungen des El-Niño-Phänomens
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gischen und ökologischen Auswirkungen weltweit aus. 
Darüber hinaus gleicht kein Ereignis dem anderen. Die 
Stärke von El Niño wird vielmehr durch weitere regionale, 
z.T. temporär auftretende Oszillationssysteme beeinflusst 
(vgl. Bendix und Bendix 2013).

Zu den Auswirkungen auf die Umwelt zählt u.a. das Aus-
bleichen von Korallen. Aufgrund der erhöhten Temperatu-
ren im Ozean verlieren Korallen durch die begrenzte Nähr-
stoffzufuhr und ihrer Temperatursensitivität die symbion-
tisch in ihnen lebenden Mikroalgen, die unter anderem für 
die Färbung der Korallen verantwortlich sind (vgl. Balden-
hofer 2016a). Ein solches Ereignis fand u.a. beim El Niño 
2015 im Südpazifik und Indischen Ozean statt. Sobald die 
Wassertemperaturen sinken, kehren die Mikroalgen lang-
sam wieder zurück, so dass die Korallen sich wieder erho-
len können. Allerdings kann dieser Vorgang bis zu 20 Jah-
re dauern, wie beispielsweise 1998 im Great Barrier Reef 
vor Australien (vgl. NOAA Climate 2016). Eine weitere Aus-
wirkung sind tropische Wirbelstürme, die während 
El-Niño-Ereignissen vor allem im Pazifik deutlich zuneh-
men können (vgl. Baldenhofer 2016a). So entwickelten 
sich bis Ende 2015 rund 25 Taifune und Hurrikane und 
übertrafen damit die bisherige Zahl von jährlich 18 Stür-
men deutlich.2 

Insgesamt reiht sich der jüngste El Niño in die Reihe der drei 
stärksten je registrierten El-Niño-Ereignisse, neben den Kli-
maereignissen 1982/83 und 1997/98, ein. Seine Aus-
wirkungen auf die Umwelt sind verheerend: Der El Niño 
2015/16 ist u.a. verantwortlich für die höchste Anzahl von 
Hurrikanen im Nordpazifik, für den Wassernotstand in Pu-
erto Rico, den größten Sprung der atmosphärischen Koh-
lendioxidkonzentration seit Aufzeichnungsbeginn, für die 
Jahrhundertflut in Paraguay, eine schwere Dürre und Hun-
gersnot in Äthiopien, die stärkste Dürre in der Karibik seit 
500 Jahren, Ernteschwund in Südafrika, Australien, Neu-
seeland, Indonesien, Chile, Indien und Japan sowie einen 
neuen globalen Temperaturrekord (vgl. Lindsey 2016). 

(Land-)Wirtschaftliche Auswirkungen

Das El-Niño-Klimaphänomen kann in seiner Ausprägung 
von gemäßigt bis extrem variieren und genauso reichen sei-
ne Auswirkungen von leicht bis schwerwiegend. Diverse 
Wirtschaftsbereiche können von den Effekten – je nach-

 2 Da die ENSO-Variabilität durch eine feine Balance aus verstärkenden und 
dämpfenden Rückkopplungen bestimmt wird, ist es wahrscheinlich, dass 
einer oder mehrere der wesentlichen physikalischen Prozesse, die für die 
Charakterisierung von ENSO verantwortlich sind, auch vom Klimawandel 
beeinflusst werden (vgl. Collins et al. 2010). Bisher ist jedoch noch unklar, 
inwieweit und in welche Richtung sich ENSO verändern wird. Gesichert 
ist bisher die Annahme, dass sich die Passatwinde abschwächen könn-
ten, sich die Meeresoberflächentemperaturen zonal symmetrisch ausrich-
ten (mit einem Maximum am Äquator) und dass sich die Thermokline 
(Temperatursprungschicht im Ozean zwischen warmem Oberflächenwas-
ser und kälterem Tiefenwasser) dauerhaft abflachen könnte.

dem, ob sich Hitze und Trockenheit oder große Nieder-
schlagsmengen einstellen – betroffen sein. Starkregenereig-
nisse einerseits können zu Überflutungen und Erdrutschen 
führen, die wiederum Schäden insbesondere im Infrastruk-
tur- und Transportsektor verursachen. Hitze und Dürre an-
dererseits können Einschränkungen der Wasserverfügbar-
keit für Bevölkerung und Industrie – und damit verbundene 
Schwierigkeiten – hervorrufen. Beide Ausprägungen kön-
nen ein Ausbleiben von Touristen nach sich ziehen und da-
mit einem Wirtschaftssektor schaden, der für einige, stark 
von El Niño betroffene Gebiete ein wichtiges Standbein dar-
stellt (vgl. Ziese, Becker und Fröhlich 2015). Darüber hinaus 
verursacht El Niño hohe Kosten für das Gesundheitswesen, 
da das Klimaphänomen spürbar zur Ausbreitung verschie-
dener Krankheiten beiträgt. In warm-feuchten Gebieten 
führt El Niño zur Ausdehnung der Brutstätten für Stechmü-
cken und fördert so die Verbreitung von Krankheiten wie 
Malaria, Denguefieber, Cholera etc. (vgl. Bendix und Bendix 
2013). Wissenschaftler gehen davon aus, dass die aktuell 
rasante Ausbreitung des Zika-Virus in Lateinamerika eben-
falls durch das Klimaphänomen entscheidend begünstigt 
wurde (vgl. WHO 2016).3 In Regionen, die durch das Auf-
treten von El Niño unter Hitze und Trockenheit zu leiden 
haben, zeigt sich ein deutlicher Anstieg von Atemwegser-
krankungen in Zusammenhang mit Waldbränden und 
Sandstürmen und damit einhergehender Luftverschmut-
zung (vgl. Bendix und Bendix 2013).

Der Wirtschaftsbereich, der am stärksten von El-Niño-Er-
eignissen betroffen ist, ist jedoch die Landwirtschaft. So-
wohl große Niederschlagsmengen als auch Trockenheit 
und Hitze können zu gravierenden Missernten führen. Im 
Gegensatz zu den Effekten auf andere Wirtschaftsberei-
che korrelieren die Auswirkungen von El Niño auf die Ag-
rarpreise jedoch nicht direkt mit der meteorologischen In-
tensität, mit der El Niño auftritt (vgl. Tab. 1). Der Extrem- 
El-Niño von 1997/98 beispielsweise, der weltweit zu signi-
fikanten Produktionseinbußen bei Getreide geführt hatte, 
wirkte sich – entgegen den Erwartungen – nur wenig auf 
die Preisentwicklung an den internationalen Agrarmärkten 
aus (vgl. Zinke 2015; Zinke 2016).4 Grund dafür ist die 
komplexe Preisbildung an den Agrarmärkten. Grundsätz-
lich unterliegt die Agrarpreisbildung zwar den Gesetzmä-
ßigkeiten von Angebot und Nachfrage, so dass Ernteaus-
fälle infolge einer El-Niño-Episode zu einer Verknappung 
des Angebots und so regelmäßig zu steigenden Preisen 

 3 Hinsichtlich der Ausprägung der Wetterextreme ist das El-Niño-Ereignis 
2015/16 mit dem 1997/98 vergleichbar, das weltweit zu enormen Prob-
lemen im Gesundheitswesen führte. In Ecuador beispielsweise waren 
60% der Bevölkerung betroffen, und die Anzahl von Malariaausbrüchen 
stieg um 440%. Auch wenn erwartet wird, dass der El Niño 2015/16 im 
Sommer 2016 abgeklungen sein dürfte, könnten seine gesundheitlichen 
Konsequenzen noch bis 2017 spürbar sein (vgl. WHO 2016).

 4 Wie eine Untersuchung der Weltorganisation für Meteorologie (WMO) 
ergab, waren die Auswirkungen des El Niño 1997/97 dramatisch: 24 120 
Menschen verloren aufgrund von Stürmen, Überschwemmungen, 
Sturmfluten oder Dürren ihr Leben, die materiellen Schäden summierten 
sich auf 34,3 Mrd. US-Dollar (vgl. Baldenhofer 2016b).
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am Weltmarkt führen (vgl. Pascher 2016). Darüber hinaus 
üben aber noch viele weitere klimaunabhängige und glo-
bal wirksame Faktoren starken Einfluss auf die Bildung der 
Weltmarktpreise aus. Je nachdem wie stark diese ausge-
prägt sind, können sie die Effekte von El Niño überlagern, 
kompensieren oder sogar in ihr Gegenteil verkehren. Die 
globale Finanzkrise 2008/09, ein deutlich verändertes 
Nachfrageverhalten oder Handelsrestriktionen können sol-
che relevanten Einflussgrößen sein, wie auch die Entwick-
lungen im Zusammenhang mit dem jüngsten El-Niño-Er-
eignis 2015/16 bestätigen (vgl. Zinke 2015; Zinke 2016).

Der El Niño 2015/16 zählt zu den drei stärksten El-Niño- 
Episoden seit Aufzeichnungsbeginn. Auch wenn es noch zu 
früh ist, eine abschließende Bilanz zu ziehen, kann man be-
reits heute sagen, dass seine Auswirkungen auf die Agrar-
preise eher moderat ausgefallen sind (vgl. Zinke 2015). Um 
die komplexen Zusammenhänge zu verstehen, die das 
Preisgeschehen bestimmt haben, müssen die Umstände, 
die vor dem Entstehen des Klimaphänomens herrschten, 
betrachtet werden. Die Ausgangssituation bildet das Früh-
jahr 2014, als die globalen Agrarpreise – infolge zweier vor-
ausgegangener, außergewöhnlich ertragsreicher Ernten und 
einer damit verbundenen, überaus reichlichen Versorgungs-
lage mit Getreide – unter Druck geraten waren und eine Ab-
wärtsbewegung der Preise einsetzte (vgl. FAO 2016b). Ent-
gegen den Erwartungen konnte der starke El Niño, der sich 
ab Herbst 2014 abzeichnete und ein Jahr später voll entfal-
tete, den Preisverfall nicht aufhalten. Verantwortlich war ein 
zeitgleich stattfindendes Zusammenspiel verschiedener Er-
eignisse, die in der Summe einen massiven Nachfragerück-
gang nach Agrarrohstoffen auslösten: Sowohl die schwä-
chere Konjunkturentwicklung in China als auch der ab Som-
mer 2014 einsetzende Preisverfall beim Rohöl, der die Kauf-
kraft der rohölexportierenden Ländern schwächte, sowie 

das im August verhängte Importembargo 
Russlands belasteten die Agrarmärkte 
schwer (vgl. Lindsey 2016; Pascher 2016; 
FAO 2016b; BMEL 2016; Deutscher Bau-
ernverband 2016). Obwohl der Extrem- 
El-Niño regional zu teilweise gravierenden 
Missernten geführt hatte, entfaltete er erst 
nach seinem meteorologischen Höhepunkt 
zum Jahreswechsel 2015/16 seine volle 
Wirkung auf die Agrarmärkte. Der FAO-
Preis index, der seit Frühjahr 2014 im Sinken 
begriffen gewesen war, erreichte Anfang 
2016 seine Talsohle. Ab April 2016 lösten 
weitere Missernten einen kräftigen globalen 
Preisanstieg bei Sojabohnen und Mais aus 
(vgl. Zinke 2015; Zinke 2016; FAO 2016b).5 
Nichtsdestotrotz brachte aber auch die Ern-
teperiode 2015/16 zum dritten Mal in Folge 
überdurchschnittlich hohe Getreideernte-
mengen, so dass die Situation der Agrar-
preise insgesamt betrachtet – zwar auf et-

was höherem Niveau – weiterhin als angespannt bezeichnet 
werden muss (vgl. Mohr 2016; FAO 2016b). Die Ankündi-
gung des Heranwachsens einer neuerlich üppigen Ernte be-
endete die leichten Preisersteigerungen ab Juni 2016 wie-
der (vgl. Index Mundi 2016). 

Aufgrund der stark gewachsenen Verflechtung der Agrar-
märkte ist der Einfluss von El-Niño-Episoden auf das inter-
nationale Markt geschehen in den vergangenen 20 Jah ren 
gestiegen. Dementsprechend sind auch in Ländern wie 
Deutschland, die vom Klimaphänomen nicht direkt betrof-
fen sind, die preislichen Auswirkungen einer El-Niño-Episo-
de zu spüren (vgl. Bendix und Bendix 2013). Im Landwirt-
schaftsjahr 2015/16 wurden die deutschen Getreideerzeu-
ger jedoch in ihrer Hoffnung auf steigende Preise infolge 
des El-Niño-Ereignisses enttäuscht. Die erwarteten Preisef-
fekte auf Weizen, Raps und Milch – drei für deutsche Land-
wirte wichtige Erzeugnisse – blieben aus. Der Grund hierfür 
ist, dass die Weltmarktpreise für Weizen bzw. Raps von den 
internationalen Mais- bzw. Sojapreisen maßgeblich beein-
flusst werden. Besonders enttäuschend entwickelte sich 
die Situation für die deutschen Rapserzeuger. Denn ange-
sichts weltweit sehr niedriger Rapsernten und gleichzeitig 
steigendem Importbedarf wären deutlich steigende Preise 
zu erwarten gewesen. Aufgrund der starken Abhängigkeit 
von den Sojapreisen sorgte die globale Preisentwicklung 
bei Soja jedoch für ein Verharren der Rapspreise auf weiter-
hin niedrigem Niveau (vgl. Agrarzeitung 2016; Bayerisches 
Landwirtschaftliches Wochenblatt 2016). 

 5 Verantwortlich für die Preiswende waren eine – durch massive Regenfäl-
le ausgelöste – Überflutung der Soja- und Maisfelder in Argentinien, tro-
ckenheitsbedingte Ernteausfälle im wichtigsten brasilianischen Sojaan-
baugebiet sowie Missernten im – von Starkregen und Überflutungen 
be troffenen – südlichen Weizenanbaugebiet Texas (USA) seit Frühjahr 
2016 (vgl. Zinke 2016). 

 
Tab. 1 
Auswirkungen von El Niño und La Niña auf globale Agrarpreise  
(und Produktionsmengen) 

El Niño 
Meteorologische 

Ausprägung 
Auswirkung auf Agrarpreise 

Mais Weizen Soja 
1991/92 moderat keine Anstieg  keine 
1994/95 moderat Anstieg Anstieg  Anstieg  
1997/98 stark keine keine keine 
2002/03 moderat Anstieg  Anstieg  Anstieg  
2004/05 schwach keine keine keine 
2006/07 schwach Anstieg  Anstieg  Anstieg  
2009/10 moderat Anstieg  Anstieg  Anstieg  
2015/16 stark Anstieg  keine Anstieg  
La Niña         
1988/89 stark keine keine keine 
1998/99 stark keine keine keine 
1999/01 stark keine keine  keine 
2007/08 moderat Anstieg Anstieg Antieg 
2008/09 moderat keine keine keine 
2010/12 stark Anstieg Anstieg Anstieg 
2016/17 n.v.       

Quelle: FAO-Stat (2016); Wolter und Timlin (2016); Zinke (2016). 
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Wetterexperten rechnen damit, dass nun erneut die Klima-
schaukel in Gang kommt und sich die Wetterextreme fort-
setzten werden: Es zeichnet sich ab, dass der ausklingende 
El Niño zügig in sein meteorologisches Gegenstück, eine 
Kaltphase namens La Niña, übergehen könnte. Beim 
La-Niña-Phänomen handelt es sich um den umgekehrten 
Zustand von El Niño bzw. um eine extreme Ausprägung der 
Normalsituation (s.o.) mit einer besonders stark ausgepräg-
ten Kaltwasserzunge vor Peru und Ecuador. Aufgrund der 
ungewöhnlich starken Abkühlung der Meerestemperaturen 
vor der pazifischen Ostküste gehen Experten davon aus, 
dass sich Anfang 2017 mit einer Wahrscheinlichkeit von ca. 
60% ein La-Niña-Ereignis entwickeln wird (vgl. NCEP 2016). 
Die meteorologischen Auswirkungen treten im Großen und 
Ganzen umgekehrt wie unter El Niño auf. Zu den Fernwir-
kungen zählen daher u.a. eine geringere Hurrikan-Aktivität 
im Zentral- und Ostpazifik und ein häufigeres Auftreten von 
Hurrikanen im Atlantik. Üblicherweise führt La Niña zu höhe-
ren Niederschlagsmengen in Indien und Indonesien sowie in 
Australien und Afrika, während in Peru, Chile, Argentinien 
und im Südwesten der USA die Wahrscheinlichkeit für Tro-
ckenheit steigt (vgl. Zinke 2016; Putnam 2016). 

Auch die ökonomischen Effekte von La Niña treten ähnlich, 
aber regional umgekehrt wie unter El Niño auf. Allerdings hat 
die Betrachtung über die Zeit gezeigt, dass sich La Niña ne-
gativer auf die Ertragsentwicklung auswirkt. Was die Grö-
ßenordnung angeht, fallen die Effekte von La Niña jedoch 
weniger gravierend aus (vgl. Iizumi et al. 2014). Wie bei El 
Niño auch, ist jede La-Niña-Episode anders, so dass aktuell 
noch keine gesicherten Prognosen über die Intensität und 
die Auswirkungen der sich ankündigenden La-Niña-Episode 
getroffen werden können. Das letzte La-Niña-Ereignis bei-
spielsweise hatte gravierende Auswirkungen für die Agrar-
märkte: Die Wettereffekte riefen u.a. die schwerste Dürre 
seit Jahrzehnten in den USA hervor, und die drohenden Ern-
teausfälle ließen die Maispreise ab Sommer 2012 um 44% 
sowie die Notierungen für Sojabohnen um 30% nach oben 
schießen (vgl. Zinke 2016; Gärtner 2012). 

Implikationen und Perspektiven

Zusammenfassend ist festzustellen, dass sich jedes El-Niño- 
Ereignis in seiner Ausprägung von den anderen unterscheidet 
und bisher keine sicheren Prognosen über seine meteorolo-
gischen sowie ökonomischen Auswirkungen zulassen. Ins-
besondere die Effekte auf die Preisbildung an den Agrarmärk-
ten werden in starkem Maße von anderen Faktoren mitbe-
stimmt, so dass es keine unmittelbare Korrelation zwischen 
der Intensität eines El Niños und den Auswirkungen auf die 
Agrarpreise gibt. Das liegt auch daran, dass das Klimaphäno-
men positive Effekte auf die landwirtschaftliche Produktion 
haben kann, wenn die entsprechende Wetterwirkung zum 
richtigen Zeitpunkt und in der richtigen Region auftritt. In Süd- 
und Nordamerika beispielsweise führten vermehrte Regen-

schauer vor der Aussaat und während wichtiger Wachstum-
sphasen zu entsprechenden Ertragssteigerungen (vgl. Zinke 
2015; Zinke 2016). Eine 2014 veröffentlichte Studie kommt 
zu dem Ergebnis, dass die positiven Auswirkungen auf die 
Erträge landwirtschaftlicher Erzeugung unter einer El-Niño- 
Episode im Durchschnitt die negativen überwiegen – im Ge-
gensatz zu La Niña (vgl. Iizumi et al. 2014).6

Insbesondere vor dem Hintergrund der in Zukunft drastisch 
steigenden weltweiten Nachfrage nach Getreide – Experten 
rechnen mit einer Nachfragesteigerung von über 100% bis 
2050 – ist es von elementarer Bedeutung, die Effekte des 
Klimaphänomens besser verstehen zu lernen, um gezielt 
die negativen Effekte zu minimieren und die positiven Wir-
kungen zu maximieren. Denn um der steigenden Nachfrage 
nach Lebensmitteln gerecht werden zu können, muss die 
globale Produktion um jährlich 2,2–2,4% ausgeweitet wer-
den. Aufgrund der Flächenknappheit ist dies jedoch nur 
über Ertragssteigerungen – insbesondere in den bisher 
eher ertragsschwachen Schwellen- und Entwicklungslän-
dern – zu schaffen. Mit Hilfe neuer Erkenntnisse über das 
El-Niño-Phänomen können Zeitpunkt der Aussaat sowie 
die Art des angebauten Getreides gezielt an die künftigen 
Wetterereignisse angepasst werden und so Erträge maxi-
miert werden (vgl. Iizumi et al. 2014). Darüber hinaus kann 
die El-Niño-Forschung dazu beitragen, nationale Regierun-
gen in die Lage zu versetzen, sich gezielter auf einen El 
Niño vorbereiten und besser auf ihn und seine Auswirkun-
gen reagieren zu können, die Nahrungsmittelknappheit für 
die armen Bevölkerungsschichten in El-Niño-bedingten Kri-
sen zu mindern sowie die Einkommensrisiken der Landwir-
te zu reduzieren. 
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